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A.  Einleitung. 

Begriff  des  internationalen  Strafrechts. 

Überall,  wo  sich  Staaten,  oder  wenn  man  die  unserem 
heutigen  Begriff  vom  Staate  doch  nicht  ganz  entsprechenden 
Gemeinwesen  auch  früherer  Zeiten  mitumfassen  will,  doch 
staaten-ähnliche  Gebilde  finden,  die  ihr  eigenes  Recht  und 
ihre  eigene  Gerichtsbarkeit  im  weitesten  Sinne  besitzen,  er¬ 
hebt  sich  für  diese  die  Frage,  wie  die  außerhalb  ihres  Ge¬ 
bietes  begangenen  Verbrechen  zu  behandeln  sind.  Die  Ant¬ 
wort  hierauf  gibt  uns  das  sog.  „Internationale  Strafrecht.“ 

Mit  Recht  hat  man  in  der  Wissenschaft  diese  Bezeich¬ 
nung  angefochten;  so  namentlich  Franz  von  Lißt,  der  die 
Existenz  eines  völkerrechtlichen,  d.  h.  auf  Rechtssätzen 
des  Völkerrechts  beruhenden  Strafrechts  überhaupt  in  Ab¬ 
rede  stellt  und  in  diesem  Sinne  behauptet :  Ein  unmittelbares 
internationales,  allerdings  erst  in  den  ersten  Anfängen 
stehendes  Strafrecht  wird  durch  die  mit  Strafsanktion  ver¬ 
sehenen  Anordnungen  der  internationalen  Schiffahrts-  und 
Sanitätskommissionen  gebildet;1)  den  übrigen  strafrechtlichen 
Abmachungen  von  Staaten  spricht  er  den  Charakter  eines 
objektiven  Rechts  mangels  dahinterstehender  Strafsanktion 
ab.  Mag  nun  auch  für  unsere  Frage  die  Richtigkeit  der 
vorstehenden  Behauptung  dahingestellt  sein,  so  muß  man 
jedenfalls  von  Lißt  doch  darin  beipflichten,  daß  der  Begriff 
„Internationales  Strafrecht“  hier  in  einem  anderen  Sinne  ge¬ 
braucht  wird,  nämlich  in  dem  von  Strafrechtssätzen,  die 
von  mehreren  Staaten  durch  internationale  Abmachungen 
auf  völkerrechtlichem  Wege  geschaffen  sind;  be¬ 
grifflich  ist  diese  Definition  allerdings  die  allein  richtige  und  jeder 
Unbefangene  wird,  wenn  er  den  Ausdruck  „Internationales 
Strafrecht“  zum  ersten  Male  hört,  ihm  diesen  Inhalt  geben. 

1)  Lehrbuch  des  Strafrechts,  18.  Aufl.  1911  S.  105,  Vergl.  dazu 
ebenso  derselbe  in  Kultur  der  Gegenwart,  herausgeg.  v.  Hinneberg, 
S.  251,  Teil  II,  Abt.  8. 
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Leider  hat  sich  aber  der  Ausdruck  „Internationales  Straf¬ 
recht“  eingebürgert  als  Bezeichnung  nicht  des  Völkerrechts, 
sondern  des  öffentlichen  (Straf-) Rechts  eines  konkreten  Staats¬ 
wesens.  Da  außerdem  in  der  Literatur  der  Gebrauch  in  diesem 
letzteren  Sinne  nun  einmal  üblich  ist,  so  empfiehlt  es  sich, 
ihn  ebenfalls  so  anzuwenden,  und  es  wird  daher  im  Verlauf 
dieser  Abhandlung  unter  „Internationalem  Strafrecht“  ver¬ 
standen  werden:  Das  Strafrecht  Deutschlands,  soweit  es  den 
räumlichen  Geltungsbereich  seiner  Strafgesetze  betrifft,  d.  h. 
als  Antwort  auf  die  Frage:  Unter  welchen  Voraussetzungen 
kann  ein  im  Auslande  begangenes  Delikt  im  Inlande  bestraft 
werden  ? 


B.  Hauptteil. 

1.  Das  internationale  Strafrecht. 

I.  Das  internationale  Strafrecht  in  der  Doktrin 
der  älteren  Zeit. 

a)  Bis  zur  Mitte  des  18.  Jajhrhunderts. 

Die  Stellung,  die  die  deutschen  Juristen  der  Frage  des 
Internationalen  Strafrechts  gegenüber  bis  in  die  Mitte  des 
18.  Jahrhunderts  eingenommen  haben,  ist  charakterisiert 
durch  den  Grundsatz,  daß  Verbrechen  überall  da  bestraft 
werden  können,  wo  der  Täter  ergriffen  wurde.  Begünstigt 
wurde  dieser  Grundsatz  durch  die  Tatsache,  daß  die  meisten 
strafbaren  Handlungen  sowohl  als  Verbrechen  gegen  die 
Gesetze  des  Deutschen  Reichs  wie  der  einzelnen  Terri¬ 
torialgesetze  angesehen  werden  konnten,  und  daß  außerdem 
verschiedene  Reichsgesetze  für  einzelne  Verbrechen  die  Ver¬ 
folgung  dem  Gerichte,  in  dessen  Bezirk  der  Täter  ergriffen 
wurde,  zur  Pflicht  machten.1)  Im  übrigen  war  nicht  theo¬ 
retischen  Erwägungen,  sondern  einem  rein  praktischen  Be¬ 
dürfnisse  der  Grundsatz  entsprungen,  der  verlangte,  daß 


1)  Meili:  Entwicklungsperioden  d.  Internat.  Strafr.  1908.  Fest¬ 
schrift  f.  R.  Schröder,  S.  27. 
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innerhalb  des  Staatsgebiets  begangene  Delikte  auch  daselbst 
bestraft  werden  mußten.  Dagegen  hatte  sich  bisher  noch 
keine  herrschende  Ansicht  zu  bilden  vermocht  über  die 
Frage,  inwieweit  auch  die  im  Auslande  begangenen  Delikte 
zu  bestrafen  seien.1) 


b)  Die  ältesten  partikularistischen  Kodifikationen. 

Mit  der  Erstarkung  der  territorialen  Gewalt  und  der 
Bildung  der  Territorialstaaten  wurde  in  der  Folge  das  bisher 
geltende  gemeine  deutsche  Recht  für  den  jeweiligen  Einzel¬ 
staat  zum  Teil  ersetzt  durch  landesgesetzliche  Bestimmungen. 
Als  erster  Territorialstaat,  der  Fragen  des  räumlichen  Gel¬ 
tungsbereichs  seiner  Strafgesetze  regelt,  erschien  Bayern  auf 
dem  Plane  mit  einem  Codex  Juris  Bavarici  Criminalis  de 
anno  1751,  dem  ersten  Gesetzbuch  in  Deutschland,  durch 
welches  das  gemeine  deutsche  Strafrecht  und  das  gemeine 
deutsche  Strafprozeßrecht  aufgehoben  wurde.2)  Zu  erwähnen 
ist  im  ersten  Teil  erstes  Kapitel  des  Codex  folgende  Be¬ 
stimmung3):  „Straff  wird  regulirt  nach  denen  Statutis  des 
Orths,  wo  man  verbrochen  hat.“  Ferner  im  zweiten  Teile 
erstes  Kapitel  folgende  weiteren  Bestimmungen:  „Dreifaches 
Forum  Criminale  ordinarium  (§  10  nämlich:  Forum  in  loco 
Delicti,  in  loco  Deprehensionis  und  Domicilii)  von  dem  Jure 
Praeventionis  unter  den  kompetirenden  Obrigkeiten  (§11 
und  muß  der  Übelthäter  deme,  der  zuvorkommet,  auf  seine 

Kosten  ausgeliefert  werden . );  Wann  die  That  an  einem 

Orth  angefangen,  an  einem  anderen  vollendet  ist,  hat  die 
Praevention  statt  (§  18);  Wann  der  Locus  Delicti  auf  der 
Gränze  liegt  oder  strittig  ist  (§  19:  Ebenfalls  Praevention). 
Praevention  inter  Locum  accusationis  und  inquisitionis  (§  20); 
Praevention  hat  nur  statt  unter  inländischen  Gerichten. 
(§  21.  All  obiges  was  von  der  Praevention  und  Verschaffung 
gemeldet  worden  ist, . ).“ 


1)  v.  Bar:  Das  internationale  Privat-  und  Strafrecht  1862.  S.  507. 

2)  Wächter:  Gemeines  Recht  Deutschlands,  insbes.  gemeines 
deutsches  Strafrecht  (1844)  S.  155. 

3)  Ich  kann  mich  hier  auf  die  Inhaltsangabe  beschränken  ;  der 
einschlägige  wörtl.  Gesetzestext  in  F.  Meili:  Entwicklungsperioden 
d.  Internationalen  Strafrechts  1908.  Festschr.  f.  R.  Schröder.  S.  54. 
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Der  Codex  Juris  Bavarici  stellt  also  alle  seine  Normen 
ausdrücklich  nur  für  die  inländischen  Gerichte  unterein¬ 
ander  auf. 

Im  Jahre  1794  kodifizierte  auch  Preußen  sein  Recht 
und  löste  durch  die  Aufnahme  eines  neuen  Strafrechts  in  das 
allgemeine  Landrecht  die  bisherige  Verbindung  mit  dem 
gemeinen  Rechte.1)  Das  preußische  Landrecht  enthält  in 
Teil  II,  Titel  20  §  12  —  15,  die  Bestimmung,  daß  Fremde,  die 
innerhalb  des  Landes  Verbrechen  begehen,  wie  Untertanen 
nach  inländischen  Gesetzen  bestraft  werden;  wegen  auswärts 
begangener  Verbrechen  sollen  Fremde  nach  den  Gesetzen 
des  Begehungsortes  bestraft  werden,  jedoch  nicht  strenger 
als  die  Tat  im  Inland  nach  inländischen  Gesetzen  beurteilt 
wird. 

Dazu  bestimmt  die  Kriminalordnung  (im  allgemeinen 
Kriminalrecht  für  die  preußischen  Staaten),2)  daß  weder  Unter¬ 
suchung  noch  Bestrafung  stattfinden  solle,  wenn  die  Hand¬ 
lung  des  an  geschuldigten  Untertans  nur  nach  den  auswärtigen 
und  nicht  nach  den  inländischen  Gesetzen  strafbar  sei. 

c)  Theorie  bis  zur  Mitte  des  19.  Jahrhunderts, 

Wenn  auch  die  Theorie  schon  seit  Jahrhunderten  eine 
gewisse  Tendenz  nach  dem  Territorialprinzip  hin  zeigte,  so 
war  es  doch  erst  Abegg,  durch  dessen  Schrift  „Über  die 
Bestrafung  der  im  Auslande  begangenen  Verbrechen  (Lands¬ 
hut  1819)“  die  Lehre  von  der  Bestrafung  im  Auslande  be¬ 
gangener  Verbrechen  festen  Boden  gewann,  und  derselbe 
Autor  war  es  auch,  der  das  Territorialprinzip  aussprach  und 
zu  begründen  suchte.3)  Seine  Ausführungen  gipfeln  in  dem 
Satze :  „Das  positive  Recht,  d.  h.  die  Gesetze  eines  Staates 
gelten  ohne  Ausnahme  im  Staatsgebiete,  aber  auch  nur  in  dem¬ 
selben.  Das  Recht  und  die  Pflicht  des  Staates,  den  Rechts¬ 
zustand  zu  sichern,  und  dadurch  die  Sicherheit  des  Einzelnen, 
kann  sich  nur  auf  dessen  Gebiet  erstrecken.  Außer  dem¬ 
selben  werden  weder  seine  Gesetze  verletzt,  noch  seine 
Pflichten  in  Anspruch  genommen“.4)  Die  notwendige  Folge- 

1)  Vergl.  Wächter  a.  a.  O.  S.  161—163. 

2)  Vergl.  Meili  S.  57 — 58.  (Entwicklungsperioden). 

3)  Vergl.  Hälschner.  Das  preußische  Strafrecht,  II. Teil  1858,  S.53. 

4)  Abegg  a.  a.  O.  S.  53. 
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rung  hieraus  war  der  Satz,  der  den  Inhalt  des  Territorial¬ 
prinzips  ausmacht:  Daß  das  im  Auslande  begangene  Ver¬ 
brechen  niemals  nach  den  inländischen  Gesetzen  strafbar  ist, 
und  daß  ebenso  wenig  das  ausländische  Strafgesetz  im  In¬ 
lande  zur  Anwendung  kommen  kann.  An  Abegg  schließen 
sich  an:  Strube,  Martin,  Köstlin,  Temmel  und  die  Kommission 
zur  Prüfung  des  Entwurfs  des  preußischen  Strafgesetzbuchs 
(1850). 

Aber  schon  1833  lehrte  Bauer,1)  es  käme  bei  der  Be¬ 
urteilung  der  im  Auslande  begangenen  Verbrechen  auf  den 
verletzten  Gegenstand  an,  nämlich  darauf,  ob  das  Delikt  von 
dem  Delinquenten  gegen  sein  Vaterland  oder  gegen  einen 
seiner  Mitbürger  begangen  sei.  Er  erklärt  in  diesen  beiden 
Fällen  das  Bestrafungsrecht  des  Heimatstaates  für  begründet. 
Ist  aber  ein  Ausländer  otter  der  fremde  Staat  verletzt,  so 
berühre  dies  prinzipiell  das  Inland  nicht;  doch  gibt  er  zu, 
daß  das  Inland  seine  Untertanen  für  diese  Fälle  mit  Strafe 
bedrohen  kann,  und  geht  sogar  soweit,  das  Inland  auch  ohne 
solche  Voraussetzung  namens  des  auswärtigen  Staates  dessen 
iibertretenes  Strafgesetz  wider  den  eigenen  Untertanen  an¬ 
wenden  zu  lassen.  Im  Prinzip  und  ohne  die  zu  weitgehende 
letzte  Forderung  schließen  sich  der  Ansicht  Bauers  an  : 
Tittmann,  Feuerbach,  Escher  (ein  Schweizer  Jurist)  und  end¬ 
lich  Hälschner,2)  der  die  Bestrafung  der  Inländer  für  im  Aus¬ 
lande  begangene  Verbrechen  als  eine  durch  die  Gesetz¬ 
gebungspolitik  gebotene  Notwendigkeit  ansieht.  Auch  Bekker 
wandte  sich  gegen  eine  Anerkennung  des  Territorialprinzips 
und  bestritt  lebhaft  die  Behauptung,  daß  das  deutsche  Straf¬ 
recht  auf  ihm  aufgebaut  sei. 

d)  Stellung  der  partikularistischen  Gesetzgebung 
jener  Periode. 

Sieht  man  sich  die  Partikulargesetze  jener  Zeit  an, 
so  zeigt  sich  zunächst,  daß  sie  im  wesentlichen  alle 
darin  übereinstimmen,  daß  alle  im  Inland  begangenen  Ver¬ 
brechen  dem  Strafgesetze  des  Inlandes  unterliegen,  gleich- 

1)  A.  Bauer,  Lehrbuch  des  Strafrechts:  2.  Aufl.  1833,  S.  75  u.  76. 

2)  Über  ihre  Werke  vergl.  Meili  in  Entwicklungsperioden, 
S.  62—66,  u.  derselbe,  Lehrb.  1910,  S.  64. 
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viel,  ob  sie  von  Inländern  oder  von  Ausländern  begangen 
sind.1)  Aber  auch  die  Berechtigung  des  Inlandes  zur  Be¬ 
strafung  der  von  Untertanen  im  Auslande  begangenen  Ver¬ 
brechen  wird  trotz  der  gegenteiligen  theoretischen  Strömungen 
allgemein  anerkannt  in  den  Gesetzen.  In  den  Ausnahme¬ 
fällen,  wo  diese  Berechtigung  versagt  wurde,  unterschied 
man,  ob  es  sich  handelte  um  Verletzung  von  in-  oder  aus¬ 
ländischen  Rechtsgütern.  Dabei  solle  in  vielen  Gesetz¬ 
büchern  nach  einheimischen  Gesetzen  bestraft  werden,  aber 
die  milderen  Bestimmungen  des  Ortes  der  Tat  angewandt 
werden;  während  andere  wieder  bestimmen,  nur  völlige  Straf¬ 
losigkeit  am  Orte  der  Tat  solle  dem  Täter  zugute  kommen. 
Endlich  beanspruchen  alle  deutschen  Strafgesetze  für  sich 
die  Strafgewalt  auch  für  Verbrechen,  die  von  Ausländern 
im  Auslande  begangen  sind;  dabei  stimmen  alle  darin  über¬ 
ein,  daß  diese  Strafbarkeit  nicht  bei  allen,  sondern  nur  bei 
gewissen  Arten  von  Verbrechen  vorliegt,  nämlich  dann, 
wenn  das  Verbrechen  gegen  das  Inland  oder  gegen  Inländer 
oder  gegen  inländische  Rechtsgüter  gerichtet  war.  Das  an¬ 
zuwendende  Recht  ist  in  der  Regel  das  des  strafenden 
Staates,  das  gelegentlich  auch  die  Milderungen  des  auslän¬ 
dischen  Rechtes  gelten  läßt.  (Der  Gefahr  der  Doppelbe¬ 
strafung  sucht  man  zu  steuern  durch  Anerkennung  der  Prä¬ 
vention,  d.  h.  durch  früheres  Eingreifen  fremder  Gerichte 
kann  die  Strafbarkeit  aufgehoben  oder  doch  gemindert  sein). 

Aus  alledem  ist  ersichtlich,  dass  das  Territorialprinzip 
in  den  Gesetzen  überhaupt  keine  Anerkennung  gefunden  hat, 
daß  es  also  nur  den  ersten  Stein  abgab,  auf  dem  die 
Wissenschaft  weiter  bauen  konnte.  So  gewiß  es  ist,  daß 
das  reine  Territorialprinzip  in  keinem  deutschen  Staate  un¬ 
durchbrochen  zur  Herrschaft  gelangt  ist,  ebenso  zweifellos 
ist  auf  der  andern  Seite  die  Einwirkung,  die  es  hie  und  da 
geübt  hat.  So  schrieb  schon  Bekker:  „Es  empfieht  sich  aber 
dieses  angebliche  Prinzip  durch  den  Schein  der  Einfachheit 
und  der  praktischen  Brauchbarkeit,  der  wohl  mehr  als  die 
versuchten  theoretischen  Rechtfertigungen  dazu  beigetragen  hat, 
einzelne  Gerichte  zu  blenden,  so  besonders  die  preußischen.“2) 


1)  bekker  S.  159. 

2)  Vergl.  Bekker  S.  174. 
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II.  Die  neuere  Zeit. 

A.  Theorie. 

Die  folgende  bis  in  unsere  Zeit  hineinreichende  Epoche 
hat  ihr  eigentümliches  Qepräge  erlangt  durch  die  Aufstellung 
von  sogen.  Prinzipien.  Ein  weiteres  charakteristisches  Merk¬ 
mal  dieser  Epoche  ist  die  große  Hartnäckigkeit  des  Kampfes 
um  die  Anerkennung  dieser  Prinzipien. 

Die  Austragung  dieses  Kampfes  stellt  nicht  lediglich  eine 
abgeschlossene  Tatsache  von  nur  historischem  Interesse  dar; 
sie  hat  vielmehr  Nachwirkungen  bis  in  die  neueste  Literatur 
hervorgerufen.  Es  ist  sonach  nunmehr  unsere  Aufgabe,  die 
hier  in  Betracht  kommenden  Prinzipien  näher  zu  erörtern 
und  kritisch  zu  bewerten. 

a)  Das  Territorialprinzip. 

Das  älteste  von  ihnen  ist  das  Territorialprinzip.  Wenn 
dieses  auch  schon  im  Mittelalter  mehr  oder  minder  in  tat¬ 
sächlicher  Geltung  war,  so  konnte  doch  damals  von  einer 
wissenschaftlichen  Erkenntnis  und  Verwertung  dieses  Prinzips 
nicht  die  Rede  sein.  Der  erste  Jurist,  der  das  Prinzip  als 
solches  aussprach  und  wissenschaftlich  zu  begründen  versuchte, 
war  Abegg1).  Die  Anhänger  des  Territorialprinzips  gehen 
aus  von  dem  Satze:  Leges  non  obligant  extra  territorium. 
Ist  eine  Handlung  im  Ausland  begangen,  so  kann  sie  nach 
der  Ansicht  der  Vertreter  des  Territorialprinzips,  selbst  wenn 
sie  dem  Tatbestände  der  inländischen  Gesetze  genügt,  nicht 
im  Inlande  bestraft  werden:  es  fehle  der  Handlung,  wenig¬ 
stens  dem  Inlande  gegenüber  das  Moment  der  Rechtswidrig¬ 
keit,  da  die  inländischen  Gesetze  am  Orte  der  Tat  nicht  in 
Geltung,  d.  h.  für  den  Täter  nicht  verbindlich  waren.  Zu 
dieser  strafrechtlichen  Begründung  ihres  Satzes  führen  sie 
eine  völkerrechtliche  an:  Durch  Anmaßung  eines  Strafan¬ 
spruchs  gegenüber  ausserhalb  seines  Territoriums  begangenen 
Verbrechen  begehe  nämlich  der  Staat  einen  Eingriff  in  seine 
eigene  Souveränität;  denn  wenn  er  seine  Gesetze  über  die 
Grenzen  des  Landes  hinaus  gelten  lassen,  soweit  also  sozu¬ 
sagen  Gesetze  machen  wolle,  so  müsse  er  das  gleiche  Recht 


1)  Vergl.  oben  S.  4. 
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auch  den  gleichberechtigt  neben  ihm  stehenden  fremden 
Staaten  zubilligen,  wodurch  er  aber  aufhören  werde,  der 
ausschließliche  Gesetzgeber  in  seinem  eigenen  Lande  zu  sein. 

In  seiner  grössten  Reinheit  hat  das  Territorialprinzip 
nur  in  England  und  Nordamerika  gegolten.  Es  ist  in  der 
Tat  weder  wissenschaftlich  haltbar,  noch,  so  sehr  auch  der 
erste  Anschein  dafür  zu  sprechen  scheint,  praktisch  brauchbar. 
Schon  der  Satz,  auf  dem  die  strafrechtliche  Begründung 
fundiert  ist,  daß  den  im  Auslande  begangenen  Verbrechen 
die  Rechtswidrigkeit  dem  Inlande  gegenüber  ermangele,  ist 
unrichtig.  Es  fehlt  an  jeder  stichhaltigen  Begründung  dafür,, 
daß  Gesetze  außerhalb  des  Landes  unverbindlich  seien.  Selbst 
der  überwiegende  Teil  der  Anhänger  des  Territorialprinzips 
mußte  zugeben,  dass  der  Staat  genötigt  sein  kann,  gegen 
Handlungen,  die  vom  Auslande  her  gegen  ihn  gerichtet  sind, 
einzuschreiten;  man  suchte  dann  allerdings  das  Prinzip 
dadurch  zu  retten,  daß  man  diese  Notwendigkeit  des  Ein¬ 
schreitens  nicht  als  strafende  Tätigkeit  des  inländischen 
Staates,  sondern  als  einen  Akt  der  Selbstverteidigung  darzu¬ 
stellen  suchte.  Dagegen  wurde  aber  mit  Recht  eingewendet, 
daß  es  sich  in  solchen  Fällen  ja  um  etwas  bereits  Geschehe¬ 
nes  und  nicht  etwa  um  etwas  Gegenwärtiges  oder  Drohendes 
handelt,  von  Notwehr  also  keine  Rede  sein  kann.  Nahe 
liegt  nun  der  Einwand,  es  läge  ein  Akt  legitimer  Selbsthilfe 
oder  Rache  vor,  wobei  man  stillschweigend  die  Idee  zu¬ 
grundelegt,  daß  dem  Inlande  vom  Begehungsstaat  nicht  der 
nötige  Schutz  zuteil  wird.  Hierzu  bemerkt  Hegler:1)  „Allein 
die  Konsequenz  solchen  mangelnden  Schutzes  wäre  nicht 
ein  solches  Recht2).  Vielmehr  könnte  dies  allein  dazu  führen, 
den  ausländischen  Staat  auf  völkerrechtlichem  Wege  zu 
Schutz  und  Bestrafung  anzuhalten.“  Wenn  wir  auch  dem 
letzten  Satze  voll  beipflichten,  so  glauben  wir  doch  dem 
Vordersätze  Heglers,  in  dem  er  dem  Staate  das  Recht  zur 
Selbsthilfe  abspricht,  nicht  beitreten  zu  dürfen;  denn,  was 
ist  denn  Strafe  überhaupt  anderes  als  eine  Art  der  Selbst¬ 
hilfe?  Die  oben  erwähnte  Behauptung,  es  handle  sich  bei 
Maßregeln  gegen  im  Auslande  begangene  Verbrechen  nicht 


1)  Hegler,  Prinzipien  des  internationalen  Strafrechts  1906,  S.  165- 

2)  Gemeint  ist :  der  Selbsthilfe  oder  Rache. 
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um  strafende  Tätigkeit  des  Staates,  ist  also  hinfällig,  weil 
diese  Maßregeln  praktisch  ebensogut  eine  zur  Selbsterhaltung 
erforderliche  Reaktion  des  Staates  darstellen,  wie  die  Strafen 
der  im  Inlande  begangenen  Verbrechen. 

Der  gleiche  Gedanke  führt  auch  zur  Widerlegung  der 
völkerrechtlichen  Begründung.  Wenn  der  Staat  auf  Grund 
seiner  Souveränität  im  Inlande  straft,  soweit  es  im  Interesse 
seiner  Selbsterhaltung  (im  weitesten  Sinne)  notwendig  ist, 
straft  er  zwar  nicht  im  Auslande,  weil  er  dort  nicht 
souverän  ist,  d.  h.  weil  er  dort  nicht  die  tatsächliche  Gewalt 
hat;  nichts  hindert  ihn  aber  daran,  einen  bloßen  Strafanspruch 
zu  erheben,  —  allerdings  aber  auch  nur  insoweit,  als  es  im 
Interesse  seiner  Selbsterhaltung  notwendig  ist  —  und  den 
Strafanspruch,  den  er  im  Auslande  bloß  erhebt,  geltend  zu 
machen  und  prozessual  durchzusetzen,  sobald  der  Täter  ins 
Inland  d.  h.  in  den  Bereich  seiner  Souveränität  gekommen 
ist.  Nicht  durch  die  Erhebung  des  nur  abstrakten,  materiell¬ 
rechtlichen  Strafanspruchs  für  im  Auslande  begangene  Ver¬ 
brechen  tritt  ein  Gegensatz  zweier  Staaten  in  die  Erschei¬ 
nung,  da  sich  der  fremde  Staat  hierum  nicht  kümmern  wird, 
sondern  erst  dann,  wenn  der  Anspruch  im  fremden  Lande 
konkretisiert  und  prozessual  durchgeführt  würde. 

Es  läßt  sich  allerdings  eine  Verletzung  der  Souveränität 
denken  durch  Erhebung  des  bloßen  Strafanspruchs,  der  ja 
in  der  Bedrohung  mit  Strafe  hegt,  und  zwar  dann,  wenn  die 
Souveränität  das  Recht  enthielte  zur  ausschließlichen  Be¬ 
strafung  aller  im  Staatsgebiet  begangenen  Verbrechen.  Diese 
Idee  scheint  den  Anhängern  des  Territorialprinzips  vorzu- 
. schweben.  Eine  solche  Ansicht  über  die  Souveränität  wider¬ 
spricht  indessen  sowohl  der  Anschauung  als  den  tatsächlichen 
Verhältnissen  unserer  Zeit.1)  Ist  ein  ausschließliches  Recht 
auf  Bestrafung  aller  im  Inlande  begangenen  Verbrechen  nicht 
in  der  Souveränität  des  Staates  inbegriffen,  so  muß  man  mit 
Hegler  fragen:  „Woher  aber  kommt  dieses  exklusive  Recht? 
Ein  solches  könnte  doch  nur  im  Wege  des  Völkerrechts 
gesetzt  worden  sein;  und  dies  ist  nicht  der  Fall.“  Kurz 
und  treffend  drückt  Binding  dieses  Verhältnis  aus:  „Nicht 


1)  Vergl.  v.  Rohland  S.  122  ff. 
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um  alternative  Konkurrenz  der  Strafansprüche  handelt  es 
sich  hier,  sondern  um  eine  kummulative.1)  Nun  hat  man 
eingewendet,  daß  durch  eine  derartige  Auffassung  die  Gefahr 
einer  Doppelbestrafung  entstünde.  Diese  Gefahr  besteht 
dann  theoretisch  allerdings,  allein  es  ist  Pflicht  des  Staates, 
eine  solche  Gefahr  zu  beseitigen,  etwa  durch  Bestimmungen 
wie  sie  §  5  und  7  des  R.  Str.  G.  B.  enthalten.  Denn  so  gut 
es  Pflicht  des  Staates  ist,  die  Verbrechen  zu  bestrafen,  so 
sehr  ist  es  auch  seine  Pflicht,  eine  Zufügung  von  Übeln  über 
das  von  ihm  angedrohte  Maß  hinaus  zu  verhindern.  Ist 
das  ausländische  Strafgesetz  bereits  gegenüber  der  vom  Inlande 
unter  Strafe  gestellten  Handlung  wirksam  geworden,  so  ist 
ja,  soweit  es  wirksam  geworden  ist,  auch  der  Zweck  des 
inländischen  Strafgesetzes  erfüllt,  der  Anspruch  unseres 
Strafgesetzes  mithin  erloschen.2) 

Dem  Territorialprinzip  mangelt  nun  neben  seiner  wissen¬ 
schaftlichen  Haltbarkeit  aber  auch  das  Haupterfordernis,  das 
ein  Prinzip  mindestens  haben  sollte:  die  praktische  Brauch¬ 
barkeit.  Denn  abgesehen  davon,  daß  es  an  jedem  straf¬ 
rechtlichen  Schutze  des  Inlandes  gegenüber  den  vom  Aus¬ 
lande  her  begangenen  Verbrechen  fehlt,  —  die  Handlung  ist 
ja  außerhalb  des  Territoriums  begangen  —  erhebt  sich  die 
Schwierigkeit:  wie  soll  das  Inland  einschreiten?  In  Ver¬ 
tretung  des  Staates  etwa,  von  dem  aus  das  Verbrechen  be¬ 
gangen  ist?  Wie  aber  dann,  wenn  dieser  den  Angriff  nicht 
unter  Strafe  gestellt  hat?  Es  ist  unschwer  zu  erkennen, 
daß  eine  befriedigende  Lösung  aller  dieser  praktisch  so 
außerordentlich  wichtigen  Fragen  vom  Standpunkte  des  Terri¬ 
torialprinzips  aus  vollends  unmöglich  ist.  Ja,  die  konsequente 
Anwendung  dieser  Theorie  in  ihrer  exklusiven  Form  müßte 
zu  kriminalistischen  uud  staatsrechtlichen  Ungeheuerlichkeiten 
führen.3)  Es  müßte  bei  Zweifelhaftigkeit  und  Unbekanntheit 
des  Tatortes  der  Täter  straflos  bleiben.  Ferner  würde  jedes 
Land  ein  Asyl  für  jegliche  Verbrechen,  wofern  diese  nur  im 
Ausland  begangen  sind.  So  könnte,  um  nur  das  eine  Beispiel 
anzuführen,  Deutschland  einen  Deutschen,  der  sich  im  Aus- 


1)  Binding,  Grundriß  S.  85. 

2)  So  von  Rohland,  S.  124. 

3)  Vergl.  Traub,  S.  6. 
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lande  des  Hochverrats  schuldig  gemacht  hat,  nach  seiner 
Rückkehr  nicht  nur  nicht  strafen,  sondern  auch  nicht  aus¬ 
liefern,  da  niemand  nach  ihm  verlangen  wird ;  der  Täter 
könnte  sogar  nicht  einmal  ausgewiesen  werden,  sondern 
müßte  geduldet  und  geschützt  werden,  wie  jeder  der  treuesten 
Untertanen!  Endlich  müßte  das  Prinzip  auch  zur  Anerken¬ 
nung  der  Auslieferung  der  Nationalen  führen,  wozu  sich 
wohl  die  wenigsten  Staaten,  schon  aus  staatsrechtlichen 
Gründen,  verstehen  könnten. 

So  darf  denn  auch  heute  das  Territorialprinzip  —  ab¬ 
gesehen  von  dem  englisch-amerikanischen  Rechtskreise  —  als 
überwunden  erklärt  werden  in  dem  Sinne,  daß  es  nicht  zur 
alleinigen  Basis  der  internationalen  Strafhoheit  gemacht 
werden  darf.1) 


b)  Das  Personalprinzip. 

An  das  Territorialprinzip  schließt  sich  an  das  aktive 
Personalitätsprinzip,  auch  Subditionsprinzip,  Subjektions-  oder 
strafrechtliches  Nationalitätsprinzip  genannt.2)  Dieses  Prinzip 
geht  davon  aus,  daß  Gegenstand  der  Staatsgewalt  außer 
dem  Staatsgebiete  die  Angehörigen  des  Staates  seien,  und 
daß  sich  aus  der  Zugehörigkeit  der  Person  zu  einem  Staate 
die  Wirksamkeit  seiner  Strafgesetze  ergebe,  einerlei,  ob  die 
Staatsangehörigen  sich  nun  einer  Normverletzung  im  Inlande 
oder  Auslande  schuldig  gemacht  haben:  Quilibet  est  subditus 
legibus  patriae  et  extra  territorium.  Die  Anhänger  dieses 
Prinzips  gehen  insofern  weiter  als  die  des  Territorialprinzips, 
als  sie  die  Bestrafung  der  durch  Inländer  im  Auslande  be¬ 
gangenen  Verbrechen  anerkennen,  mit  der  Begründung,  daß 
der  Untertan  auch  im  Auslande  an  die  heimischen  Gesetze 
gebunden  sei,  eine  Bindung,  ohne  die  es  keine  Gesetzesüber¬ 
tretung  und  mithin  keine  Strafbarkeit  gibt.  So  einig  sich 
die  Vertreter  dieses  Prinzips  sind  über  diese  Verbindlichkeit 
der  Gesetze  auch  im  Auslande,  so  sehr  gehen  aber  ihre 
Meinungen  auseinander  darüber,  welches  der  Grund  sei. 
Man  versuchte,  die  Verbrechen  als  unbürgerliche  Handlungen 
hinzustellen,  und  behauptete,  solange  ein  Untertan  seine 

1)  Meili  Lehrb.,  S.  78. 

2)  Meili,  S.  91.  In  Entwicklungsperioden  1908. 
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Staatsangehörigkeit  im  Auslande  nicht^aufgäbe,  dürfe  er  auch 
keine  vom  Heimatsstaat  als  unbiirgerlich  bezeichneten]Hand- 
lungen  vornehmen.1)  Hiergegen  wurde  mit  Recht  einge¬ 
wendet,  der  einzig  logische  Schluß  aus  einer  mit  der  Bürger¬ 
eigenschaft  unvereinbaren  Handlungsweise  sei  die  Aufkündi¬ 
gung  des  Bürgerrechts.2)  In  der  Tat  wurde  bei  einer  Revi¬ 
sion  des  Entwurfs  des  preußischen  Strafgesetzbuchs  von 
1843  der  Vorschlag  gemacht,  wenigstens  bei  gewissen  im 
Auslande  verübten  Verbrechen  das  Staatsbürgerrecht  zu  ent¬ 
ziehen.3)  Ein  anderer  Verteidiger  des  Personalprinzips» 
Hebe,  legt  den  Untertanen  die  Verbundenheit  den  Gesetzen 
des  Heimatstaates  gegenüber  auf  als  ein  Äquivalent  des 
Schutzes,  den  die  Untertanen  durch  diesen  im  Auslande  ge¬ 
nießen.  In  Wirklichkeit  aber  besteht  zwischen  dem  völker¬ 
rechtlichen  Schutze,  den  der  Staat  seinen  Angehörigen  außer¬ 
halb  seines  Territoriums  gewährt,  und  der  Verpflichtung  der 
Staatsangehörigen  zur  Beobachtung  der  inländischen  Gesetze 
auch  im  Auslande  gar  kein  Zusammenhang.4)  Es  ist,  wie 
Berner  treffend  bemerkt,5)  in  der  Tat  kein  Grund  abzusehen, 
warum  jenem  Schutze  gerade  diese  Verpflichtung  entsprechen 
soll.  Und  wäre  der  Satz  Helies:  La  condition  de  cette  pro¬ 
tection  est  l’observation  des  lois6)  auch  richtig,  so  könnte 
die  Folgerung  überdies  nur  die  sein,  daß  bei  Nichterfüllung 
der  Bedingung  das  bedingte  Recht  des  Staatsangehörigen 
auf  Schutz  wegfiele.  Ein  Recht  zur  Bestrafung  ergibt  sich 
aber  daraus  immer  noch  nicht.  Der  völkerrechtliche  Schutz 
allein  kann,  gleichgültig  ob  er  vom  Heimatstaat  oder  von 
einem  befreundeten  dritten  Staat  gewährt  wird,  überhaupt 
nicht  die  rechtliche  Grundlage  einer  staatlichen  Strafgewalt 
bilden.7)  Denn  gesetzt  den  Fall,  ein  Staat  kommt  seiner 
Pflicht,  den  Untertanen  im  Auslande  zu  schützen,  in  con¬ 
creto  nicht  nach,  so  behält  er  trotzdem  die  Strafgewalt  auch 
über  den  von  ihm  nicht  geschützten  Untertanen. 


1)  Berner,  Wirkungskreis  S.  126/127  u.  132. 

2)  v.  Rohland,  S.  97. 

3)  Berner,  a.  a.  O.,  S.  424.  Vergl.  auch  Meili,  Lehrb.  S.  81. 

4)  v.  Rohland,  S.  98. 

5)  A.  a.vO.,  S.  426. 

6)  Helie,  S.  133. 

7)  Traub,  S.  9. 
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Während  also  das  Personalprinzip  wie  oben  schon  hervor¬ 
gehoben  worden  ist,  im  Vergleich  zum  Territorialprinzip  die 
Strafkompetenz  des  Inlandstaates  um  die  Delikte  die  außer¬ 
halb  seines  Territoriums  von  Inländern  begangen  sind,  er¬ 
weitert,  wird  andrerseits  bei  genauer  Anwendung  dieses 
Prinzips,  weil  es  eben  den  Strafanspruch  des  Staates  nur 
aus  der  Staatszugehörigkeit  erwachsen  läßt,  die  Kompetenz 
eingeengt  um  die  im  Inland  von  Ausländern  begangenen 
Verbrechen.  Um  diesem  Mangel  abzuhelfen,  versuchte  man 
das  Personalprinzip  mit  dem  Territorialprinzip  zu  verschmel¬ 
zen1).  Eine  solche  Verschmelzung  ist  aber  schlechterdings 
undenkbar.  Denn  beide  Prinzipien  geben  auf  die  Frage,  ob 
der  Ausländer  für  ein  im  Inlande  begangenes  Verbrechen, 
ebenso  wie  auf  die  Frage,  ob  Inländer  für  ein  im  Aus¬ 
lande  begangenes  Delikt  von  der  inländischen  Staats¬ 
gewalt  zu  bestrafen  sind,  direkt  entgegengesetzte  Ant¬ 
worten,  sodaß  man  bei  einer  Verschmelzung  der  beiden 
Prinzipien  Gewalt  gebrauchen  müßte  in  einer  Weise, 
daß  man  nicht  mehr  von  der  Geltung  von  Prinzipien  sprechen 
könnte2).  Jedenfalls  hat  aber  das  Personalitätsprinzip  den 
Nachteil,  daß  es  die  Bestrafung  der  Ausländer,  die  im  In¬ 
lande  strafbare  Handlungen  begangen  haben,  nicht  rechtfertigt. 
Und  doch  war  gerade  die  Berechtigung  zu  solcher  Bestrafung 
von  jeher  anerkannt  und  ihre  tatsächliche  Ausübung  ununter¬ 
brochen  üblich  gewesen.  Diesem  Fehler  mußte  abgeholfen 
werden,  und  man  versuchte  dies  durch  Aufstellung  einer 
Fiktion.  Man  behauptete,  jeder  Ausländer  werde,  sobald  er 
das  inländische  Gebiet  wenn  auch  nur  zu  vorübergehendem 
Aufenthalte  betrete,  Untertan  des  Inlandstaates,  gab  dieser 
Fiktion  den  schönklingenden  aber  nichts  beweisenden  Fach¬ 
ausdruck  „Subditus  temporarius“  und  stellte  diesen  als  Gegen¬ 
stück  dem  „Subditus  perpetuus“  d.  h.  dem  eigentlichen 
Inländer  gegenüber.  Dies  war  natürlich  nur  ein  fehlgeschlagener 
Notbehelf,  denn  es  ist  klar,  daß  durch  bloße  Anwesenheit 
auf  dem  Territorium  eines  Staates  noch  nicht  ipso  iure  die 
Staatszugehörigkeit  erwächst.  Die  heutige  Wissenschaft  ver¬ 
hält  sich  denn  auch  allgemein  ablehnend  gegenüber  dem 


1)  v.  Rohland,  S.  103. 

2)  Vergl.  Schräder,  Diss.  S.  5. 
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subditus  temporarius.1)  Ein  zweiter  Nachteil  des  Personal¬ 
prinzips  endlich  besteht  darin,  daß  bei  seiner  Anwendung 
alle  von  Ausländern  im  Auslande  begangenen  Verbrechen 
straflos  bleiben  müßten,  selbst  wenn  sich  der  Täter  später 
ins  Inland  begibt.  Aber  auch  hier  konnten  sich  die  Anhänger 
des  Personalitätsprinzips  der  Einsicht  nicht  verschliessen,  daß  es 
nicht  angängig  sei,  allen  diesen  Verbrechen  Straflosigkeit 
zuzusichern.  Daher  ließ  man  die  Bestrafung  in  derartigen 
Fällen  zu,  indem  man  zur  Rechtfertigung  der  ersteren  zu 
denselben  Scheingründen  griff,  die  die  Vertreter  des  Territorial¬ 
prinzips  bei  der  Frage  nach  der  Strafbarkeit  der  Verbrechen 
des  Inländers  im  Auslande  ins  Feld  führten.  Man  verwies 
auf  den  Gesichtspunkt  der  Vertretung  des  Staates  und  auf 
den  der  Notwehr.  Daß  indessen  beide  Gesichtspunkte  nicht 
zutreffen,  ist  oben  beim  Territorialprinzip  schon  gezeigt  worden. 
Hier  versagt  vielmehr  das  Prinzip  an  sich,  es  widerspricht 
sich  selbst.2)  Da  sich  endlich  die  Anhänger  des  Personal¬ 
prinzips  vereinigen  mit  denen  des  Territorialprinzips  in  ihren 
Bemühungen,  dem  inländischen  Staate  bei  Angriffen  auf  seine 
Rechtswelt  von  Seiten  eines  Ausländers  im  Auslande  das 
Recht  zu  bestrafen  streitig  zu  machen,  sind  daher  ihre  Gründe 
im  wesentlichen  dieselben  wie  die  schon  oben  (beim  Terri¬ 
torialprinzip)  widerlegten.  Als  neue  treten  hinzu:  Die  bei 
den  Nichtuntertanen  vorhandene  Unkenntnis  unserer  Straf¬ 
gesetze.3)  Allein  schon  für  das  inländische  Strafrecht  gilt 
allgemein  der  Grundsatz:  Unkenntnis  des  Gesetzes  schützt 
nicht  vor  Strafe.  Und  warum  sollte  es  im  internationalen 
Strafrecht  anders  sein,  wo  doch  durchweg  nur  die  schwersten 
Verbrechen  unter  Strafe  stehen  ?  Hierin  kann  heute  kein 
Einwand  mehr  erblickt  werden. 

c)  Real-  oder  Schutzprinzip. 

Während  sowohl  das  Territorial-  als  auch  das  Personal¬ 
prinzip  lediglich  auf  die  subjektive  Seite  des  Verbrechers 
abheben,  d.  h.  auf  die  räumliche  oder  staatliche  Eigenschaft 
der  Verbrechers,  zieht  das  Realprinzip  auch  die  objektive 

1)  Vergl.  Meyer-Allfeld,  Lehrb.  S.  92,  Finger  Lehrb.  I.  S.  162, 
Binding  I  S.  385,  Hegler  a.  a.  O.,  S.  202,  Schräder  S.  4,  Traub  S.  7. 

2)  v.  Rohland,  S.  114. 

3)  Derselbe,  S.  115  ff. 
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Seite  in  Betracht,  indem  es  den  Staat  für  strafberechtigt 
erklärt  in  allen  Fällen  eines  Angriffs  auf  inländische  Rechts¬ 
güter1),  gleichviel,  von  wem  diese  Angriffe  unternommen 
werden.  Bei  dieser  jüngsten  Theorie  des  internationalen 
Strafrechts  sind  jedoch  zwei  Gestaltungen  möglich,  ie  nach 
dem  man  die  Rechtsgüterwelt  räumlich  oder  staatlich  abgrenzt  : 
Man  versteht  unter  inländischen  Rechtsgütern  entweder  die 
Gesamtheit  aller  diesseits  der  Grenzen  des  Staates  befind¬ 
lichen  Rechts-  und  Verbrechensobjekte,  oder  die  Summe  der 
dem  inländischen  Staate  und  seinen  Untertanen  angehörigen 
Rechtsgüter  auch  im  Auslande.  Im  ersten  Falle  (Schutz¬ 
prinzip  auf  räumlicher  Grundlage)  ist  der  Staat  strafberechtigt 
nur,  wenn  sich  die  verletzten  oder  gefährdeten  Rechtsgüter 
im  Inlande  befinden,  im  zweiten  Falle  (Schutzprinzip  auf 
staatlicher  Grundlage)  ist  der  Staat  auch  dann  strafberechtigt, 
wenn  die  inländischen  Güter  im  Auslande  angegriffen  würden. 
Das  Schutzprinzip  auf  räumlicher  Grundlage  wurde  haupt¬ 
sächlich  vertreten  durch  Binding2).  Bei  Anwendung  dieses 
Prinzips  liegt  aber  die  Gefahr  nahe  —  und  darin  besteht 
sein  Hauptfehler  —  daß  der  Staat,  der  es  akzeptierte,  aus 
Furcht,  den  Fremden  zu  nahe  zu  treten  und  sie  ungerecht 
zu  behandeln,  seine  eigenen  Angehörigen  vernachlässigen  würde ; 
und  zwar  insofern,  als  ihnen  jene  strafrechtlichen  Pflichten 
auferlegt  würden,  für  die  keine  äquivalente  Gegenleistung 
des  Inlandes  entspräche:  Denn  der  im  Ausland  delinquirende 
Inländer  wird  in  seiner  Heimat  zur  Rechenschaft  gezogen, 
während  seine  Rechtsgüter  bloß  deshalb,  weil  sie  sich  im 
Auslande  befinden,  ungeschützt  bleiben,  also  ungestraft  verletzt 
werden  können.  Zeigen  sich  hier  ferner  Mißstände,  wie  sie 
auch  beim  Personalprinzip  auftauchten,  darin  bestehend,  daß 
der  im  Ausland  gegen  inländische  Rechtsgüter  delinquierende 
Ausländer  nicht  bestraft  wird,  so  treten  noch  hinzu  alle 
Mängel  und  Schwächen  des  Territorialprinzips,  da  sich  das 
Realprinzip  auf  räumlicher  Grundlage  in  seiner  konsequenten 
Fassung  fast  vollständig  mit  dem  Territorialprinzip  deckt. 
Deshalb  hat  auch  diese  Form  des  Schutzprinzips  wenig  An¬ 
hänger  gefunden. 

1)  Derselbe,  S.  138  ff. 

2)  Binding.  Kritik  S.  159;  Entwurf  zum  Strafgesetzbuch  f.  d. 
Nordd.  Bund,  S.  135  §  4  III. 
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Mehr  Anhänger  dagegen  hat  das  Schutzprinzip  auf  staat¬ 
licher  Grundlage,  nach  dem,  wie  wir  oben  schon  hervorgehoben 
haben,  der  Staat  auch  dann  strafberechtigt  ist,  wenn  ein  ihm 
oder  einem  seiner  Untertanen  angehörendes,  im  Auslände 
befindliches  Rechtsgut  von  einem  Ausländer  im  Auslande 
angegriffen  wird.  Die  Vorstellung,  von  der  man  bei  Auf¬ 
stellung  des  Realprinzips  ausging,  ist  durchaus  nicht  einheitlich 
gewesen.  Villefort1)  schrieb  den  Strafgesetzen  eine  doppelte 
Natur  zu  und  ging  nun  davon  aus,  daß  jeweils  von  der 
Funktion  in  der  einen  oder  anderen  Natur  der  Wirkungskreis 
der  Strafgesetze  zu  bemessen  sei:  Als  Schutzgesetze  ver¬ 
teidigen  sie  die  staatliche  Ordnung  und  die  Angehörigen  eines 
Landes  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort  des  Angriffs  und  auf  die 
Nationalität  des  Angreifers;  als  Repressiv gesetze  ver¬ 
langen  sie  Rechenschaft  von  allen  Staatsangehörigen,  ohne 
die  Nationalität  des  Verletzten  in  Betracht  zu  ziehen.  Hierbei 
übersieht  er  aber,  daß  die  Strafandrohung  die  Sanktion  des 
Schutzes  enthält,  und  daß  die  Strafgesetze  daher,  überall, 
wohin  sich  ihr  Wirkungskreis  erstreckt,  ebenso  Schutzgesetze 
wie  Repressivgesetze  sind.  Arnold2)  stützt  das  Prinzip  auf 
das  Recht  des  Staates  zur  Selbsterhaltung:  Wie  gegen  An¬ 
griffe  vom  Inlande  her,  so  steht  auch  dem  Staate  gegen 
Angriffe  seitens  eines  Ausländers  vom  Auslande  her  ein 
Recht  zur  Bestrafung  zu.  Allgemeinere  Erwägungen  stellt 
von  Wächter3)  zur  Begründung  des  fraglichen  Prinzips  an. 
Nach  ihm  hieße  es  die  Strafgesetze  des  Staates  in  unnatür¬ 
licher  Weise  beschränken  und  seine  Pflichten  verkennen, 
wenn  er  seine  Rechtsordnung  und  die  Unverletzlichkeit  seiner 
Angehörigen  gegenüber  dem  vom  Ausländer  im  Auslande 
verübten  Verbrechen  nicht  selbst  schützen  und  seinem  ver¬ 
letzten  Rechte  nicht  selbst  die  nötige  Genugtuung  verschaffen 
dürfe. 

Von  Rohland4)  deduziert  folgendermaßen.  Die  Verviel¬ 
fältigung  der  Berührungspunkte  der  Völker  untereinander 


1)  Des  crimes  et  des  delits  commis  ä  l’etranger,  Paris  1855 
S.  8  u.  40  ff. 

2)  Gerichtssaal  1867,  S.  357  ff. 

3)  Beiträge  zur  Geschichte  und  Kritik  eines  nordd.  Strafgesetz¬ 
buches  1870,  S.  81. 

4)  A.  a.  O.,  S.  150  ff. 
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habe  es  nicht  nur  diesen  zum  Bewußtsein  gebracht,  daß,  wie 
die  einzelnen  der  staatlichen,  so  die  Staaten  der  internationalen 
Gemeinschaft  zur  Verwirklichung  ihrer  Aufgaben  bedürften, 
sondern  auch  den  Kreis  der  strafrechtlich  erheblichen  Be¬ 
ziehungen  der  Angehörigen  des  einen  Staates  zu  den  Rechts¬ 
gütern  der  andern  erheblich  erweitert.  Aus  dem  Werte  nun, 
den  die  internationale  Gemeinschaft,  wie  für  den  Staat,  so 
für  den  Einzelnen  besitze,  und  aus  des  letzteren  Fähigkeit, 
nachteilig  auf  die  ausländischen  Rechtsgüter  zu  influieren,  ent¬ 
springe  für  diesen  die  Verbindlichkeit,  nicht  störend  in  die 
Rechtskreise  fremder  Staaten  einzugreifen ;  denn  die  Rechts¬ 
kreise  *  der  der  Völkergemeinschaft  angehörenden  Staaten 
berührten  sich  nicht,  wie  dies  bei  isoliert  lebenden  Staaten 
der  Fall  ist,  sondern  sie  schnitten  sich.  Über  die  diesen  Aus¬ 
führungen  zugrunde  liegenden  Ideen  haben  wir  unten  in 
anderem  Zusammenhang  noch  ausführlich  zu  handeln.  Hier 
möchten  wir  vorerst  nur  die  Frage  der  praktischen  Brauch¬ 
barkeit  des  Realprinzips  erwähnen.  Diese  Frage  ist  nach 
Binding1)  zu  verneinen.  Den  Hauptmangel  des  Prinzips  er¬ 
blickt  Binding  darin,  daß,  ohne  inkonsequent  zu  sein,  Angriffe 
auf  ausländische  Rechtsgüter  nicht  bestraft  werden  dürfen, 
auch  wenn  sie  von  Inländern  im  Inlande  begangen  waren.2) 

d)  Universal-  oder  Weltrechtsprinzip. 

Das  Universalprinzip  oder  Prinzip  der  Weltrechtspflege 
stellt  den  Grundsatz  auf,  daß  der  Staat  berechtigt  ist,  jedes 

1)  Handbuch  S.  395. 

2)  Ebenso  Traub  S.  14  und  Hegler  S.  69  und  203.  Hegler  em¬ 
pfiehlt  (S.  204),  „die  staatlich-ideelle  Bestimmung  des  inländischen 
Interesses  kombiniert  mit  realer  Bestimmung  des  Personenkreises 
(Erstreckung  auf  alle  Verletzer  solchen  inländischen  Interesses), 
letztere  Bestimmung  auch,  wo  gemeinsame  Interessen  in  Frage  stehen, 
weiter  die  staatlich-ideelle  Bestimmung  des  ausländischen  Interesses 
(natürlich,  soweit  dessen  Verletzung  überhaupt  in  Betracht  kommt 
und  soweit  nicht  der  Gesichtspunkt  verletzten  inländischen  Interesses 
hier  vorschlägt)  kombiniert  mit  territorialer  und  personaler  Be¬ 
stimmung  des  inländischen  Personenkreises  (alle  im  Inland  zur 
Zeit  der  Tat  sich  Aufhaltenden  und  alle  Inländer,  auch  im  Ausland). 
Sodann  die  Bestrafung  unter  dem  Gesichtspunkt  einer  Zuwider¬ 
handlung  betr.  ausländische  Normen  gegenüber  den  Verletzern 
staatlich-ideell  bestimmter  ausländischer  Interessen  (abgesehen  von 
Inländern),  sofern  diese  Neubürger  sind.“ 
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Verbrechen  zu  bestrafen  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort,  wo 
es  verübt  wurde,  auf  die  Person,  von  der  es  ausging,  und 
auf  das  Objekt,  gegen  das  es  gerichtet  war.  Danach  kann 
nie  zweifelhaft  sein,  ob  ein  Staat  strafberechtigt  ist,  sondern 
höchstens,  welcher  zur  Ausübung  derselben  gelangen  wird. 
Schon  einmal  im  Mittelalter  hatte  dieses  Prinzip  Anhänger 
gefunden,  war  aber  im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  durch 
die  Territorial-  und  Personalitätsmaximen  verdrängt  worden, 
bis  es  in  den  siebziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  in 
Robert  von  Mohl  einen  neuen  Verteidiger  fand.1)  Das  Uni¬ 
versalprinzip  involviert  aber  keineswegs  die  unbeschränkte 
Ausdehnung  des  Geltungsbereiches  aller  Strafgesetze,  und  selbst 
die  Hauptvertreter  R.  von  Mohl,  Carrara,  Ortolan  u.  a.  lassen 
es  in  ihren  Auffassungen  nur  als  subsidäre  Weltrechtspflege 
gelten.  Von  Mohl  beleuchtet  das  Prinzip  unter  den  drei 
verschiedenen  Gesichtspunkten  der  Staatsaufgaben.  Einmal 
nach  der  kosmopolitischen  Auffassung,  wonach  der  Staat 
seine  Aufgaben  und  Pflichten  erst  dann  vollständig  erfüllt, 
„wenn  auf  der  ganzen  Erde  die  Herrschaft  des  Rechtes  aus¬ 
gebreitet  ist. “  Sodann  nach  der  von  ihm  sogenannten  selbst¬ 
süchtigen  Auffassung,  wonach  als  der  oberste  Grundsatz  gilt,  „daß 
jeder  Staat  ausschließlich  die  Aufgabe  habe,  die  Lebenszwecke 
seiner  Teilnehmer  zu  fördern,  zu  dem  Ende  aber  die  ent¬ 
sprechenden  Mittel  zu  ergreifen,“  sodaß  er  sich  um  Hand¬ 
lungen,  die  nicht  gegen  seine  eigene  Rechtsordnung  gerichtet 
sind,  überhaupt  nicht  kümmert.  Die  sich  aus  diesen  An¬ 
schauungen  ergebenden  Bedenken  erscheinen  selbst  v.  Mohl 
schwer  genug,  um  ein  vermittelndes.  System  aufzustellen 
durch  folgenden  Grundsatz:  „Bei  wesentlicher  Annahme  des 
kosmopolitischen  Prinzips  diejenigen  Forderungen  zu  besei¬ 
tigen,  welche  dem  sie  durchführenden  Staate  allzu  große 
Opfer  oder  nicht  wohl  zu  überwindende  Verlegenheiten 
bringen.“  Alle  weitere  Versuche,  das  Universalprinzip  zu 
begründen,  sind  als  mißlungen  zu  erachten:  sie  fußen  ent¬ 
weder  wie  die  Robert  von  Mohls  auf  mehr  oder  minder 
ethischen  Postulationen,  oder  sie  setzen  wie  die  Heinzes 


1)  R.  von  Mohl:  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik  I  1860, 
S.  637 — 764  (in:  Die  völkerrechtliche  Lehre  vom  Asyle). 
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ein  in  Wahrheit  noch  nicht  vorhandenes  Weltstrafrecht 
voraus.1) 

B.  Das  positive  Recht  Deutschlands. 

Das  geltende  Recht  ist  das  des  vom  Norddeutschen 
Bund  durch  Gesetz  vom  15.  V.  71  übernommenen  Strafge¬ 
setzbuchs,  abgeändert  bezüglich  unserer  Materie  durch  die 
Strafgesetznovelle  vom  26.  V.  76,  wodurch  lediglich  §  4 
Ziff.  1  u.  2  geändert  wurden,  die  bis  dahin  folgenden  Wort¬ 
laut  hatten:  .  .  .  1.  Ein  Ausländer,  welcher  im  Auslande 

eine  hochverräterische  Handlung  gegen  das  Deutsche  Reich  oder 
einen  Bundesstaat,  oder  ein  Münzverbrechen  begangen  hat ; 

2.  Ein  Deutscher,  welcher  im  Auslande  eine  hochver¬ 
räterische  oder  landesverräterische  Handlung  gegen  das 
Deutsche  Reich  oder  einen  Bundesstaat,  oder  eine  Beleidigung 
gegen  einen  Bundesfürsten  oder  ein  Münzverbrechen  be¬ 
gangen  hat.“ 

Im  heutigen  deutschen  Strafgesetzbuche  nun  findet 
sich  unsere  Materie  geregelt  zum  Teil  in  den  Bestimmungen 
des  besonderen  Teiles,  wo  entweder  ausdrücklich  der 
Wirkungskreis  der  Bestimmungen  über  die  Grenzen  des 

1)  Heinze,  Strafrechtspflege :  vergl.  S.  30.  Dort  schreibt  er :  „Die 
primitivste  Form  der  Norm  ist  allerdings  das  persönliche  Gebot 
oder  Verbot.  Aber  die  allgemeine  Überzeugung,  daß  ein  bestimmtes 
Verhalten  Pflicht  sei  für  jeden  einzelnen,  hat  sicher  die  gleiche  Ver¬ 
pflichtungskraft.“  Als  Beleg  führt  er  die  Tatsache  des  Bestehens 
eines  Gewohnheitsrechtes  auch  schon  in  früheren  Zeiten  an.  Allgemein , 
wie  er  hier  spricht,  wird  man  ihm  wohl  beipflichten  müßen.  Wenn 
aber,  was  doch  hier  eigentlich  der  Fall  ist,  speziell  nur  vom  Strafrecht 
die  Rede  ist,  so  muß  hier  auch  die  dem  Strafrechte  eigentümliche 
Tatsache  berücksichtigt  werden,  daß  weder  consuetudo  noch  auch 
desuetudo  rechtlich  erheblich  ist.  Alles  andere  widerspricht  den  tat¬ 
sächlichen  Verhältnissen. 

(Gegen  das  Bestehen  nichtstaatlicher  Normen  im  Strafrecht  vergl. 
Hegler  S.  182  ff.) 

Mit  der  Hinfälligkeit  seiner  Behauptung  einer  Existenz  von  uni¬ 
versellen  Normen  wird  auch  der  daraus  gezogene  Schluß  entkräftet, 
den  Heinze  (S.  44)  zieht:  „In  der  jeden  zivilisierten  Menschen,  gleich¬ 
viel  wo  er  sich  befindet,  verpflichtenden  Kraft  der  universellen 
Normen,  verbunden  mit  dem  Beruf  jedes  zivilisierenden  Staates,  die 
Zivilisation  aufrecht  zu  erhalten  und  zu  fördern,  soweit  in  seinen 
Kräften  steht,  liegt  der  Rechtsgrund  für  das  Einschreiten  jedes  zivili¬ 
sierten  Staates  wegen  jeden  von  einem  zivilisierten  Menschen  irgend¬ 
wo  auf  der  weiten  Erde  begangenen  Verbrechens.“ 
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Reiches  ausgedehnt  wird,  oder  ihr  Geltungsbereich  sich  „aus 
der  stillen  Gewalt  des  Zweckmomentes“1)  folgern  läßt.  Soweit 
dort  und  in  besonderen  Gesetzen  keine  Bestimmung  getroffen 
ist,  hat  eine  Regelung  der  Prinzipien  im  allgemeinen  Teil 
§  3  ff.  stattgefunden. 

1.  Grundsatz.  (§  3  u.  §  4  Abs.  1.) 

Die  Grundlage  bildet  das  Territorialprinzip  mit  erhebli¬ 
chen  Erweiterungen.  Das  bedeutet  possitiv:  daß  bei  im 
Inlande  begangenen  Delikten  In-  und  Ausländer  hinsichtlich 
ihrer  Strafbarkeit  einander  gleichstehen  (§  3);  die  negative 
Bedeutung  aber  ist  die,  daß  sich  der  inländische  Staat  um 
die  im  Auslande  begangenen  Delikte  grundsätzlich  nicht 
kümmert  (§  4  Abs.  1). 

a.  Inland. 

Wichtig  ist  der  Begriff  Inland.  Darüber  gibt  Auskunft 
§  8,  der  infolge  ungeschickter  Fassung  lautet:  „Ausland  im 
Sinne  dieses  Gesetzes  ist  jedes  nicht  zum  Deutschen  Reich 
gehörige  Gebiet.“  Dieser  Paragraph  will  aber  keineswegs 
den  Begriff  Ausland  festlegen,  sondern  nur  die  Antwort 
geben  auf  die  Frage,  die  sich  aus  §  3  ergibt,  nämlich,  ob 
eine  Handlung  als  im  Inlande  geschehen  zu  betrachten  sei; 
mit  andern  Worten  in  §  8  soll  gesagt  sein :  Inland  ist  das 
Gebiet  des  Deutschen  Reiches  (einschließlich  der  Küstenge¬ 
wässer).  Das  ist  zunächst  das  Bundesgebiet  (gemäß  §  1  der 
Verfassung  vom  16.  IV.  71),  Elsaß-Lothringen  und  Helgoland 
(nach  den  Gesetzen  vom  9.  VI.  71  und  vom  15.  XII.  1890 
betr.  die  Vereinigung  von  Elsaß-Lothringen  und  Helgoland 
mit  dem  Deutschen  Reich).  Dazu  gehört  ferner  der  Luftraum, 
soweit  er  von  der  Erde  aus  beherrscht  werden  kann.  Schiffe 
gelten  als  schwimmende  Bestandteile  des  Heimatlandes 
(Handelsschiffe  jedoch  dann  nicht,  solange  sie  sich  in  den 
Gewässern  eines  ausländischen  Staates  befinden).  Für  deutsche 
Untertanen  und  Schutzbefohlene  gelten  als  Inland  die  Kon¬ 
sulargerichtsbezirke  (§  19  ff.  des  Konsulargerichtbarkeitsge- 
setzes  vom  7.  IV.  1900;  vergl.  dazu  Verordnung  betr.  die 
Gerichtsbarkeit  der  deutschen  Konsuln  in  Ägypten  vom  6. 1.  01) 
und  die  Schutzgebiete  (Ges.  v.  15.  III.  88  abgeändert  durch 
Ges.  v.  25.  VII.  1900  und  als  Schutzgebietsgesetz  neu  ver- 


1)  Ausdruck  Bindings. 
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Öffentlicht  vom  10.  IX.  1900).  Ferner  gelten  Delikte,  die  auf 
im  Auslande  stationierte  Zollämter  wider  die  deutschen 
Zollgesetze  begangen  wurden,  als  im  Inland  begangen.1) 
Endlich  sind  nach  dem  Militärstraf-Qesetzbuch  (§  7  und  161) 
strafbare  Handlungen  als  im  Inlande  geschehen  anzusehen, 
wenn  sie  im  Auslande  von  Militärpersonen,  die  sich  dort  bei 
den  Truppen  oder  sonst  in  Dienststellung  befinden,  oder  wenn 
sie  voii  Deutschen  oder  Ausländern  in  einem  von  deutschen 
T ruppen  besetzten  ausländischen  Gebiet  gegen  deutsche  T ruppen 
oder  deren  Angehörige,  oder  gegen  eine  auf  Anordnung  des 
Kaisers  eingesetzte  Behörde  nach  den  Gesetzen  des  deutschen 
Reichs  strafbare  Handlungen  begangen  wurden.  Überdies  kann 
durch  kaiserliche  Verordnung  bestimmt  werden,  daß  für  Gebiete, 
die  keiner  Strafgewalt  unterworfen  sind,  die  Strafgesetze 
des  deutschen  Reichs  Anwendung  finden  (§  77  des  Kons. 
Ger.  Ges.)  und  in  diesem  Falle  gelten  solche  Gebiete  straf¬ 
rechtlich  als  Inland. 

b)  Ort  der  begangenen  Handlung. 

Die  Frage,  welches  der  Ort  der  Handlung  sei,  hat  im 
Gesetz  keine  authentische  Regelung  gefunden.  Die  Beant¬ 
wortung  dieser  Frage  bleibt  daher  der  Wissenschaft  über¬ 
lassen.  Sie  wird  akut  bei  den  sog.  Distanzverbrechen,  bei 
denen  körperliche  Tätigkeit  und  Erfolg  derart  räumlich  aus¬ 
einanderfallen,  daß  die  Differenz  von  rechtlicher  Bedeutung 
ist.  Auf  logischem  Wege  läßt  sich  eine  einheitliche  Bestim¬ 
mung  des  Tatortes  nicht  geben,  denn  nur  ein  Einzelvorgang, 
entweder  die  körperliche  Tätigkeit  oder  der  Erfolg  kann 
örtlich  bestimmt  werden.  Es  sind  drei  Möglichkeiten  ge¬ 
geben  : 

1.  Die  Handlung  ist  da  begangen,  wo  der  Handelnde  seine 
Tätigkeit  abgeschlossen  hat,  also  unter  ausschließlicher 
Betonung  der  körperlichen  Tätigkeit ; 

2.  Sie  ist  begangen,  wo  der  Erfolg  eingetreten  ist,  also 
unter  ausschließlicher  Betonung  des  Erfolges;  endlich 

3.  sowohl  der  Ort  der  körperlichen  Tätigkeit  als  auch  der 
des  Erfolges  ist  als  Ort  der  begangenen  Handlung  an¬ 
zusehen. 


1)  Reichsgesetzblatt  Bd.  13  S.  410  und  Bd.  18  S.  241. 
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Wollte  man  rein  logisch  verfahren,  so  müßte  man  der 
ersten  Ansicht  den  Vorzug  geben.  Wir  haben  es  aber  nicht 
mit  einem  logischen  Begriff  zu  tun,  sondern  mit  dem  straf¬ 
rechtlichen  Begriff  einer  strafbaren  Handlung,  die  eben  nur 
dann  vorliegt,  wenn  ein  mit  Strafe  bedrohter  Tatbestand 
geschaffen,  d.  h.  ein  Erfolg  tatsächlich  herbeigeführt  ist.  Es 
ist  daher  „an  sich  nicht  unzulässig  und  entspricht  praktischen 
Bedürfnissen,  auch  den  Ort  des  Erfolgeintritts  als  Tatort  zu 
behandeln,  nicht  jedoch  auch  den  Ort,  an  welchem  spätere, 
über  den  zum  Tatbestand  gehörigen  Erfolg  hinausreichende 
Wirkungen  eintreten“. l) 

c)  Strafbarkeit  der  Üb  e  rtre  tun  gen. 

Im  Auslande  begangene  Übertretungen,  um  dies  vorweg¬ 
zunehmen,  sind  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  von  In-  oder 
Ausländern  begangen,  nur  dann  zu  bestrafen,  wenn  dies 
durch  Gesetze  oder  Verträge  angeordnet  ist  (§  6).  Sachlich 
gehört  dieser  Paragraph  zu  §  3  und  §  4  Abs.  1,  da  er  den 
Grundsatz  aufstellt,  daß  auch  im  Ausland  begangene  Über¬ 
tretungen  in  der  Regel  nicht  zu  verfolgen  sind.  Aus  der 
Betrachtung  in  diesem  Zusammenhang  folgt  ohne  weiteres, 
daß  es  sich  bei  den  Gesetzen  und  Verträgen  des  §  6  nur 
um  solche  des  deutschen  Reichs  handeln  kann,  wie  denn 
auch  §  3  bestimmt:  Die  Strafgesetze  des  deutschen  Reichs 

finden  Anwendung .  Ein  solcher  Vertrag  besteht  z.  B. 

mit  Belgien  (Vertrag  vom  29.  IV.  85)  über  Forst-,  Feld-, 
Fischerei-  und  Jagd-Übertretungen.  Durch  Gesetze  ange¬ 
ordnet  ist  die  Bestrafung  von  Übertretungen  im  Auslande 
in  der  Seemannsordnung  (vom  2.  IV.  1902,  §§  107,  114,  115, 
117,  121),  und  in  dem  Gesetz  betreffend  das  Flaggenrecht 
der  Kauffahrteischiffe  (vom  22.  IV.  99).  Weitere  Spezial¬ 
gesetze  werden  zu  behandeln  sein  in  sachlichem  Zusammen¬ 
hang  mit  den  Verbrechen  und  Vergehen. 

d)  Die  Strafbarkeit  von  Verbrechen  und  Vergehen. 

Von  den  Verbrechen  und  Vergehen,  die  im  Auslande 
begangen  werden,  sind  strafbar: 

aa)  Ohne  Rücksicht  auf  die  Staatszugehörigkeit  des  Täters: 

1.  Hochverräterische  Handlungen  gegen  das  deutsche 


1)  von  Lilienthal:  Grundriß  1908  S.  24. 
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Reich  oder  einen  Bundesstaat;  darunter  fällt  die  Herbei¬ 
führung  der  Tatbestände  der  §§  80—86  des  Strafgesetz¬ 
buches.  Darnach  werden  bestraft  alle  Angriffe  auf  den 
Staat  in  seinem  inneren  Bestand,  mithin  auf  sein  Dasein 
als  Einzelwesen,  sofern  sie  gegen  den  monarchischen 
Träger  der  Staatsgewalt,  gegen  das  Staatsgebiet  oder 
gegen  die  Staatsverfassung  gerichtet  sind.  Nicht  hier¬ 
her  gehören  solche  im  Ausland  vorgenommene  Hand¬ 
lungen  eines  Ausländers,  die  durch  das  Völkerrecht 
gedeckt  sind.1) 

2.  Alle  Münzverbrechen,  worunter  zu  verstehen  sind  die 
Delikte  der  §§  136,  147,  149  des  Strafgesetzbuches. 
Danach  wird  bestraft:  das  Nachmachen  oder  Fälschen 
von  Geld  in  rechtswidriger  Absicht  (Münzfälscherei 
§  146)  und  das  Inverkehrbringen  oder  Sichverschaffen 
falschen  Geldes,  um  es  in  Verkehr  zu  bringen  (Münz¬ 
betrug  §  147),  wobei  auch  gewisse  Papiere  dem  Papier¬ 
gelde  strafrechtlich  gleich  geachtet  werden  (§  149). 
Geschützt  wird  aber  nicht  bloß  das  deutsche  Geld, 
sondern  jedes  Geld  überhaupt,  so  daß  ein  Ausländer, 
der  im  Auslande  ausländisches  Geld  fälscht,  ebenso  gut 
nach  den  deutschen  Strafgesetzen  strafbar  ist  wie  bei 
der  Fälschung  deutschen  Geldes.  Hervorzuheben  ist, 
daß  es  sich  hier  nur  um  Münzverbrechen,  also  nicht 
auch  um  Münzvergehen  handelt;  letztere  können  jedoch 
an  Inländern  nach  §  4  Abs.  2  Z.  3  bestraft  werden. 

3.  Delikte  gegen  das  Sprengstoffgesetz  (vom  9.  IV.  84  : 
§§  5—8  und  §  10)  gemäß  §  12  des  gleichen  Gesetzes, 
der  den  §  4  Z.  1  des  St.G.B.  hier  für  anwendbar  er¬ 
klärt.  2) 

4.  Verstöße  gegen  das  Sklavenraubgesetz  (vom  28.  VII.  95: 
§  5)  in  dem  der  Sklavenraub  und  der  Sklavenhandel, 

1)  von  Bar,  Intern.  Privat-  u.  Strafrecht  1892;  Beisp.  ebenda. 
S.  203/64. 

2)  Bestraft  wird:  Vorsätzliche  Gefährdung  anderer  durch  An¬ 
wendung  tvon  Sprengstoffen  (§  5);  der  Versuch  ist  strafbar  (§6); 
ferner  das  Halten,  Sichverschaffen  und  Uberlassen  von  Sprengstoffen 
an  andere  in  der  Absicht  einer  Gefährdung  Dritter  (§  7);  ohne  diese 
Absicht  strafbar,  wenn  die  Umstände  nicht  erweisen,  daß  der  Zweck 
erlaubt  ist  (§  8). 
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sowie  die  Beförderung  von  Sklaven  verboten  ist 
(§§  1-3). 

5.  Nach  dem  Militärstrafgesetzbuch  (§§  160,  57  —  59); 
Kriegsverrat  gegen  das  Deutsche  Reich  auf  dem  Kriegs¬ 
schauplatz  und  (nach  §  160  u.  134)  Leichenraub  an 
einem  gefallenen  Deutschen  oder  Verwundeten,  sowie 
Diebstahl  und  Raub,  begangen  an  deutschen  oder  aus¬ 
ländischen  Verwundeten  auf  dem  Kampfplatze,  dem 
Marsche,  dem  Transporte  oder  im  Lazarett  oder  an 
anvertrauten  Kriegsgefangenen. 

6.  Verstöße  gegen  die  Zollbestimmungen.1) 

7.  Verstöße  gegen  das  Gesetz  betr.  das  Flaggenrecht  der 
Kauffahrteischiffe  (nach  §  24  und  §  18  ist  strafbar  der 
Schiffer,  der  ohne  nach  §  2  des  Gesetzes  dazu  berech¬ 
tigt  zu  sein,  die  Reichsflagge  auf  seinem  Schiff  führt). 

Außerdem  sind  strafbar  Handlungen,  die  von  Deutschen 
oder  Ausländern  in  ganz  bestimmter  Stellung  begangen  sind; 

1.  Beamtendelikte,  d.  h.  strafbare  Handlungen  begangen 
von  einem  deutschen  Beamten,  der  durch  Anstellung 
die  deutsche  Staatsangehörigkeit  nicht  erworben  hat. 
(Eine  derartige  Anstellung  ist  möglich  nach  §§  14  u.  15 
des  deutschen  Reichs-  und  Staatsangehörigkeits-Gesetzes 
vom  22.  VII.  13  durch  einen  diesbezüglichen  Vorbehalt 
in  der  Bestallungsurkunde.) 

2.  Nach  der  Seemannsordnung  vom  2.  VI.  02  für  alle, 
denen  das  Recht  zur  Führung  der  Reichsflagge  zusteht 
(in  Betracht  kommen  die  §§  93 — 98,  100 — 109,  1 11  —  120, 
darunter  fallen  auch  Übertretungen  der  zur  Schiffs¬ 
sicherheit  und  Ordnung  auf  dem  Schiff  erlassenen 
Bestimmungen  §§  107,  114 — 116). 

3.  Die  Zugehörigen  zur  Besatzung  wegen  Verstöße  gegen 
das  Gesetz  (vom  4.  XII.  76)  über  den  Robbenfang. 

4.  Ausländer,  die  auf  deutschen  Schiffen  gegen  das  Ge¬ 
setz  betr.  Fischerei  auf  der  Nordsee  (vom  6.  V.  82) 
verstoßen. 

5.  Nordseefischer  wegen  Verstöße  gegen  das  Gesetz  (vom 
16.  XI.  87  bezw.  14.  II.  93)  zur  Unterdrückung  des 
Branntweinhandels  in  der  Nordsee. 


1)  Reichsgesbl.  Bd.  13,  S.  410  u.  Bd.  18,  S.  241. 
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6.  Schiffsführer,  die  gegen  das  Gesetz  über  das  Aus¬ 
wanderungswesen  (vom  9.  IV.  97:  §  43)  verstoßen; 

7.  Die  Schiffer  wegen  Verstöße  (auch  wegen  Übertre¬ 
tungen  §  21)  gegen  das  Gesetz  (vom  12.  IV.  99)  betr. 
das  Flaggenrecht  der  Kauffahrteischiffe. 

8.  Kapitäne  wegen  Verstöße  gegen  das  Gesetz  (vom 
2.  VI.  02)  betr.  die  Verpflichtung  der  Kauffahrteischiffe 
zur  Mitnahme  heimzuschiffender  Seeleute  (§  8). 

9.  Kapitäne  eines  deutschen  Schiffes  wegen  Verstöße  gegen 
das  Gesetz  betr.  die  Stellenvermittlung  der  Schiffs¬ 
leute  (vom  2.  IV.  02:  §  9); 

10.  Angehörige  des  Armeetrosses,  der  nach  §  55  und  §  56 
des  Militär-Strafgesetzbuches  der  inländischen  Straf¬ 
barkeit  unterworfen  wird. 

bb)  Nur  von  Deutschen  (das  will  nach  der  in  der  Literatur 
überwiegenden  Meinung  besagen,  daß  der  Täter  zurzeit  der 
Begehung  der  Tat  im  Besitze  der  Staatszugehörigkeit  ge¬ 
wesen  sein  muß;  daraus  ist  weiter  zu  folgern,  daß  Teil¬ 
nahmehandlungen  von  den  hier  fraglichen  Verbrechen  und 
Vergehen,  die  von  Ausländern  im  Auslande  verübt  werden, 
nicht  strafbar  sind) : 

1.  Landesverräterische  Handlungen  gegen  das  Deutsche 
Reich  oder  einen  Bundesstaat  (d.  h.  die  Delikte  der 
§§  87 — 92;  Ausländer,  die  im  Auslande  verbrochen 
haben,  bleiben  in  Friedenszeiten  straflos;  in  Kriegs¬ 
zeiten  ist  nach  dem  Kriegsgebrauche  zu  verfahren  §91) 
oder  Beleidigungen  gegen  einen  Bundesfürsten  (d.  h. 
Delikte  der  §§  94 — 101).  Die  Strafverfolgung  ist  hier 
fakultativ  (§  4  Abs.  2),  obligatorisch  aber  in  den  als 
Inland  zu  behandelnden  Teilen  des  Auslandes  (vergl. 
§  26  des  Kons.-Ger.-Ges,  vom  7.  IV.  1900). 

2.  Feindliche  Handlungen  gegen  einen  befreundeten  Staat 
(nach  §  102);  Strafverfolgung  ist  hier  jedoch  nur  bei 
Verbürgung  der  Gegenseitigkeit  und  nur  auf  Antrag 
der  auswärtigen  Regierung  möglich,  und  zwar  ist  sie 
beim  Vorliegen  dieser  Voraussetzungen  obligatorisch. 

3.  Verletzung  der  Wehrpflicht  (nach  §  140  mit  obligato¬ 
rischer  Strafverfolgung). 
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4.  Verstöße  gegen  das  Gesetz  betr.  Verrat  militärischer 
Geheimnisse  (vom  3.  VII.  93,  das  in  §  10  für  bestimmte 
Fälle  den  §  4  Abs.  2  Z.  2  des  St.G.B.  für  anwendbar 
erklärt). 

5.  Heuervertragsbruch  eines  Schiffsmanns  (§  298  St.G.B.). 

Die  Subsumtion  des  §  298  unter  diese  Fälle  ist  nicht 

unbestritten.  Gegen  eine  solche  spricht  sich  namentlich 
Frank  aus.1)  Wie  alle  andern  Verbrechen  und  Vergehen  ist 
auch  der  Heuervertragsbruch  zunächst  zu  betrachten  unter 
dem  allgemeinen  Gesichtspunkt  des  §  4  Abs.  2  Z.  3.  Von 
dessen  Vorschriften  ist  der  §  298  nur  insoweit  unabhängig,  als 
er  sich  durch  seinen  eigenen  Inhalt  davon  befreit.  Das 
speziell  eigenartige  ist  aber,  daß  die  Handlung  in  jedem 
Falle,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  im  In-  oder  Ausland 
begangen  ist,  strafbar  ist,  d.  h.  prozessual  zu  verfolgen  ist, 
während  die  Vorschriften  des  §  4  nur  die  Möglichkeit  einer 
Verfolgung  vorsehen.  Dadurch  wird  die  Norm  praktisch 
erweitert  auch  auf  die  Vergehen,  die  an  einem  Orte  be¬ 
gangen  werden,  wo  sie  nach  dem  dortigen  Recht  nicht  straf¬ 
bar  sind.  Immer  aber  handelt  es  sich  nur  um  Deutsche; 
denn  für  die  Staatsangehörigkeit  enthält  §  298  keine  spe¬ 
ziellen  Vorschriften.  Eine  solche  kann  nicht  schon  darin 
erblickt  werden,  daß  nur  von  einem  Schiffsmann  und  nicht 
ausdrücklich  von  einem  deutschen  Schiffsmann  die  Rede  ist. 
Denn  da  es  sich  hier  um  die  Regel  handelt,  bedarf  es  einer 
derartigen  ausdrücklichen  Bestimmung  nicht  mehr;  wohl 
aber  müßte  man  im  gegenteiligen  Falle  verlangen,  daß  es, 
da  eine  Ausnahme  in  Frage  stünde,  ganz  speziell  hieße : 
gleichgiltig  ob  er  Deutscher  ist  oder  nicht.  Wollte  man 
§  298  auch  auf  Ausländer  anwenden,  so  müßte  man  zu  dem 
Ergebnis  gelangen,  daß  jeder  nicht  deutsche  Schiffsmann  auf 
einem  ausländischen  Schiffe  nicht  nur  nach  deutschem  Rechte 
gestraft  werden  könnte,  sondern  bei  der  obligatorischen 
Fassung  des  §  298  auch  gestraft  werden  müßte,  was  weder 
gesetzgeberisch  vernünftig,  noch  praktisch  erwünscht  sein 
kann.  Wenn  demgegenüber  die  Seemannsordnung  eine  solche 
Bestimmung  (in  §  93  und  121)  trifft,  so  fallen  die  eben  er¬ 
wähnten  Bedenken  dort  deshalb  weg,  weil  es  sich  (nach  §  1 


1)  In  seinem  Kommentar  1914,  S.  570. 
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der  Seemannsordnung)  nur  um  Schiffe  handelt,  die  die 
deutsche  Flagge  führen  dürfen.  In  beiden  Fällen  wird  zwar 
Vertragsbruch  gestraft,  aber  der  Wirkungskreis  auf  den  sich 
die  jeweiligen  Normen  erstrecken,  ist  nicht  derselbe ;  es  kann 
daher  auch  nicht  für  den  Geltungsbereich  der  einen  der  der 
andern  als  Vorbild  herangezogen  werden. 

In  den  eben  erwähnten  Fällen  ist  die  Strafbarkeit  be¬ 
gründet  nur  in  ganz  bestimmten  Fällen  und  ohne  weitere 
Voraussetzung.  Ganz  allgemein  aber  sind  strafbar: 

6.  Handlungen,  die  nach  den  Gesetzen  des  Deutschen 
Reichs  als  Verbrechen  oder  Vergehen  anzusehen  sind, 
aber  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  sie  durch  die 
Gesetze  des  Orts,  an  welchem  sie  begangen  wurden, 
ebenfalls  mit  Strafe  bedroht  sind  (§  4  Abs.  2  Z.  3). 
Weitere  Voraussetzungen  der  Strafverfolgung  enthält 
§  5.  Darnach  darf  nicht  verfolgt  werden,  wenn 

1.  von  den  Gerichten  des  Auslandes  über  die  Handlung 
rechtskräftig  erkannt  und  entweder  eine  Freispre¬ 
chung  erfolgt  oder  die  ausgesprochene  Strafe  voll¬ 
zogen  ist;  im  übrigen  ist  eine  kn  Auslande  voll¬ 
zogene  Strafe,  wenn  wegen  derselben  Handlung  im 
Gebiete  des  Deutschen  Reiches  abermals  eine  Ver¬ 
urteilung  erfolgt,  auf  die  zu  erkennende  Strafe  in 
Anrechnung  zu  bringen  (§  7); 

2.  die  Strafverfolgung  oder  die  Strafvollstreckung  nach 
den  Gesetzen  des  Auslandes  verjährt  oder  die  Strafe 
erlassen  ist,  oder 

3.  der  nach  den  Gesetzen  des  Auslandes  zur  Verfolgbar- 
barkeit  der  Handlung  erforderliche  Antrag  des  Ver¬ 
letzten  fehlt. 

Die  Strafverfolgung  ist  in  diesen  Fällen  fakultativ. 

Unter  weiteren  bestimmten  Voraussetzungen  gelten  diese 
Vorschriften  auch  für  den  Neubürger,  da  dieser  (nach  §  9) 
ebensowenig  ausgeliefert  werden  darf  wie  ein  Altbürger. 
Will,  man  ihn  nicht  grundlos  seiner  gerechten  Bestrafung 
entziehen,  so  muß  auch  gegen  ihn  Strafverfolgung  zulässig 
sein;  dies  ist  der  Fall.  Besondere  Voraussetzung  einer 
solchen  Strafverfolgung  ist  jedoch  ein  Antrag  der  zuständigen 
Behörde  des  Landes,  in  dem  die  strafbare  Handlung  be- 
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gangen  worden  ist.  Soweit  das  ausländische  Strafgesetz 
milder  ist,  kommt  nur  es  zur  Anwendung  (§  4  Abs.  3). 

Betrachten  wir  noch  kurz  unsere  Materie,  soweit  sie 
im  Strafgesetzbuch  enthalten  ist,  unter  dem  Gesichtspunkte 
der  Prinzipien,  so  ist  zu  sagen,  daß  das  in  §  3  und  §  4 
Abs.  1  anfgestellte  Territorialprinzip  erhebliche  Erweiterungen 
erfahren  hat.  Zunächst  durch  das  System  der  Weltrechts¬ 
pflege,  x)  das  für  Münzverbrechen  im  Sinne  des  St.G.B.  ein¬ 
geführt  ist  (§  4  Ziff.  1).  Das  Real-  oder  Schutzprinzip  aus 
Gründen  eines  berechtigten  staatlichen  Egoismus  gilt  a)  für 
hochverräterische  Handlungen  gegen  das  Deutsche  Reich  oder 
einen  Bundesstaat  (§  4  Z.  1);  b)  für  Verbrechen  oder  Ver¬ 
gehen  im  Amte,  die  von  einem  Beamten  des  Deutschen 
Reichs  oder  eines  Bundesstaates  begangen  werden  (§  4  Z.  l). 
Das  Personalitäts-  oder  Nationalitätsprinzip  gilt  auf  Grund 
eines  besonderen  Treuverhältnisses  zwischen  Deutschen  und 
dem  Heimatsstaate  für  landesverräterische  Handlungen  gegen 
das  Deutsche  Reich  oder  einen  Bundesstaat,  oder  für  die 
Begehung  einer  Beleidigung  eines  Bundesfürsten.  (§  4  Z.  2). 

Befinden  sich  deutsche  Strafgesetze  mit  ausländischen 
in  Kollision  oder  besser  gesagt:  in  Konkurrenz,  so  ist  zu 
beachten,  daß  durch  Tilgung  des  ausländischen  Strafanspruchs 
gemäß  §  5  auch  der  inländische  Strafanspruch  erloschen  ist. 
Dies  gilt  jedoch  kraft  positiver  Gesetzesvorschrift  nur  für 
die  Fälle  des  §  4  Abs.  2  Ziff.  3.  In  allen  anderen  Fällen 
bleibt  der  Strafanspruch  des  deutsche*n  Gesetzes  weiterhin 
bestehen,  was  zur  Folge  haben  kann  und  in  den  in  Betracht 
kommenden  Fällen  regelmäßig  auch  zur  Folge  haben  wird, 
daß  der  deutsche  Strafanspruch  selbst  neben  einem  auslän¬ 
dischen  Urteil,  ja  sogar  neben  der  bereits  nach  ausländischem 
Urteil  verbüßten  Strafe  eine  zweite  Verurteilung  in  Deutsch¬ 
land  wegen  derselben  Tat  stattfinden  kann.  (Wichtige  Aus¬ 
nahme  des  Grundsatzes:  ne  bis  in  idem!)  Die  Gefahr  einer 
tatsächlichen  Doppelbestrafung  aber  wird  durch  §  7  wieder 
aufgehoben.  Eine  weitere  Ausnahme  des  Grundsatzes:  ne 
bis  in  idem  findet  sich  im  §  37.  Danach  kann  ein  Deutscher 
abermals  verfolgt  werden,  trotzdem  nach  §  5  die  Verfolgung 
schon  ausgeschlossen  wäre,  zwecks  Herbeiführnng  der  Ehren- 


1)  Frank,  Kommentar  S.  27. 


folgen,  die  das  begangene  Verbrechen  oder  Vergehen  bei 
einer  Bestrafung  in  Deutschland  mit  sich  gebracht  hätte,  die 
aber  bei  der  Bestrafung  im  Auslande  nicht  eingetreten  sind. 

2.  Opportunitätsprinzip. 

Während  dem  deutschen  Strafrecht  das  Opportunitäts¬ 
prinzip,  wonach  alle  in  Frage  kommenden  Verbrechen  von 
amtswegen  verfolgt  werden  müssen,  zugrundeliegt,  bildet 
§  4  für  das  internationale  Strafrecht  eine  Ausnahme,  indem 
für  seinen  Wirkungskreis  das  Opportunitätsprinzip  eingeführt 
ist.  Hiernach  wird  dem  pflichtgemäßen  Ermessen  —  nicht 
etwa  der  Willkür  —  der  Staatsanwaltschaft  die  Verfolgung 
anheimgestellt.  Eine  solche  wird  aber  in  der  Tat  nur  als 
Ausnahme  statthaben,  nämlich  dann,  wenn  besondere  Gründe 
gegeben  sind,  die  spezifisch  deutsche  Interessen  berühren, 
oder  die  ausländische  Justiz  eine  noch  ungesühnte  ist.  Nicht 
unter  das  Opportunitätsprinzip  jedoch  fallen  die  besonderen 
Vorschriften  der  §§  140  Abs.  1,  102  und  298, l)  die  ja  schon 
kraft  ihres  eigenen  Inhaltes  sich  dem  Legalitätsprinzip  unter¬ 
werfen.  Hinzu  kommen  noch  verschiedene  oben  schon  an¬ 
geführte  Nebengesetze,  die  sich  ebenfalls  kraft  eigener  Vor¬ 
schrift  dem  Legalitätsprinzip  unterwerfen. 

3.  Das  anzu wendende  Recht. 

Das  anzuwendende  Recht  ist  und  kann  nur  das  deutsche 
Recht  sein.  Da  der  Richter  Organ  des  inländischen  Staates 
ist,  so  ist  er  nicht  bloß  verpflichtet,  sondern  auch  nur  be¬ 
rechtigt,  das  Recht  unseres  Staates  anzuwenden.  Selbst  im 
Falle  des  §  4  Abs.  2  Z.  3,  dem  einzigen  Ausnahmefalle,  wo 
ausländisches  Recht  —  nämlich,  wenn  es  milder  ist  als  in¬ 
ländisches  Recht  —  anzuwenden  ist,  beruht  die  Anwendung 
des  ersteren  auf  einer  allgemeinen  Bestimmung  des  deuts  cheti 
Strafrechts.  Derselbe  Rechtsgedanke  ist  in  §  5  verwirk¬ 
licht,  denn  auch  hier  erlangt  das  ausländische  Recht  wiederum 
nur  kraft  des  deutschen  Rechtes  eine  gewisse  Bedeutung 
formeller  Art.  Beide  Fälle  lassen  sich  gewissermaße  n  ver¬ 
gleichen  mit  einer  Art  von  Blankettbestimmungen. 

1)  Verletzung  d.  Wehrpflicht,  feindl.  Handlung  gegen  befreundete 
Staaten  u. Heuervertragsbruch. 


30 


4.  Die  Auslieferung. 

Obwohl  die  Frage  der  Auslieferung,  wie  anerkannt  ist, 
vorzugsweise  prozeßrechtlicher  Art  ist,  gehört  sie  doch  auch 
ergänzungsweise  hierher,  und  zwar  insofern,  als  durch  die 
Auslieferung  überhaupt  erst  die  Durchführung  des  im  In¬ 
lande  entstandenen  Strafanspruchs  eines  dritten  Staates  er¬ 
möglicht  wird,  während  sie  selbst  'aber  wieder  erst  durch 
Entstehen  eines  Strafanspruchs  auch  im  lnlande  in  Frage 
kommt.  Denn  abgesehen  von  der  Konfiskation  und  den 
wenigen  (hauptsächlich  die  Wehrpflichtverletzung  betreffenden) 
Fällen,  in  denen  unsere  Strafprozeßordnung  ein  Verfahren 
in  Abwesenheit  des  Angeklagten  gestattet,  ist  es  notwendig, 
daß  sich  der  Täter  in  der  Gewalt  des  inländischen  Staates 
befindet.  Wichtig  ist  dabei  vor  allem  der  von  den  Kultur¬ 
staaten  anerkannte  Grundsatz  der  Nichtauslieferung  der 
Nationalen.1)  Es  kommen  also  nur  Ausländer  in  Betracht, 
die  entweder  dem  Herkommen  gemäß  —  wobei  die  Ver¬ 
bürgung  der  Gegenseitigkeit  eine  große  Rolle  spielt  — ,  oder 
nach  bestehenden  völkerrechtlichen  Verträgen  ausgeliefert 
werden.  Vier  leitende  Grundsätze  sind  im  Auslieferungs¬ 
verkehr  im  Laufe  des  vorigen  Jahrhunderts  allmählich  ent¬ 
standen  und  von  den  meisten  Auslieferungsgesetzen  und  Ver¬ 
trägen  als  geltendes  Recht  aufgestellt  worden: 

1.  Nichtauslieferung  politischer  Verbrecher, 

2.  Nichtauslieferung  der  eigenen  Untertanen, 

3.  Forderung  der  Gegenseitigkeit, 

4.  das  Prinzip  der  identischen  Norm.2) 

Soweit  gemeine  Verbrechen  als  Mittel  oder  Deckung 
eines  politischen  Verbrechens  begangen  werden,  werden  auch 
diese  als  sogen,  „delits  connexes"  des  politischen  Asylrechts 
teilhaftig.  Hiervon  ist  wiederum  ausgenommen  der  sogen. 
Königsmord,  d.  h.  schwere  auf  das  Staatsoberhaupt  abzielende, 
zugleich  den  Tatbestand  gemeiner  Verbrechen  bildende  An¬ 
griffe.  3) 

1)  Vergl.  §  9  Str.  G.  B. 

2)  Übereinstimmung  des  in-  und  ausländischen  Strafrechts  vergl. 
Traub  S.  33  ff. 

3)  Zum  ersten  Male  ausdrücklich  bestimmt  in  der  sogen,  belg. 
Attentatsklausel  aus  Anlaß  eines  gegen  den  König  der  Belgier  ge¬ 
richteten  Mordplanes. 
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5.  Die  Strafbarkeit  der  in  staatenlosen  Gebieten 
begangenen  Verbrechen. 

Endlich  müssen  wir  nunmehr  noch  zu  der  Frage  Stellung 
nehmen,  wie  die  auf  staatenlosem  Gebiete  begangenen  Straf¬ 
taten  zu  beurteilen  sind.  Was  zunächst  die  Frage  angeht,, 
was  man  unter  staatenlosen  Gebieten  zu  verstehen  habe, 
so  kommen  als  solche  in  Betracht  alle  Gebiete,  die  nicht  oder 
noch  nicht  von  einer  souveränen  Staatsgewalt  beherrscht 
werden.  Hierher  gehören  vor  allem  die  sogen.  Interessen- 
spähren,  d.  h.  völkerrechtlich  abgegrenzte  Zonen,  die  ein 
Staat  nach  erfolgter  Kolonisation  seiner  Staatsgewalt  zu  unter¬ 
werfen  gedenkt.  Diesen  staatenlosen  Gebieten  sind  gleichzu¬ 
stellen  Gebiete,  in  denen  Völker  wohnen,  die  zwar  eigenes 
Recht  besitzen,  aber  noch  so  unzivilisiert  sind,  daß  ihr  Recht 
bei  weitem  noch  keinen  Vergleich  mit  dem  eines  modernen 
Staates  zuläßt.  Was  nun  die  Frage  nach  der  Strafbarkeit 
in  staatenlosem  Gebiete  als  solche  betrifft,  so  ist  wiederum, 
von  §  4,  Ziff.  3  des  Strafgesetzbuches  auszugehen.  Wenn 
hier  als  Voraussetzung  der  Strafbarkeit  im  Auslande  begangener 
Handlungen  von  dem  Erfordernis  eines  Strafgesetzes  des 
Ortes,  an  dem  die  Tat  begangen  wurde,  die  Rede  ist,  so 
kann  unter  Gesetz,  mangels  anderweitiger  besonderer  Be¬ 
stimmung  nur  verstanden  werden,  was  man  gewöhnlich 
hierunter  zu  verstehen  pflegt,  nämlich  den  durch  die  zustän- 
digenOrgane  gebildeten  und  geäußerten  Willen  einersouveränen 
Staatsgewalt,  oder,  beim  Gewohnheitsrecht  den  anerkannten 
Willen  einer  souveränen  Staatsgewalt.  An  dem  einen  oder 
anderen  Erfordernis  wird  es  bei  den  unzivilisierten  Stämmen 
und  Völkerschaften  immer  noch  fehlen.  Wie  verhält  es  sich 
nun  mit  der  Strafbarkeit  von  Handlungen,  die  ein  Deutscher 
im  staatenlosem  Gebiete  vornimmt? 

Die  Motive  von  1876  und  1889  stehen  in  der  Tat  auf 
dem  Standpunkte,  daß  in  diesen  Fällen  nicht  gestraft  werden 
könne,  da  hier  die  in  §  4  Z.  3  vorgesehene  Voraussetzung 
der  Strafbarkeit  nach  der  lex  loci  nicht  erfüllt  sei.  Dem¬ 
entsprechend  schlug  man  im  Jahre  1876  vor,  dies  Erfordernis 
überhaupt  wegfallen  zu  lassen  auch  für  Handlungen  im  staat¬ 
lichen  Auslande.  Dieser  Vorschlag  stieß  indessen  auf  leb¬ 
haften  Widerspruch.  Lasker1)  meinte  zutreffend,  die  beab- 


1)  Verhdlg.  d.  deutsch.  Reichstages  1875/76,  Bd.  S.I.  623  ff. 
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sichtigte  Abänderung  fülle  zwar  die  erwähnte  Lücke  aust 
schieße  aber  bedeutend  über  das  Ziel  hinaus  und  schaffe 
eine  Bestimmung,  die  großes  Unheil  zu  stiften  geeignet  sei, 
weil  dadurch  die  Bestrafung  der  im  staatlichen  Auslande  be¬ 
gangenen  Straftaten  allzugroße  Härten  zeitigen  würde.  Der 
Vorschlag  wurde  denn  auch  schließlich  abgelehnt. 

Schließen  nun  allerdings  die  Motive  und  mit  diesen  sehr 
viele,  darunter  auch  namhafte  Schriftsteller,1)  die  Strafbar¬ 
keit  bei  Straftaten,  die  im  staatenlosen  Gebiete  begangen 
sind,  mangels  der  erforderlichen  lex  loci  aus,  so  kann  diese 
Meinung  doch  nicht  als  zutreffend  erachtet  werden.  Die 
Lösung  dieser  Frage  wird  durch  die  Auslegung  des  Gesetzes 
gewonnen. 

Um  den  Inhalt  eines  Gesetzes  abzuleiten,  sind  nun  zwar 
maßgebend  die  Worte  des  Gesetzes,  aber  nur  in  der  Hin¬ 
sicht,  welche  Bedeutung  diese  Worte  haben  als  Äußerungen 
eines  vernünftigen  Willens  im  Zusammenhang  untereinander 
und  mit  dem  sonstigen  Inhalt  der  Rechtsordnung  überhaupt. 
Der  Wille  des  Gesetzes  ist  hier  aber  dann  vernünftig,  wenn 
er,  da  er  einmal  im  Auslande  begangene  Verbrechen  bestraft 
wissen  will,  auch  Rücksicht  darauf  nimmt,  wie  sich  die  Ge¬ 
setze  des  Aufenthaltsortes  als  der  Niederschlag  des  dortigen 
Volksempfindens  und  Volkswillens  inbezug  auf  den  anti¬ 
sozialen  Charakter  der  Täter  verhalten.  Dabei  kann  aber 
immer  nur  in  Frage  kommen  ein  „Mehr“  oder  „Minder“ 
nicht  aber  ein  „Ob“  der  Bestrafung  überhaupt.  Denn  diese 
letzte  Frage  ist  ja  entschieden  dadurch,  daß  §  4  Z.  3  Strafe 
androht  und  lediglich  wegen  des  Grades  in  der  Bestrafung 
auf  die  lex  loci  Rücksicht  nimmt.  Dieser  Grad  kann  aller¬ 
dings  auch  im  staatlichen  Ausland  gelegentlich  gleich  Null 
und  der  Erfolg  daher  derselbe  sein,  wie  wenn  die  Handlung 
in  einem  staatenlosen  Gebiet  begangen  wäre.  Doch  folgt 
im  ersten  Falle  die  Nichtbestrafung  aus  Billigkeitsrücksichten 
inbezug  auf  den  Stand  des  Rechts  jenes  Staates,  der  eine 
Rechtsordnung  sein  eigen  nennt,  und  nur  wegen  der  andern 
Qualität  dieses  Rechtes  in  dem  fraglichen  Punkte;  bei  in 

1)  z.  B.  Ohlshausen,  Kommentar  1909  S.  70  Anm.  16;  v.  Hippel, 
Zur  Auslegung  des  §  4  Z.  3  i.  d.  deutsch.  Juristen-Ztg.  1897  S.  213’; 
dagegen  nicht  mehr  Frank;  vergl  29/30  d.  Kommentars. 
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staatenlosem  Gebiet  begangenen  Verbrechen  hingegen  kann 
Nichtbestrafung  nicht  erfolgen,  weil  eine  vorhandene  Rechts¬ 
ordnung  keine  Strafe  darauf  gelegt  hat,  denn  es  ist  über¬ 
haupt  keine  Rechtsordnung  vorhanden.  Dies  ist  der  zu  be¬ 
achtende  Unterschied.  Es  gebührt  daher  u.  E.  der  Meinung 
der  Vorzug,  die  auch  im  staatenlosen  Gebiete  für  dort  be¬ 
gangene  Straftaten  Bestrafung  eintreten  läßt,  und  zwar  aus 
folgenden  Gründen:  1.  §  4  hat  keine  besondere  Bestimmung, 
er  steht  aber  nach  seinem  Wortlaute  der  Strafbarkeit  nicht 
entgegen.  Läßt  man  noch,  wie  dies  bei  der  Auslegung  jedes 
Gesetzes  richtigerweise  zu  geschehen  hat,  seinen  Sinn  mit¬ 
entscheiden,  so  gibt  dieser  sogar  eine  Stütze  für  unsere 
Meinung  ab,  wie  oben  dargelegt  wurde.  2.  Vor  allem  aber 
ergibt  sich  die  Richtigkeit  unserer  Ansicht  aus  dem  Zwecke 
des  Strafrechts.  Dieser  geht  dahin:  Die  inländischen  Inter¬ 
essen  zu  schützen.  Schützt  der  Staat  auch  im  Auslande 
seine  Interessen,  so  tut  er  es  deshalb,  weil  er  zum  mindesten 
ein  unmittelbares  Interesse  daran  hat.  Freilich  sind  die  im 
Auslande  von  ihm  geschützten  Interessen  naturgemäß  in  dem 
Machtbereich  des  ausländischen  Staates  gelegen;  daher  ist 
es  für  den  ausländischen  Staat  von  primärem  unmittelbarem 
Interesse,  sie  ebenfalls  zu  schützen,  und  deshalb  ist  auch 
der  inländische  Staat  berechtigt  und  verpflichtet,  darauf  ab¬ 
zuheben,  ob  der  ausländische  Staat  eine  Handlung  unter 
Strafe  gestellt  hat  oder  nicht.  In  noch  viel  höherem  Maße 
treffen  diese  Erwägungen  bei  Straftaten  auf  staatenlosem 
Gebiete  zu.  Denn  man  kann  doch  nicht  behaupten,  daß  die 
luteressen,  die  der  inländische  Staat  prinzipiell  als  zu 
schützende  erklärt  hat,  des  Schutzes  weniger  bedürftig  seien, 
weil  dort  keine  souveräne  Staatsgewalt  herrscht.  Im  Gegen¬ 
teil:  weil  eine  Staatsgewalt,  die  jene  Interessen  als  ihre  un¬ 
mittelbaren  und  eigenen  Interessen  primär  zu  schützen  hätte, 
fehlt,  so  muß  man  diesen  nun  einmal  im  Auslande  zu 
schützenden  Interessen  doch  mindestens  den  Schutz  der  in¬ 
ländischen  Rechtsordnung  zuteil  werden  lassen.  Wenn  das 
beim  staatlichen  Auslande  mittelbare  Interesse  auch  nicht 
dadurch  ein  unmittelbares  Interesse  des  Inlandstaates  wird, 
wenn  es  in  Gebieten  geschützt  wird,  in  denen  kein  eigent¬ 
licher  unmittelbarer  Interessent  vorhanden  ist,  so  ist  doch 
der  Schutz  der  deutschen  Rechtsordnung  nunmehr  primär 
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schon  deshalb,  weil  es  eben  keinen  anderen  Schutz  dort 
gibt. 

Diese  Erwägungen  sind  hauptsächlich  angestellt  worden 
im  Hinblick  auf  ein  künftiges  deutsches  Strafgesetzbuch,  in 
dem  unsere  Streitfrage  wohl  eine  gesetzliche  Regelung  finden 
wird.  Bisher  wurde  sie  gesetzlich  entschieden  durch  das 
Konsulargerichtsbarkeitsgesetz  (vom  7.  IV.  1900).  Darin  wird 
ausdrücklich  bestimmt,  daß  Deutsche  und  Schutzgenossen 
nach  den  in  Gemäßheit  dieses  Gesetzes  in  den  Konsularge¬ 
richtsbezirken  Anwendung  findenden  strafrechtlichen  Vor¬ 
schriften  auch  dann  verfolgt  werden  können,  wenn  sie  die 
Handlung  begangen  haben  in  einem  Gebiete,  das  keiner 
Staatsgewalt  unterworfen  ist.  Diese  Vorschriften,  die  das 
Konsulargerichtsbarkeitsgesetz  soweit  in  Geltung  setzt,  sind 
aber  die  des  deutschen  Reichstrafgesetzbuches. 

2.  Die  Reformbestrebungen. 

(Vorentwurf,  Gegenentwurf,  Stellungnahme  der  Literatur  und 
Beschlüsse  der  Strafrechtskommission  unter  Bezugnahme  auf 
den  österr.  und  Schweizer  Vorentwurf.) 

Der  Vorentwurf  der  Regierung  von  1909  hat  manche, 
zum  Teil  recht  einschneidende  Änderungen  an  dem  bestehenden 
Recht  vorgenommen. 

§  3. 

Keine  wesentliche  Änderung  erfuhr  der  §  3  des  Str.  G.  B. 
indem  das  alte  Territorialprinzip  unverändert  übernommen 
wurde.  Lediglich  eine  stilistisch  redaktionnelle  Änderung  hat 
stattgefunden  *).  Eine  Änderung  hinsichtlich  des  Ortes  der 
Begehung  im  Sinne  der  sogen.  Tätigkeits-  oder  Aufenthalts¬ 
theorie,  die  die  Tat  nur  da  begangen  sein  läßt,  wo  deF  Täter 
zur  Zeit  seiner  Tat  sich  aufhält,  hielt  der  Vorentwurf  nicht 
für  angezeigt,  obwohl  diese  Theorie  in  der  Literatur  der 
neuesten  Zeit  vielfach  vertreten  wird;  dies  wird  getadelt 
von  Kantorowicz,  Köhler,  Köhler  und  Wach.1 2)  Köhler  befür¬ 
wortet  eine  nähere  Bestimmung  des  Begriffes  des  Begehungs- 

1)  Ersetzung  des  Wortes  „desselben“  durch  „dessen“. 

2)  Für  die  Literatur,  soweit  sie  die  Kritik  des  V.  E.  betrifft, 
verweise  ich  hier  ein  für  allemal  auf  die  Zusammenstellung  gutacht¬ 
licher  Äußerungen. 
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ortes  unter  Hinweis  auf  §  81  des  österr.  Vorentwurfs,  der 
in  Abs.  2  eine  ausdrückliche  Bestimmung  hierüber  trifft. J) 
Köhler  hält  eine  ausdrückliche  Bestimmung  für  nötig,  weil 
die  Theorie  des  Reichsgerichts,  wonach  der  Erfolgsort  mit 
zur  Handlung  gehört,  von  der  Wissenschaft  überwiegend 
nicht  geteilt  werde.  Kantorowicz  wiederum  schlägt  einen 
Zusatz  vor  im  Sinne  des  eben  erwähnten  §  81  des  österr. 
Vorentwurfs. 

Die  Gründe  unseres  Vorentwurfs  gegen  eine  ausdrückliche 
Bestimmung  darüber,  was  als  Ort  der  Tat  anzusehen  ist, 
insbesondere  im  Sinne  der  sog.  Tätigkeits-  oder  Aufenthalts¬ 
theorie,  sind  :  Widerspruch  der  praktischen  Folgerungen  einer 
solchen  Bestimmung  mit  dem  Rechtsgefühl  und  der  Würde 
des  Deutschen  Reichs.  Dabei  wies  man  hin  auf  das  Fehlen 
einer  derartigen  Bestimmung  in  den  modernsten  gesetzge¬ 
berischen  Arbeiten,  nämlich  die  der  Gesetzgebung  von  Norwegen, 
die  im  §  12  Abs.  3  und  der  Schweizer  Entwurf,  der  in  Art.  9 
ausdrücklich  bestimmt,  daß  die  Tat  auch  da  begangen  ist, 
wo  der  Erfolg  des  Verbrechens  eintrat  oder  eintreten  sollte.1) 
Auf  diesen  Standpunkt  stellt  sich  auch  unser  Vorentwurf, 
ohne  jedoch  eine  ausdrückliche  Bestimmung  zu  geben;  er 
überläßt  die  Frage  „der  Weiterentwicklung  durch  Wissen¬ 
schaft  und  Rechtsprechung“. 

Auch  im  Gegenentwurf  ist,  übereinstimmend  sowohl  mit 
dem  geltenden  Rechte  wie  mit  dem  Vorentwurf  eine  aus¬ 
drückliche  Bestimmung  darüber  unterblieben,  was  als  Ort 
der  Handlung  anzusehen  ist.  Zur  Begründung  wird  hervor¬ 
gehoben,  daß  eine  solche  gesetzliche  Regelung  nur  sehr 
kasuistisch  geschehen  könne,  wenn  durch  sie  wirklich  alle 
Zweifel  beseitigt  werden  sollen.  Zu  dem  entspreche  die  Be¬ 
handlung  dieser  Frage  in  der  Praxis  wohl  den  praktischen 
Bedürfnissen,  sodaß  eine  ausdrückliche  Stellungnahme  im 
Gesetze  überflüssig  sei. 

Im  übrigen  weicht  der  G.  E.  vom  V.  E.  insofern  ab, 
als  er  das  Anwendungsgebiet  der  deutschen  Strafgesetze 
durch  den  Ausdruck  „Inland“  statt  „Gebiet  des  Deutschen 
Reichs“  bezeichnet.  Dadurch  will  er  zum  Ausdruck  bringen,  daß 


1)  Vergl.  Anhang. 
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das  deutsche  Strafrecht  auch  an  Orten  angewandt  werde,  die 
nicht  eigentlich  zum  Gebiet  des  Deutschen  Reichs  gehören. 
Eine  nähere  Definition  des  Inlands  indessen  wird  sowohl  vom 
G.  E.  als  auch  vom  V.  E.  als  nicht  dem  Strafrechte,  sondern 
dem  Gebiete  des  Staats-  und  Völkerrechts  angehörend,  abge¬ 
lehnt.  Daher  wird  auch  in  beiden  Entwürfen  der  bisherige 
§  8,  der  als  Ausland  im  Sinne  des  Str.  G.  B.  jedes  nicht  zum 
Deutschen  Reich  gehörende  Gebiet  bezeichnet,  fallen  lassen. 

In  den  Beschlüssen  der  Strafrechtskommission  wurde 
das  vom  V.  E.  in  §  3  enthaltene ‘Territorialprinzip  aufrecht¬ 
erhalten,  statt  Reichsgebiet  „Inland“  gesetzt  und  deutsche 
Schiffe  im  Ausland  oder  auf  offener  See  als  Inland  erklärt. 
Durch  Anwendung  des  Ausdruckes  „Inland“  wurde  eine  be¬ 
sondere  Erwähnung  der  Schutzgebiete  und  Konsularberichts¬ 
bezirke  überflüssig,  da  beide  Arten  von  Gebietsteilen  ohne 
weiteres  von  dem  Ausdruck  „Inland“  umfaßt  werden. 

§  4. 

Im  Anschluß  an  die  historische  Entwicklung  hielt  der 
V.  E.  daran  fest,  das  sogen,  internationale  Strafrecht  als  in 
der  Hauptsache  dem  materiellen  Rechte  angehörend,  hier  zu 
regeln.  Dabei  glaubte  er  von  der  Durchführung  eines  be¬ 
stimmten  Prinzips  im  Sinne  der  oben  schon  erwähnten  vier 
Prinzipien  Abstand  nehmen  zu  müssen. 

Berücksichtigt  wurde  zunächst,  daß  die  Regelung  des 
internationalen  Strafrechts  schon  vor  der  Erlassung  des 
Str.  G.  B.  angefochten  und  als  lückenhaft  bezeichnet  worden 
war,  und  zwar  deshalb,  weil  §  4  die  Verfolgung  eines  Aus¬ 
länders  wegen  Verbrechen  und  Vergehen  im  Auslande  aus¬ 
schließt,  selbst  wenn  der  Täter  im  Inlande  betroffen  wird 
oder  gar  im  Inland  seinen  Wohnsitz  nimmt.  Ferner  wurde 
durch  die  Vorschrift  des  §  4,  Ziff.  3  die  Verfolgung  von 
Deutschen  wegen  gemeiner,  in  nichtzivilisierten  oder  staaten¬ 
losen  Gebieten  begangenen  Verbrechen  ausgeschlossen,  da 
sie  durch  Gesetze  des  Begehungsortes  mit  Strafe  bedroht 
sein  mußten.  Obwohl  diese  Lücke  heute  auch  durch  §  77 
des  Konsulargerichtsbarkeitsgesetzes  als  geschlossen  anzu¬ 
sehen  ist,  so  ist  dies  in  der  Literatur  doch  nicht  ganz  un¬ 
bestritten,  und  man  beabsichtigte  daher  in  diesem  Punkte 
eine  andere  Fassung  des  Strafgesetzbuchs.  Schon  einmal  hatte 
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man  die  Beseitigung  der  eben  erwähnten  Lücken  versucht 
durch  einen  Entwurf  vom  23.  XI.  1875  und  durch  eine  im 
Reichstag  nicht  zur  Beratung  gelangte  Novelle  vom  17.  V.  1889. 
Es  wurde  aber  weiter  nichts  erreicht,  als  die  heutige  Fassung 
des  §  4,  Ziff.  1  durch  Einfügen  der  Worte:  „Als  Beamter  des 
Deutschen  Reichs  .  .  .  .“  Dem  allen  Rechnung  tragend  hat 
nun  §  4  des  Entwurfs  eine  wesentliche  und  grundsätzliche 
Änderung  erfahren.  §  4  Ziff.  1.  des  V.  E.  lautet: 

Nach  den  Strafgesetzen  des  Reichs  kann  verfolgt  werden  : 

1.  Ein  Deutscher,  welcher  im  Ausland  eine  Handlung 
begangen  hat,  die  nach  den  Gesetzen  des  Reichs  als  Ver¬ 
brechen  oder  Vergehen  anzusehen  ist. 

Hierzu  bemerkt  allgemein  v.  Lißt,  daß  der  Entwurf  bei 
der  Behandlung  im  Auslande  begangener  Straftaten  meist 
über  das  Ziel  hinaus  gehe.  Köhler  sieht  in  den  Bestimmungen 
des  Entwurfs  über  internationales  Strafrecht  sogar  einen 
Rückschritt. 

Was  die  Sache  selbst  anbelangt,  so  wird  zunächst  das 
Opportunitätsprinzip  in  Geltung  gelassen,  weil,  wie  schon  die 
Begründung  hervorgeht,  ein  strafrechtliches  Vorgehen  nur  an¬ 
gezeigt  ist,  wenn  deutsche  Interessen  oder  der  Schutz  des 
Deutschen  im  Auslands  es  erheischen.  Die  Entscheidung  hier¬ 
über  kann  aber  nur  den  Umständen  des  Einzelfalles  entnom¬ 
men  werden.  Auf  demselben  Standpunkt  scheint  auch  die  Li¬ 
teratur  zu  stehen.  So  hält  namentlich  v.  Bar1)  das  Opportuni¬ 
tätsprinzip  für  berechtigt  in  Anbetracht  der  Schwierigkeiten 
und  Kosten,  die  oft  bei  der  Verfolgung  von  nicht  besonders 
schweren,  im  Auslande  begangenen  Straftaten  ervachsen. 

Auf  den  ersten  Anblick  hin  scheint  der  G.  E.  von  dem  Op¬ 
portunitätsprinzip  abzüweichen.  Denn  §  4  beginnt:  Die  Straf¬ 
gesetze  des  Reiches  finden  ferner  Anwendung,  wenn . , 

nachdem  gleich  vorher  im  §  3  ebenfalls  bestimmt  ist:  Die 
Strafgesetze  des  Reiches  finden  Anwendüng  auf  ....  Damit 
will  der  G.  E.  aber  keineswegs,  wie  sich  aus  der  Begründung 
ergibt,  das  Opportunitätsprinzip  aufgeben.  Die  von  der  sonst 
üblichen  Ausdrucksweise  abweichende  Fassung  des  Anfangs 
von  §  4  soll  der  Ausdruck  der  gewiss  richtigen  Ansicht  sein, 
dass  die  Abgrenzung  des  Opportunitätsprinzips  in  der  Str.P.O. 


1)  ln  der  Reform,  S.  64. 
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zu  geschehen  habe.  Da  in  dem  Bericht  über  die  Beschlüsse  der 
Strafrechtskommission  nichts  von  einer  Aenderung  des  §  4  V. 
E.  in  diesem  Sinne  mitgeteilt  ist,  so  ist  anzunehmen,  dass  das 
Opportunitätsprinzip  wiederum  hier  seinen  Ausdruck  gefun¬ 
den  hat  durch  die  übliche  Formel:  Nach  den  Strafgesetzen 
des  Reiches  kann  verfolgt  werden  .... 

a)  Handlungen  Deutscher  im  Aus  lande. 

Zu  weit  geht  nun  in  der  Tat  §  4  Ziff,  1  des  V.  E.,  der  das 
Erfordernis  der  Strafbarkeit  eines  Deutschen  am  ausländischen 
Begehungsort  für  die  Verfolgbarkeit  aufgegeben  hat.  Mag 
man  darin  mit  Köhler  eine  Ueberspannung  des  Niationalitäts- 
gedankens  erblicken  oder  nicht:  Das  lässt  sich  jedenfalls  mit 
Sicherheit  dagegen  einwenden,  dass,  wie  v.  Lilienthal  meint, 
dadurch  den  häufig  ganz  verschiedenen  Lebensbedingungen  im 
Auslande  nicht  genügend  Rechnung  getragen  wird.  Denselben 
Vorwurf  der  Unbilligkeit  erhebt  denn  v.  Bar1),  Hartwig,  Kan- 
torowicz,  Kitzinger  und  Köhler.  Zur  Begründung  seines 
Standpunktes  führt  der  V.  E.  an,  dass  die  Staatsangehörigkeit 
dem  Inländer  die  Pflicht  auferlege,  auch  im  Auslände  nach  dem 
Strafrecht  seiner  Heimat  zu  leben,  dass  sich  die  zivilisierten 
Staaten  für  die  Aufrechterhaltung  der  Rechtsordnung  für  soli¬ 
darisch  haftbar  ansehen  und  endlich,  dass  das  Inland  seine 
Staatsangehörigen  nicht  ausliefert  und  daher  für  ihre  Bestra¬ 
fung  wegen  der  von  ihnen  im  Auslande  begangenen  Handlun¬ 
gen  soweit  sorgen  muss,  als  es  diese  nach  den  eigenen  Ge¬ 
setzen  als  strafbar  anerkennt.  So  richtig  und  unbestritten  diese 
Erwiägungen  auch  sein  mögen,  so  wenig  kann  man  sie  als  Be¬ 
gründung  dafür  anerkennen,  dass  man  den  Grundsatz  der  Straf¬ 
barkeit  nur  bei  Vorhandensein  der  lex  loci  hat  fallen  lassen. 
Es  wird  darin  zugegeben,  dass  dadurch  nach  der  abändernden 
Vorschrift  des  V.  E.  von  den  Deutschen  im  Auslande  mehr  ge¬ 
fordert  wird,  als  die  ausländischen  Gesetze  ihm  auferlegen. 
Nun  fährt  die  Begründung  fort:  „Da  aber  das  gleiche  von 
ihm  gefordert  werden  würde,  wenn  er  in  der  Heimat  verblie¬ 
ben  wäre,  der  er  staatsrechtlich  angehört,  so  kann  er  sich 
nicht  über  unbillige  Behandlung  beschweren.“  Dass  dieser 
Zustand  gemildert  wird  dadurch,  dass  die  Verfolgung  nicht 
dem  Legalitätsprinzip  unterstellt  worden,  sondern  lediglich 


1)  v.  Bar,  Reform,  S.  52. 
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fakultativ  ist,  ist  zwar  richtig;  allein  wenn  in  der  Aufgabe  des 
Erfordernisses  der  lex  loci  nun  einmal  eine  Unbilligkeit  liegt» 
wofür  sich  auch  die  oben  zitierte  Literatur  ausgesprochen 
hat,  so  wird  durch  ein  solches  Vorbringen  der  fragliche  Zu¬ 
stand  eben  nur  gemildert,  nicht  aber  gerechtfertigt.  Demge¬ 
genüber  wird  hervorgehoben  die  aus  der  vollständigen  Auf¬ 
gabe  des  Erfordernisses  der  Strafbarkeit  am  Begehungsorte 
sich  ergebende  Vereinfachung,  bestehend  in  der  Ermöglichung 
einer  allgemeinen  Regelung  im  Strafgesetze,  und  die  Ueber- 
nahme  der  in  §  77  des  Kon-s.Ger.Ges.  enthaltenen  Sondervor¬ 
schriften  hinsichtlich  der  Verfolgung  von  Verbrechen  und  Ver¬ 
gehen,  die  auf  staatenlosem  Gebiete  begangen  wurden.  Ausser¬ 
dem  wollte  man  mit  der  Bestimmung  des  V.  E.  die  an  sich  ja 
gewiss  wünschenswerte  Uebereinstimmung  zwischen  der 
deutschen  und  der  ausländischen  Rechtsentwicklung  her¬ 
steilen.  Man  wird  dann  allerdings  nach  dem  Vorentwurf  im 
Gegensatz  zu  dem  gegenwärtig  geltenden  Strafgesetzbuche 
nicht  mehr  behaupten  können,  Verbrechen  und  Vergehen  eines 
deutschen  in  staatenlosen  oder  nicht  zivilisierten  Gebieten 
seien  straflos.  Dagegen  ist  der  bereits  oben1)  erwähnte  Ein¬ 
wand  Laskers  zu  erheben,  dass  die  vorgeschlagene  Aenderung 
zwar  die  erwähnten  Lücken  ausfüllen  aber  zugleich  über  das 
Ziel  weit  hinausgeschossen  und  eine  Bestimmung  geschaffen 
würde,  die  grosses  Unheil  zu  stiften  geeignet  sei,  da  auf  der 
andern  Seite  die  Bestrafung  der  im  staatlichen  Auslande  be¬ 
gangenen  Verbrechen  zu  hart  ausfiele.  Diesen  Umständen 
mehr  Rechnung  tragend,  bestimmt  der  G.  LV.  in  §  4  Ziff.  4  in 
[Verbindung  mit  Ziff.  2: 

(Die  Strafgesetze  des  Reiches  finden  Anwendung, 
wenn* . ) 

2.  ein  Deutscher  oder  ein  Ausländer  auf  staatenlosem  Ge¬ 
biet  gegen  einen  Deutschen,  einen  Beamten  des  Reichs, 
eines  Bundesstaates  oder  eines  Schutzgebiets  oder  gegen 
ein  Mitglied  der  Besatzung  oder  der  Passagiere  eines 
deutschen  Schiffes  oder  Luftfahrzeugs  eine  nach  den  Ge¬ 
setzen  des  Reichs  als  Verbrechen  oder  Vergehen  anzuse¬ 
hende  Handlung  begangen  hat; 

4.  ein  Deutscher  im  Ausland  eine  Handlung  begangen  hat, 
die  nach  den  Gesetzen  des  Reichs  als  Verbrechen  oder 


1)  S.  31. 
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Vergehen  anzusehen  und,  wenn  die  Handlung  in  einem 
ausländischen  Staate  begangen  wurde,  durch  die  Gesetze 
des  Begehungsortes  mit  Strafe  bedroht  ist.  Das  Gesetz 
des  ausländischen  Staates,  in  dem  die  Handlung  begangen 
wurde,  ist  anzuwenden,  wenn  es  für  den  Täter  gün¬ 
stiger  ist.“ 

Durch  diese  Bestimmungen  ist  allerdings  der  Vorzug  der 
Einfachheit  des  V.  E.  preisgegeben,  und  man  kann  mit  v.  Bar1) 
sagen :  „aber  man  möchte  glauben,  dass  die  Prinzipien  der  Ge¬ 
rechtigkeit  und  Billigkeit  höher  stehen  als  das  Prinzip  der  Ver¬ 
einfachung.“  Die  Haftbarkeit  des  Deutschen  im  Auslande  geht 
natürlich  grundsätzlich  weiter  als  die  des  Ausländers.  Es  ist 
aber  nach  dem  G.  E.  der  Fall  zu  unterscheiden,  ob  ö:e  Tat  im 
staatlichen  öder  in  staatenlosem  Auslande  begangen  wurde. 
Im  ersten  Falle  greifen  die  Bestimmungen  des  §  4  Ziff.  4  Platz,, 
die  dem  geltenden  Rechte  entsprechen  und  denen  nur  aus  Bil¬ 
ligkeitsgründen  die  bisher  ausschliesslich  für  den  Neubürger 
geltende  Vorschrift  hinzugefügt  wurde,  dass  las  ausländische 
Recht  angewendet  werden  soll,  wenn  es  dem  Täter  günstiger 
ist.  Bei  Begehung  der  strafbaren  Handlung  in  staatenlosem 
Auslande  kommt  §  4  Ziff.  2  zur  Anwendung  mit  der  Einschrän¬ 
kung,  dass  Deutsche,  oder  was  diesen  gleichgestellt  wird;  Be¬ 
amte  des  Reichs,  eines  Bundesstaates  oder  Schutzgebietes,  so¬ 
wie  die  Besatzung  und  Passagiere  eines  deutschen  Schiffes 
oder  Luftfahrzeuges  verletzt  sind. 

Selbständig,  d.  h.  ohne  Rücksicht  auf  das  Vorhandensein 
einer  lex  loci  können  Deutsche  nach  deutschem  Rechte  nur 
noch  bestraft  werden  in  den  Fällen  des  §  4  Ziff.  1  und  3  des 
G.  E.,  die  lauten: 

(Die  Strafgesetze  des  Reichs  finden  ferner  Anwendung, 
wenn) 

1.  ein  Deutscher  oder  ein  Ausländer  im  Auslande  eine  hoch¬ 
verräterische  Handlung  gegen  das  Reich  oder  einen  Bun¬ 
desstaat,  ein  Geldverbrechen,  einen  Meineid  vor  einer 
deutschen  Behörde,  einen  Frauenhandel,  einen  Sklaven¬ 
raub,  einen  Sklavenhandel  oder  als  Beamter  des  Reichs, 
eines  Bundesstaats  cjder  Schutzgebietes  in  oder  bei  Aus¬ 
übung  des  Amtes  eine  Handlung  begangen  hat,  die  nach 


1)  Reform,  S.  73. 
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den  Gesetzen  des  Reichs  als  Verbrechen  oder  Vergehen 
anzusehen  iist; 

3.  ein  Deutscher  im  Ausland  eine  landesverräterische  Hand¬ 
lung  gegen  das  Reich  oder  einen  Bundesstaat  oder  eine 
Verletzung  eines  deutschen  Bundesfürsten  oder  Regen¬ 
ten  begangen  hat. 

Im  Verhältnis  zum  geltenden  Rechte  trat  unter  Ziff.  1  hinzu 
„Meineid  vor  einer  deutschen  Behörde“,  was  aber  nur  wegen 
der  Ausländer  geschehen  sein  kann,  hier  also  nicht  in  Be¬ 
tracht  fällt/)  Im  Gegensatz  zum  §  4  Ziff.  1  des  Strafgesetz¬ 
buches  sind  nicht  Verbrechen  und  Vergehen  von  deutschen 
Beamten  allgemein  in  Ziff.  1  des  G.  E.  einbezogen,  sondern 
nur  solche,  die  „in  oder  bei  Ausübung  des  Amtes“  begangen 
sind.  Ausserdem  ist  hinzugefügt  der  Frauenhandel,  und  aus 
dem  Sklavenraubgesetz  der  Sklavenraub  und  Sklavenhandel 
herübergenommen.  Ziff.  3,  die  mit  Ziff.  1  in  Zusammenhang 
steht,  ist  inhaltlich  dem  geltenden  Rechte  gleich.  Nur  hielt 
man  für  die  „Beleidigung“  eine  Bundesfürsten  den  Ausdruck 
„Verletzung“  für  zutreffender  und  hat  ihn  deshalb  an  die  Stelle 
des  ersteren  gesetzt,  sowie  dem  Bundesfürsten  den  „Regenten“ 
gleichgestellt. 

Ein  Vergleich  dieser  Vorschriften  des  G.  E.  über  die  Straf¬ 
barkeit  Deutscher,  die  im  Ausland  eine  strafbare  Handlung  be¬ 
gangen  haben,  mit  denen  des  V.  E.  ergibt,  dass  der  G.  E.  man¬ 
chen  wuchtigen  Einwendungen,  die  man  gegen  den  V.  E.  er¬ 
heben  kann,  Rechnung  trägt  und  hierdurch  in  der  Tat  fühlbare 
Lücken  beseitigt.  Natürlich  müssen  dabei  wieder  Nachteile 
des  G.  E.  mit  in  Kauf  genommen  werden.  Dies  trifft  nament¬ 
lich  zu  in  Bezug  auf  dieVereinfachung  der  Vorschriften  des 
V.  E.  gegenüber  denen  des  G.  E.  Da  aber  dieser  Schönheits¬ 
fehler  des  G.  E.  durch  die  unseres  Erachtens  sachlichere  Er¬ 
ledigung  vollauf  gerechtfertigt  wird,  so  können  wir  nicht  um¬ 
hin,  dem  G.  E.  den  Vorzug  zu  geben. 

Auf  demselben  Standpunkt  scheint  auch  die  Strafrechts¬ 
kommission  zu  stehen,  was  namentlich  daraus  hervorgehen 
dürfte,  dass  sie  sich  in  der  Frage  der  Voraussetzung  der  Straf¬ 
barkeit  der  Handlung  am  Tatorte  dein  G.  E.  und  nicht  dem  V. 
E.  angeschlossen  hat.  Die  Verfolgbarkeit  nur  unter  der  Vor- 


1)  Über  Handlungen  der  Ausländer  im  Auslande  s.  unter  b. 
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aussetzung  der  Strafbarkeit  der  Handlung  am  Tatorte  ist  aber 
nur  dann  gegeben,  wenn  es  sich  nicht  um  Weltverbrechen 
handelt;  jedoch  auch  wenn  kein  Weltverbrechen  vorliegt,  kann 
die  Handlung  ohne  weiteres  verfolgt  werden  in  einigen  beson¬ 
deren  Fällen,  nämlich  wenn  es  sich  um  eine  Tätlichkeit  oder 
Beleidigung  gegen  den  Kaiser,  einen  anderen  Bundesfürsten 
oder  den  Regenten  eines  Bundesstaates  handelt,  oder  um  einen 
Angriff  gegen  die  Staatsgewalt  oder  um  eine  Friedensgefähr¬ 
dung.  Ist  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  von  einem  Deut¬ 
schen  in  staatenlosem  Gebiete  begangen,  so  ist  zu  deren  Ver¬ 
folgung  Strafbarkeit  nach  den  Gesetzen  des  Reichs  erforder¬ 
lich  und  genügend.1) 

b)  Handlungen  von  Ausländern  im  Auslande. 

Die  Regelung  der  im  Auslände  begangenen  strafbaren 
Handlungen,  soweit  sie  Ausländer  betrifft,  hat  in  §  4  Ziff.  2  des 
V.  E.  stattgefunden.  Die  Bestimmung  lautet:  (Nach  den  Straf¬ 
gesetzen  des  Reichs  kann  verfolgt  werden: . ) 

2.  Ein  Ausländer,  welcher  im  Ausland  eine  hochverräte¬ 
rische  Handlung  gegen  das  Reich  oder  einen  Bundesstaat, 
ein  Münzverbrechen,  einen  Meineid  in  einem  bei  einer 
deutschen  Behörde  anhängigen  Verfahren,  oder  welcher 
gegen  einen  Deutschen,  einen  Beamten  des  Reichs,  eines 
Bundesstaates  Oder  eines  Schutzgebiets  oder  als  ein  sol¬ 
cher  Beamter  eine  nach  den  Gesetzen  des  Reichs  als 
Verbrechen  oder  Vergehen  anzusehende  Handlung  be¬ 
gangen  hat. 

Es  bleibt  also  hinsichtlich  der  Bestrafung  hochverräte¬ 
rischer  Handlungen  gegen  das  deutsche  Reich  oder  einen 
Bundesstaat  und  der  Münzverbrechen  beim  geltenden  Rechte. 
Eine  erhebliche  Erweiterung  indessen  liegt  darin,  dass  gegen 
Ausländer  ein  Strafanspruch  dann  gegeben  ist,  wenn  diese  im 
Auslande  gegen  einen  Deutschen  eine  Handlung  begangen  ha¬ 
ben,  die  nach  den  Gesetzen  des  deutschen  Reichs  als  Ver¬ 
brechen  oder  Vergehen  anzusehen  ist.  Nleu  hinzu  tritt  ferner 
die  Strafbarkeit  der  Ausländer  wegen  vorsätzlicher  Verletzung 
der  Eidespflicht  durch  Meineid  in  einem  bei  einer  deutschen 
Behörde  anhängigen  Verfahren.  Durch  die  neue  Fassung 

1)  Vergl.  hierzu  österr.  V.  E.  §  83—85  u.  Schweizer  V.  E.  Art.  8 
Ziff.  1  u.  Art.  7  Abs.  1  Anhg. 
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wurde  eine  Sonderregelung  durchgeführt,  die  für  den  Fall  not¬ 
wendig  wurde,  dass  deutsche  Beamte  eine  nach  den  Gesetzen 
des  Reichs  als  Verbrechen  oder  Vergehen  anzusehende  Hand¬ 
lung  begehen,  da  diese  nach  dem  geltenden  Rechte  nicht  im¬ 
mer  die  deutsche  Staatsangehörigkeit  zu  besitzen  brauchen. 
Dem  Beamten  des  Reichs  wird  gleichgestellt  der  Beamte  eines 
Bundesstaats  oder  Schutzgebiets.  Letztere  weiden  nunmehr 
nach  dem  V.  E.  nicht  nur  wegen  der  an  ihnen  begangenen 
strafbaren  Handlung  geschützt,  sondern  können  auch  we¬ 
gen  der  von  ihnen  begangenen  strafbaren  Handlungen  zur  Ver¬ 
antwortung  gezogen  werden. 

Zur  Begründung  seines  Standpunktes  führt  der  V.  E.  aus» 
eine  Ueberspannung  des  inländischen  Strafanspruchs  sei  aus¬ 
geschlossen  dadurch,  dass  in  §  4  nicht  die  Notwendigkeit,  son¬ 
dern  nur  die  Möglichkeit  einer  Verfolgung  bei  Gefährdung 
deutscher  Interessen  vorgesehen  sei,  und  dass  deren  Vorhan¬ 
densein  aber  immer  nur  den  Umständen  des  einzelnen  Falles 
entnommen  werden  könne. 

Bezüglich  des  Meineides  der  Ausländer  hält  die  Begrün¬ 
dung  namentlich  in  Seemannssachen  ein  besonderes  Bedürfnis 
nach  Bestrafung  für  gegeben.  Da  nämlich  in  den  von  Auslän¬ 
dern  begangenen  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  einen  Deut¬ 
schen  nicht  die  Fälle  inbegriffen  sind,  in  denen  die  Eidesver¬ 
letzung  zu  Gunsten  oder  wenigstens  nicht  zum  Nachteil  eines 
Deutschen  erfolgt,  hielt  man  die  Elinbeziehung  des  Meineides 
für  geboten,  knüpfte  aber  das  Erfordernis  daran,  dass  das  Ver¬ 
fahren  bei  einer  deutschen  Behörde  anhängig  ist  und  diese  ent¬ 
weder  eine  deutsche  Behörde  im  Auslande  oder  eine  auslän¬ 
dische  Behörde  ersucht  hat,  dem  Ausländer  den  Eid  abzu¬ 
nehmen. 

Die  Literatur  verhält  sich  zum  V.  E.  in  der  Frage  der  Be¬ 
strafung  der  Ausländer  wegen  im  Auslande  begangener  Hand¬ 
lungen  wie  folgt: 

Die  Bestrafung  hochverräterischer  Handlungen  hat  in  der 
Literatur  allgemeine  Billigung  gefunden;  insbesondere  befür¬ 
worten  sie  Köhler  und  v.  Bar.  Dasselbe  gilt  von  der  Aufstel¬ 
lung  der  Münzverbrechen.  Geteilt  dagegen  sind  die  Meinun¬ 
gen  darüber,  db  ein  Ausländer,  der  in  einem  bei  einer  deutschen 
Behörde  anhängigen  Verfahren  im  Auslande  einen  Meineid  ge¬ 
schworen  hat,  nach  deutschem  Rechte  zu  bestrafen  sei.  Köh- 
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ler  hält  ein  Bedürfnis  für  gegeben.  Hartwig  und  v.  Bar  sind 
indessen  dagegen.  Letzterer  hält  die  Bestrafung  für  inkorrekt, 
weil,  wie  er  ausführt,  die  Bestrafung  des  Meineides  auch  Sache' 
der  Staatsgewalt  sei,  kraft  deren  Gesetz  der  deutsche  Beamte 
befugt  sei  zur  Eidesabnahme,  und  weil  das  Unterlassen  der 
Bestrafung  eines  vor  einem  deutschen  Beamten  geleisteten 
Meineides  eine  Lücke  des  ausländischen  Gesetzes  sei.  Diese 
Lücke  könne  nur  durch  das  ausländische  Gesetz  ausgefüllt 
werden,  und  hierzu  sei  der  ausländische  Staat,  wenn  nötig, 
auf  völkerrechtlichem  Wege  anzuhalten,  niemals  aber  könne 
das  deutsche  Recht  diese  Lücke  selbst  ausfüllen.  Von  ähn¬ 
lichen  Gesichtspunkten  geht  Hartwig  aus.  Er  weist  darauf  hin, 
dass  der  Ausländer  häufig  wegen  einer  für  ihn  rein  privaten 
Handlung  —  dann  nämlich,  wenn  die  Gesetze  seines  Staates 
den  Meineid  vor  einer  deutschen  Behörde  nicht  unter  Strafe 
stellt  —  zur  Verantwortung  gezogen  würde,  die  ihn  weder 
binde,  noch  verpflichte,  da  sie  ja  von  seinem  Staate  eben  nur 
als  Privatsache  angesehen  wird.  Köhler  meint  überdies,  dass 
dieser  Fall  des  Meineids  kaum  eine  solche  internationale  Be¬ 
deutung  habe,  dass  man  über  die  gewöhnlichen  Schranken  hin¬ 
ausgehen  solle. 

Was  die  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  einen  Deutschen 
im  Auslande  anlangt,  so  wird  die  Möglichkeit  einer  Strafver¬ 
folgung  grundsätzlich  gebilligt.  Man  ist  aber  allgemein  der 
Meinung,  es  gehe  zu  weit,  wenn  man  von  dem  Erfordernis  der 
Strafbarkeit  der  Tat  in  dem  ausländischen  Staate  absehe.  Hart¬ 
wig,  Köhler,  v.  Lilienthal  und  Köhler  sind  der  Ansicht,  dass 
eine  solche  Ausdehnung  der  Strafgewalt  nicht  nur  unbillig  sei, 
sondern  auch  sehr  leicht  zu  internationalen  Verwicklungen  füh¬ 
ren  könne,  da  es  sich  der  ausländische  Staat  wohl  kaum  ge¬ 
fallen  lasse,  dass  seine  Angehörigen  wegen  eines  in  seinem  Ge¬ 
biete  nicht  strafbaren  Tuns  in  Deutschland  bestraft  würden. 

Kitzinger  weist  ausserdem  darauf  hin,  dass  keine  der  von 
der  Begründung  des  V.  E.  angeführten  Gesetze  des  Auslandes 
in  dieser  Frage  so  weit  gehe.  Wenn  man  das  Bedenken  gegen 
diese  Ueberspannung  der  staatlichen  Strafgewalt  mit  dem  Hin¬ 
weis  auf  das  Opportunitätsprinzip  entkräften  wolle,  wie  dies 
die  Begründung  tue,  so  sei  dies  als  ein  gesetzgeberisch  unge¬ 
sunder  Gedanke  durchaus  verwerflich.  Endlich  weist  er  dar¬ 
auf  hin,  dass  der  Entwurf  die  Spezialgesetze  (Sprengstoff-  und 
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Sklavenraubgesetz),  die  bisher  den  Ausländer  nach  Absicht  der 
Gesetze  und  entsprechend  den  sie  veranlassenden  völkerrecht¬ 
lichen  Verträgen  schlechthin  der  deutschen  Strafgewalt  unter¬ 
stellten.  einschränken  würde,  da  nach  dem  Entwurf  Verfolgung 
nur  eintritt,  wenn  die  Tat  sich  gegen  einen  Deutschen  richtet. 

Der  Strafbarkeit  der  Verbrechen  und  Vergehen  gegen 
deutsche  Beamte  stimmt  Köhler  unbedingt  zu.  v.  Bar  aber 
verwirft  die  darin  zum  Ausdruck  kommende  bedingungslose 
Anwendung  des  Realprinzips.  Eine  solche  sei,  wie  er  ausführt, 
grundsätzlich  zu  vermeiden.  Man  greife  dadurch  in  die  Justiz¬ 
hoheit  fremder  Staaten  ein  und,  wenn  es  jeder  Staat  so  machte, 
müsse  die  notwendige  Folgerung  eine  unerträgliche  Rechtsun¬ 
sicherheit  sein,  da  infolge  der  Reziprozität  kein  Staat  mehr  die 
Möglichkeit  habe,  seine  Angehörigen  zu  schützen,  wenn  die¬ 
sen  wegen  einer  in  der  Heimat  vorgenommenen  und  da  straf¬ 
freien  Handlung  im  Ausland  der  Prozess  gemacht  werde.  Ab¬ 
gesehen  davon  jedoch,  dass  v.  Bar  die  bedingungslose  Anwen¬ 
dung  des  Realprinzips  wie  hier  so  auch  bei  den  gegen 
Deutsche  begangenen  Verbrechen  und  Vergehen  aus  den  eben 
angeführten  Gründen  missbilligt,  stimmt  auch  er  einer  Er¬ 
streckung  der  Strafgewalt  auf  Verbrechen  und  Vergehen  ge¬ 
gen  deutsche  Beamte  im  Auslande  zu.  Mit  Köhler  empfiehlt 
er  ausserdem,  die  Seeräuberei  als  das  nach  traditionellem,  un- 
bezweifeltem  Völkerrecht  eigentlich  einzige  Weltverbrechen 
aufzunehmen.  Endlich  will  er  das  Nachmachen  und  die  Ver¬ 
fälschung  von  Siegeln  des  Reichs  oder  der  deutschen  Bundes¬ 
staaten  der  unbedingten  Strafzuständigkeit  des  Reichs  unter¬ 
stellt  wissen. 

Unter  Anführung  des  österr.  V.  E.,  der  im  §  86l)  ausdrück¬ 
lich  bestimmt,  dass  die  in  den  besonderen  Gesetzen  oder  Ver¬ 
trägen  enthaltenen  Bestimmungen  in  Geltung  bleiben,  hält  auch 
er  eine  Klarstellung  über  das  Fortbestehen  geltender  nebenge¬ 
setzlicher  Vorschriften  für  nötig,  da  es  ihm  zweifelhaft  er¬ 
scheint,  ob  die  Bestimmungen  des  §  11  des  Sprengstoffgesetzes 
des  §  10  des  Gesetzes  gegen  den  Verrat  militärischer  Geheim¬ 
nisse  und  des  Gesetzes  betreffend  die  Bestrafung  des  Sklaven¬ 
raubs  fortgelten  sollen. 

Der  G.  E.  hielt  die  starke  Ausdehnung  der  Strafbarkeit  des 
Ausländers,  der  im  ausländischen  Staate  eine  strafbare  Hand- 


1)  Vergl.  Anhang. 


46 


lung  begangen  hat,  für  sehr  bedenklich.  Er  steht  auf  dem 
Standpunkte,  dass  es  einen  Eingriff  in  die  Souveränitätsrechte 
fremder  Staaten  bedeute,  wenn  jede  Verletzung  eines  Deut¬ 
schen  durch  einen  Ausländer  nun  im  Inlande  strafbar  sei,  und 
diass  durch  eine  derartige  Gesetzesbestimmung  leicht  diploma¬ 
tische  Konflikte  heraufbeschworen  werden  könnten.  Dazu 
werde  die  Durchführung  unter  Umständen  nicht  ohne  Ver¬ 
letzung  vertraglich  übernommener  Verpflichtungen  geschehen 
können.  Zudem  müsste  man  sich  nach  dem  Grundsatz  der 
Reziprozität  ein  gleiches  Verfahren  gefallen  sahen,  wodurch 
aber  zum  mindesten  eine  wesentliche  Verminderung  des  den 
Deutschen  im  Auslande  zu  gewährenden  Schutzes  herbeige* 
führt  würde.  Der  G.  E.  glaubt  daher  nicht,  um  geringer  Vor¬ 
teile  willen  von  dem  geltenden  Rechte,  das  sich  bisher  gut  be¬ 
währt  habe,  abweichen  und  dadurch  die  internationalen  Be¬ 
ziehungen  der  Staaten  zu  einander  gefährden  zu  sollen.  Die 
Fälle,  in  denen  Ausländer  ohne  Rücksicht  auf  die  lex  loci  nach 
deutschem  Rechte  bestraft  werden  können,  sind  daher  im  we¬ 
sentlichen  die  des  geltenden  Rechts.  Sie  sind  bestimmt  in  dem 
oben  schon  angeführten  §  4  Ziff.  1  des  G.  E.1)  Dieser  geht 
über  das  geltende  Recht  hinaus  insofern,  als  er  den  „Mein¬ 
eid  vor  einer  deutschen  Behörde“  hinzunimmt,  dagegen  nicht 
so  weit  wie  der  V.  E.,  der  den  Meineid  in  einem  bei  einer 
deutschen  Behörde  anhängigen  Verfahren'*  unter  Strafe  stellt 
und  diese  sonach  ausdehnt  auf  den  Fall  des  Meineides  vor 
einer  ausländischen  Behörde,  die  auf  Ersuchen  einer  deutschen 
Behörde  den  Eid  abgenommen  hat.  Aehnlich  verhält  es  sich 
mit  der  Bestimmung  des  G.  E.  {§  4  Ziff.  1),  bezüglich  der  Straf¬ 
barkeit  von  Verbrechen  oder  Vergehen  deutscher  Beamter,  die 
„in  oder  bei  Ausübung  des  Amtes  begangen  sind“.  Diese  Be¬ 
stimmung  ist  weiter  als  die  Vorschrift  des  §  4  Ziff  1  Str.G.B., 
wonach  nur  „Verbrechen  oder  Vergehen  im  Amte“  srafbar 
sind,  dagegen  enger  gegenüber  der  Bestimmung  des  §  4  Ziff.  2 
des  V.  E.,  wonach  alle  „Verbrechen  oder  Vergehen“  unter 
Strafe  gestellt  sind.  Ausserdem  ist  neu  hinzugekommen  der 
Frauenhandel,  während  Sklavenraub  und  Sklavenhandel  nur 
übernommen  wurde.2)  Dagegen  sind  die  Sprengstoffverbrechen 
fortgelassen,  für  die  ein  Spezialgesetz  besteht.  Die  hiermit  im 


1)  S.  40. 

2)  Vergl.  §  12  des  Sklavenraubgesetzes. 
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Zusammenhang  stehenden  Bestimmungen  des  §  4  Ziff.  3  ent¬ 
halten  geltendes  Recht.  Lediglich  anstelle  des  Ausdrucks  „Be¬ 
leidigung“  setzte  man  „Verletzung“  und  stellte  dem  „Bundes¬ 
fürsten“  den, .Regenten“  gleich.  Eine  prinzipielle  Neuregelung 
dem  geltende  Rechte  gegenüber  hat  eigentlich  nur  stattgefun¬ 
den  bezüglich  der  in  staatenlosem  Gebiete  begangenen  Hand¬ 
lungen  (soweit  hier  interessiert)  der  Ausländer  in  §4  Ziff.  2  des 
G.  E.  zugrundegelegt  wurde  hier  das  Schutzprinzip,  da  ja  von 
einem  Eingriff  in  eine  fremde  Souveränität  nicht  mehr  die 
Rede  sein  kann. 

Nach  dem  Beschluss  der  Strafrechtskomrnission  erfuhr, 
wie  zu  erwarten  war,  auch  §  4  Ziff.  2  des  V.  E.  eine  durch¬ 
greifende  Aenderung.  Als  Weltverbrechen,  d.  h.  bedingungs¬ 
los  strafbar  wurden  angenommen:  der  Mädchenhandel,  landes¬ 
verräterische  Handlungen  und  Angriffe  gegen  die  deutsche 
Wehrmacht.  Sklavenraub  und  Sklavenhandel,  sowie  die  Ver¬ 
brechen  des  Sprengstoffgesetzes  wurden  nicht  auf  genommen, 
weil  sie  in  den  aufrechterhaltenen  Sondergesetzen  schon  als 
Weltverbrechen  bezeichnet  sind.  Ausserdem  sollen  Weltver- 
breehen  in  dem  Sinne,  dass  ihre  Straibarkeit  von  der  Staats¬ 
angehörigkeit  unabhängig  ist,  nur  sein  die  Yci brechen  oder 
Vergehen  gegen  einen  deutschen  „Beamten  während  der  Aus¬ 
übung  seines  Amtes  öder  in  Beziehung  auf  sein  Amt.“  Dage¬ 
gen  können  Ausländer,  die  im  Auslande  ein  Verbrechen  oder 
Vergehen  gegen  einen  Deutschen  oder  einen  deutschen  Beam¬ 
ten  begangen  haben,  nach  den  Strafgesetzen  des  Reichs  nur 
verfolgt  werden,  sofern  die  Tat  durch  die  Gesetze  des  Tatorts 
mit  Strafe  bedroht  war.  Ist  ein  Verbrechen  oder  Vergehen 
von  einem  Ausländer  gegen  einen  Deutschen  oder  einen  deut¬ 
schen  Beamten  auf  staatenlosem  Gebiet  begangen,  so  ist  Straf¬ 
barkeit  nach  den  Gesetzen  des  Reichs  erforderlich  und  ge¬ 
nügend.1) 

§  5. 

Der  V.  E.  hat  den  bisherigen  §  5  ausschliesslich  auf  den 
Fall  des  Neubürgers  beschränkt.  Nur  in  dem  Falle,  dass  der 
Täter  Neubürger  ist,  d.  h.  erst  nach  Begehung  der  Tat  die 
deutsche  Staatsangehörigkeit  erworben  hat,  wird  von  dem  ,V. 


1)  Vergl.  hierzu  §  86  u.  87  d.  österr.  V.  E.  u.  Art.  8  Ziff.  2  u. 
3  u.  Art.  7  Abs.  1,  Anhang. 
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E.  noch  an  dem  Erfordernis  der  lex  loci  festgehalten.  Diese 
Bestimmung  findet  sich  im  §  5,  der  lautet: 

In  den  Fällen  des  §  4  Ziff .  1  ist  die  Verfolgung  auch  zulässig, 
wenn  der  Täter  erst  nach  Begehung  der  strafbaren  Handlung 
Deutscher  geworden  ist.  Für  diesen  Fall  gölten,  soweit  nicht 
eine  der  in  §  4  Ziff.  2  bezeichneten  strafbaren  Handlungen  in 
Betracht  kommt,  folgende  Vorschriften: 

1.  Das  Gesetz  des  ausländischen  Begehungsortes  ist  an¬ 
zuwenden,  wenn  dieses  für  den  Täter  günstiger  ist. 

2.  Die  Verfolgung  bleibt  ausgeschlossen,  wenn 

a)  die  Handlung  durch  die  Gesetze  des  Auslandes  nicht  mit 
Strafe  bedroht  ist, 

b)  der  nach  den  Gesetzen  des  Auslandes  zur  Verfolgung  der 
Handlung  erforderliche  Antrag  nicht  gestellt  worden  ist, 

c)  von  den  Gerichten  des  Auslandes  über  die  Handlung 
rechtskräftig  erkannt  und  entweder  eine  Freisprechung 
erfolgt  oder  die  ausgesprochene  Strafe  vollzogen,  oder 

d)  die  Strafverfolgung  oder  die  Strafvollstreckung  nach 
den  Gesetzen  des  Auslandes  verjährt  oder  die  Strafe  er- 

*  lassen  ist. 

Zur  Begründung  wird  angeführt,  dass  die  Rechtsordnung 
des  Auslandes  zuerst  verletzt  wird  von  dem  Täter,  der  zur 
Zeit  der  Begehung  der  Tat  noch  Ausländer  ist,  und  dass  der 
Strafanspruch  der  inländischen  Gerichtsgewalt  erst  entstehe, 
wenn  der  Täter  Deutscher  werde.  Der  inländische  Strafan- 
spruch  sei  hier  von  dem  ausländischen  Rechte  deshalb  ab¬ 
hängig,  weil  der  Täter  bei  der  Begehung  des  Verbrechens  le¬ 
diglich  die  Gesetze  des  Auslandes  verletze  und  zu  dem  inlän¬ 
dischen  noch  gar  keine  Beziehung  habe.  Von  dem  Erfordernis 
eines  Antrages  der  ausländischen  Behörde  hat  man  Abstand 
genommen  mit  der  Begründung,  dass  das  Ausland  an  der  •Ver¬ 
folgung  seines  ehemaligen  Staatsangehörigen  kaum  mehr  ein 
entscheidendes  Interesse  haben  könne.  Im  übrigen  sind  die 
bisherigen  Bestimmungen  des  §  5  nur  mit  der  Wirkung  auf  den 
Fall  des  Neubürgers  übernommen.  Dass  die  gegen  Ausländer 
absolut  verfolgbaren  Verbrechen  hier  nicht  in  Betracht  kom¬ 
men,  war  schon  bisher  geltendes  Recht,  und  auch  in  §  5  V.  E. 
sind  die  im  §  4  Ziff.  2  bezeichneten  strafbaren  Handlungen  aus¬ 
drücklich  ausgenommen.  Bei  diesen  Delikten,  so  führt  die  Be¬ 
gründung  aus,  sei  der  deutsche  Strafanspruch  unabhängig  vom 
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ausländischen  Rechte,  woran  auch  der  nachträgliche  Erwerb 
der  Staatsangehörigkeit  des  Täters  nichts  zu  ändern  vermöge. 

Der  §  5  V.  E.  ist  in  der  Tat  die  Folgerung  aus  der  Nicht¬ 
beachtung  der  lex  loci  für  den  Inländer,  und  zwar  insofern,  als 
auf  eine  im  Ausland  ergangene  Aburteilung  im  Inlande  über¬ 
haupt  keine  Rücksicht  genommen  wird,  wenn  es  sich  um  In¬ 
länder  handelt.  Das  ist  die  negative  Bedeutung  des  §  5  V.  E. 
Als  allgemeine  Regel  wird  eine  solche  Verletzung  des  Grund¬ 
satzes  ne  bis  in  idem  aber  als  ausserordentlich  gefähr¬ 
lich  zu  verwerfen  sein,  namentlich  dann,  wenn  der 
im  Auslande  freigesprochene  Deutsche  im  Inlande  eine 
neue  Strafverfolgung  zu  gewärtigen  hat.  Die  positive  Bestim¬ 
mung  des  §  5  bezüglich  des  Neubürgers  entsprechen  u.  E.  dem 
Rechte  und  der  Billigkeit.  Auf  diesem  Standpunkte  steht  auch 
die  Begründung. 

In  der  Literatur  hält  es  Stölzel  für  notwendig,  den  Ge¬ 
gensatz  des  staatlichen  zum  niohtstaatlichen  Ausland  auch  für 
den  Neubürger  hervorzuheiben.  Er  unterscheidet  zwischen 
dem  Neubürger,  der  dem  staatenlosen  Gebiete,  als  er  dort  de- 
linquierte,  angehörte,  und  demjenigen,  der  damals  Angehöriger 
eines  staatlichen  Gebietes  war,  in  diesem  Falle  somit  mög¬ 
licherweise  einem  seine  Handlung  für  strafbar  erklärenden  Ge¬ 
setze  unterstand.  Auch  Hartwig  will  einen  Unterschied 
machen  zwischen  Deutschen,  die  im  Ausland  geboren  oder  er¬ 
zogen  wurden  und  erst  in  gereifterem  Alter  vielleicht  zum  er¬ 
sten  Male  nach  Deutschland  kommen,  und  den  übrigen  Deut¬ 
schen  im  Auslande.  Erstere  möchte  er,  ihren  spezifischen  Ver¬ 
hältnissen  Rechnung  tragend,  den  Neübürgern  gleichgestellt 
wissen,  v.  Bar  endlich  ist  der  Ansicht,  die  Bestimmung  des 
§  5  solle  man  allgemein  für  jeden  Deutschen  und  nicht  blos  für 
den  FaM  des  Nieu'bürgers  ausdehnen,  sodass  regelmässig  die 
lex  loci  angewendet  werden  soll,  wenn  sie  dem  Täter,  (d.  h. 
dem  im  Auslande  delinquierenden  Deutschen)  günstiger  ist.1) 
Damit  wäre  dann  allerdings  §  5  überflüssig. 

Der  G.  E.  hat,  wie  oben  schon  dargetan  worden  ist,  an  der 
Berücksichtigung  der  lex  loci  bei  Straftaten  der  Deutschen  im 
Auslande  festgehalten.  Infolgedessen  entspricht  auch  §  5  G.E. 
inhaltlich  dem  geltenden  Rechte.  Er  lautet: 


1)  Vergl.  oben  bei  §4  Z.  1.  V.  E. 
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„Ist  im  Falle  des  §  4  Ziff.  41)  die  Handlung  in  einem  ausl¬ 
ändischen  Staate  begangen  worden,  so  ist  die  Bestrafung  aus¬ 
geschlossen,  wenn  von  den  Gerichten  des  Auslandes  über  die 
Handlung  rechtskräftig  erkannt  und  entweder  eine  Freisprech¬ 
ung  erfolgt  oder  die  erkannte  Strafe  vollzogen  odier  erlassen 
ist.“ 

Dabei  wurde  Ziff.  3  Str.G.B'.  überflüssig,  weil  im  §  4  Ziff. 
4  G.  E.  von  dem  Erfordernis  eines  Antrages  der  ausländischen 
Behörde  Abstand  genommen  ist,  und  Ziff.  2  Str.G.B.  wurde 
zum  Teil  überflüssig,  weil  nach  §  4  Ziff.  4  G.  E.  das  dem  Tä¬ 
ter  „günstigere“  Recht  des  Auslandes  anzuwenden  ist. 

Die  Regelung  des  Falles  der  Neubürger  hat,  ebenfalls  wie 
im  geltende  Rechte,  in  einem  besonderen  Abs.  (2)  zu  §  4  statt¬ 
gefunden.  Im  G.  E.  hat  dieser  folgende  Fassung: 

„Die  Bestrafung  (Ziff.  4)  ist  auch  zulässig,  wenn  der  Täter 
erst  nach  Begehung  der  Handlung  Deutscher  geworden  ist.  In 
diesem  Falle  ist  jedoch,  wenn  die  Handlung  auf  staatenlosem 
Gebiet  begangen  wurde,  und  der  Täter  zur  Zeit  der  Begehung 
einem  ausländischen  Staate  angehörte,  das  Gesetz  dieses  Staa¬ 
tes  anzuwenden,  wenn  es  für  den  Täter  günstiger  ist.“ 

In  den  Beschlüssen  der  Strafrechtskoimmission  wird  der 
nach  der  Tat  Deutscher  gewordene  Täter  (Neubürger)  dem 
Deutschen  gleichgestellt',  d.  h.  so  behandelt,  als  ob  er  zur  Zeit 
der  Begehung  der  Tat  schon  Deutscher  gewesen  wäre.  Die 
Bestimmungen  in  §  5  Ziff.  2  V.  E.  über  Ausschluss  der  Verfol¬ 
gung  wurden  im  wesentlichen  aufrecht  erhalten.  Jedoch  liess 
man  ihre  Beschränkung  auf  den  Fall  des  Neubürgers  fallen,  so 
dass  ihnen  wieder  die  allgemeine  Geltung  über  alle  Fälle  von 
Straftaten,  die  durch  Deutsche  im  Auslande  begangen  werden, 
zukommt,  wie  dies  schon  geltenden  Rechtes  war  und  auch  im 
G.  E.  beibehalten  wurde.2) 

§  6. 

Die  Bestimmungen  des  §  6  V.  E.  über  im  Auslande  be¬ 
gangene  Uebertretungen  haben  gegenüber  dem  geltenden 
Rechte  keine  Aenderung  erfahren.  Die  Begründung  hält  es  für 
zweckentsprechend,  wenn  im  Auslande  begangene  Uebertre¬ 
tungen  ihrer  Geringfügigkeit  halber  in  internationaler  Hinsicht 


1)  Des  G.  E. 

2)  Vergl.  österr.  V.  E.  §  86  letzter  Absatz. 
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nicht  beachtet  und  nur  dann  bestraft  werden,  wenn  dies  durch 
besondere  Gesetze  oder  Verträge  angeordnet  ist. 

Auch  der  G.  E.  gibt  den  §  6  Str.G.B.  wörtlich  wieder.  Da 
er  aber  bei  den  Uebertretungen  ebenfalls  einen  allgemeinen 
und  besonderen  Teil  unterscheidet,  wie  dies  bei  den  Ver¬ 
brechen  und  .Vergehen  geschehen  ist,  so  wurde  die  Bestim¬ 
mung  über  die  im  Auslände  begangenen  Uebertretungen  syste¬ 
matisch  im  §  345  dem  allgemeinen  Teil  der  Uebertretungen 
einverleibt. 

Genau  das  gleiche  geschieht  in  den  Beschlüssen  der  Straf¬ 
rechtskommission,  in  dem  ebenfalls  der  allgemeine  Teil  über 
Uebertretungen  bestimmt,  wie  weit  im  Auslande  begangene 
Uebertretungen  verfolgbar  sind.1) 

§  7. 

Im  V.  E.  ist,  wie  es  in  der  Begründung  heisst:  „zur  Ver¬ 
meidung  von  Härten“  das  auch  in  ausländischen  Strafgesetzen 
enthaltene  Anrechnungsprinzip  des  §  7  Str.G.B.  übernommen 
worden,  da  unter  Umständen  trotz  einer  im  Auslande  erfolgten 
Aburteilung  eine  neue  Aburteilung  im  Inland  stattfinden  kann, 
und,  abgesehen  von  dem  Ausnahmefall  des  §  5  (Neubürger)  ein 
ausländisches  Urteil  für  das  Inland  keine  Rechtskraft  erlangt. 
Lediglich  redaktionelle  Veränderungen  wurden  vor  genommen. 
Anstelle  von  „eine  im  Auslande  vollzogene  Strafe“  setzte  man : 
„eine  auf  Grund  eines  ausländischen  Urteils  vollzogene  Strafe“, 
wodurch  man  zum  Ausdruck  bringen  wollte,  dass  es  nicht  auf 
den  Volilzugsort  ankomme,  sondern  auf  das  Gericht,  das  die 
Strafe  festgesetzt  hat.  Ausserdem  wollte  man  für  eventuelle 
Verträge  die  Möglichkeit  schaffen,  dass  eine  im  Ausland  er¬ 
kannte  Strafe  auf  Grund  eines  ausländischen  Ersuchens  im  In¬ 
lande  vollzogen  werde.  Die  zweite  Aenderung  besteht  darin, 
dass  nicht  mehr  „auf  die  zu  erkennende  Strafe“,  sondern  „auf 
die  erkannte  Strafe“  in  Anrechnung  zu  bringen  ist.  Ueber  die 
Anrechnung  selbst  glaubt  der  V.  E.  keine  Grundsätze  feststel¬ 
len  zu  sollen,  da  hier  nach  den  Umständen  des  einzelnen  Falles 
dem  richterlichen  Ermessen  entsprechender  Spielraum  gelas¬ 
sen  werden  müsse.  Für  eine  ausdrückliche  Bestimmung  dar¬ 
über,  ob  und  wie  §  7  anzuwenden  sei,  wenn  die  Natur  der  er¬ 
kannten  Strafe,  z.  B.  Todesstrafe  oder  lebenslängliche  Frei« 


1)  Vergl.  Art.  236  d.  Schweiz.  V.  E.,  Anhang. 
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heitsstrafe,  an  sich  keine  Anrechnung  gestattet,  hält  der  V.  E. 
ein  Bedürfnis  nicht  für  vorliegend. 

In  der  Literatur  wendet  sich  Wüst  gegen  eine  Durch¬ 
brechung  des  Grundsatzes  ne  bis  in  idem  im  internationalen 
Strafrecht  überhaupt,  v.  Bar  rügt,  daß,  wenn  schon  im  Inlande 
eine  Anrechnung  erfolge,  diese  nicht  auch  bei  teilweiser  Ver¬ 
büßung  einer  Strafe  stattfinde.  Köhler  endlich  möchte  sogar 
im  Auslande  vollzogene  sichernde  Maßnahmen  in  der  erkannten 
Strafe  mit  berücksichtigt  wissen. 

Der  G.  E.  entspricht  in  §  6  genau  dem  §  7  d.  V.  E.,  indem 
er  inhaltlich  das  geltende  Recht  bestehen  läßt,  in  der  Fassung 
redaktionelle  Veränderungen  des  V.  E.  übernimmt  und  als  wei¬ 
tere  an  Stelle  von  „Reichsgebiet“  den  Ausdruck  „Inland“  setzt. 

Nach  den  Beschlüssen  der  Strafrechtskommission  blieb 
§7  V.  E.  unverändert.1) 

§  8- 

Am  Prinzip  der  Nichtauslieferung  der  Nationalen  hält 
der  §  8  V.  E.  fest.  Die  Begründung  hält  die  Beibehaltung 
dieses  Prinzips  für  der  vorgeschlagenen  Regelung  des  inter¬ 
nationalen  Strafrechts  entsprechend  und  weist  auf  die  Tatsache 
hin,  daß  das  Verbot  der  Auslieferung  von  Inländern  in  der 
überwiegenden  Mehrzahl  der  ausländischen  Strafgesetze  vor¬ 
gesehen  ist.  v.  Bar  bemerkt  allerdings  mit  Recht,  daß  diese 
Bestimmung  streng  systematisch  nicht  hierher  in  das  materielle 
Strafrecht  gehöre.  Sachlich  hält  er  indessen  eine  solche  Vor¬ 
schrift  gerade  im  Hinblick  auf  den  Mangel  eines  deutschen 
Auslieferungsgesetzes  für  unentbehrlich. 

Der  G.  E.  hat  den  §  8  V.  E.,  der  dem  §  9  Str.  G.  B. 
gleich  ist,  in  §  7  ohne  jede  Änderung  übernommen. 

Das  gleiche  ist  in  den  Beschlüssen  der  Strafrechtskom¬ 
mission  geschehen.2) 

3.  Versuch  eines  Beitrags. 

I.  Allgemeine  Grundsätze  als  Ausgangspunkt. 

Wie  schon  die  gesetzgeberischen  Werke  und  ausdrücklich 
auch  der  Vorentwurf  davon  ausgehen,  daß  bei  der  Regelung 

1)  Vergl.  §  88  d.  österr.  V.  E.  S.  193  und  Art.  8,  Ziff.  4  d.  Schweiz. 
V.  E.,  Anhang  und  Art.  7,  Abs.  2,  Anhang. 

2)  Vergl.  §  89  d.  österr.  V.  E.,  Anhang. 
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des  internationalen  Strafrechts  keines  der  oben  genannten 
vier  Prinzipien  durchzuführen  sei,  so  möchten  auch  wir  davon 
ausgehen,  daß  keines  von  ihnen,  wenigstens  in  der  angeführten 
Form  völlig  richtig  ist.  Hiermit  soll  jedoch  nicht  die  Be¬ 
hauptung  aufgestellt  werden,  unser  Problem  sei  nicht  durch 
Auffindung  eines  obersten  Grundsatzes  zu  lösen.  Im  Gegenteil: 
Wir  sind  der  Ansicht,  daß  eine  befriedigende  Lösung  unseres 
Problems  nur  durch  Aufstellung  oberster  Grundsätze  gefunden 
werden  kann.  Denn  nur  dann  können  auftauchende  Zweifelsfälle 
entschieden  werden,  wenn  fest  steht,  was  die  Regel  und  was 
die  Ausnahme  bildet.  Hierbei  müssen  wir  zurückgehen  auf  den 
Begriff  des  Staates,  der  staatlichen  Norm  und  der  Verbrechen. 
Der  Staat  ist  eine  mit  ursprünglicher  Herrschermacht  aus¬ 
gestattete  Körperschaft  seßhafter  Personen.  Er  ist  eine  ge¬ 
schichtlich  gewordene  Tatsache  und  daher  nur  zu  verstehen 
aus  der  Geschichte  seiner  Entstehung  und  aus  den  Funktionen, 
die  er  ausübt.  Ursprünglich  fiel  ihm  die  Aufgabe  zu,  Schutz 
gegen  drohende  Gefahren  zu  gewähren,  Schutz  in  doppelter 
Weise,  nämlich  Schutz  des  Untertanen  und  Schutz  des  Staates 
als  solchem.  In  steigendem  Maße  wuchsen  ihm  weitere  Auf¬ 
gaben  zu,  so  die  Sorge  für  Ruhe  und  Ordnung  im  Innern, 
als  Förderung  des  noch  umgeschriebenen  Gewohnheitsrechts» 
dann,  als  er  sich  dieser  Aufgabe  bewusst  wurde,  durch  För¬ 
derung  der  Rechtsordnung.  So  ist  der  Staat  ein  Produkt 
historischer  Entwicklung,  eine  Zweckorganisation  reinster, 
aber  zugleich  höchster  Art,  die  schliesslich  allen  Aufgaben 
zu  dienen  suchte,  die  den  Mitgliedern  des  Staatsverbandes 
solidarisch  sind,  aber  deren  Einzelkräfte  übersteigen.  Die  ihm 
zur  Erfüllung  seiner  Aufgaben  innewohnende  ursprüngliche 
Herrschermacht  ist  es  nun,  die  ihm  die  Fähigkeit  verleiht, 
allgemein  bindende  Regeln  zu  erlassen,  um  allen  denen,  die 
mit  seiner  Interessenwelt  in  Berührung  kommen,  ein  Ver¬ 
halten  vorzuschreiben,  das  geeignet  ist,  die  staatlichen  Inte¬ 
ressen  zu  wahren,  mit  andern  Worten:  Der  Staat  hat  die 
Kompetenz-Kompetenz  wie  im  allgemeinen,  so  auch  besonders 
bei  der  Regelung  des  internationalen  Strafrechts  (denn  dies  ist 
ja,  wie  eingangs  schon  erwähnt,  nur  ein  Teil  seines  nationalen 
Strafrechts).  Der  Rechtsgrund  dieser  Kompetenz-Kompetenz  ist 
darin  zu  finden,  daß  der  Staat  seinen  Untertanen  gegenüber  die 
tatsächliche  Gewalt  in  Händen  hat,  d.  h.  Souverän  ist,  dem  Aus- 
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lande  gegenüber  aber  die  Aufgabe  hat,  seine  Interessen  mit  allen 
ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  zu  schützen,  wobei  ihm  lediglich 
völkerrechtliche  Schranken  entgegentreten  können.  Die  innere 
Berechtigung  zur  Kompetenz-Kompetenz  geht  aber  so  weit 
als  es  sich  um  zweckmäßige  Wahrnehmung  vernünftiger 
staatlicher  Interessen  handelt.  Wir  möchten  daher  mit  Traub1) 
folgenden  Grundsatz  an  die  Spitze  des  internationalen  Straf¬ 
rechts  stellen:  „Das  Geltungsgebiet  der  Strafkompetenz  des 
Staates,  demnach  auch  dem  Herrschaftsbereich  seiner  Normen 
und  Strafgesetze,  ergibt  sich  aus  dem  Umfange  seiner  recht¬ 
lichen  Interessen,  den  zu  bestimmen  er  allein  berechtigt  ist.“ 

a)  Kompetenz-Kompetenz  in  Bezug  auf  denPersonen- 
kreis,  auf  den  der  Staat  seine  Normen  erstrecken  will. 

Aus  obigem  ergibt  sich  der  Personenkreis,  auf  den  sich 
die  staatlichen  Normen  mit  Rechtsverbindlichkeit  erstrecken. 

1.  Der  Staat  kann  sich  einen  Strafanspruch  beilegen  zu¬ 
nächst  gegenüber  allen  im  Inlande  befindlichen  Personen. 
Der  äußere  Rechtsgrund  hierfür  liegt  in  der  Tatsache, 
daß  der  Staat  im  Inland  souverän  und  daher  in  der 
Lage  ist,  seinen  Anspruch  zu  einem  Rechtsanspruch 
zu  machen.  Die  subjektive  Berechtigung  aber  des  Staates 
liegt  in  der  Tatsache,  daß  er  selbst  ja  nur  dazu  da  ist, 
die  Interessen  des  Inlandes  wahrzunehmen  und  daß  er 
der  erste  und  nächste  Interessent  an  der  Ruhe,  Ord¬ 
nung  und  Sicherheit  in  seinem  Territorium  ist.  Die 
innere  Berechtigung  geht  in  diesem  Falle  immer  nur 
soweit,  als  die  Grenzen  einer  zweckmäßigen  Wahrneh¬ 
mung  vernünftiger  Staatsinteressen  nicht  überschritten 
werden. 

2.  Der  Staat  kann  seinen  Strafansspruch  ausdehnen  auf 
Inländer,  die  sich  im  Auslande  strafbar  gemacht  haben. 
Für  diese  besteht  auch  im  Auslande  die  Verbindlichkeit 
fort,  die  Pflichten,  die  ihnen  das  besondere  Treu  Ver¬ 
hältnis,  in  dem  sie  infolge  ihrer  Staatsangehörigkeit  zum 
Staate  stehen,  auferlegt,  zu  erfüllen  (allgemeine  Wehr¬ 
pflicht  z.  B.).  Auch  hier,  wo  es  sich  um  Verletzung  eines 
besonderen  Treu  Verhältnisses  handelt,  wird  regelmäßig 


1)  Traub  a.  a.  O.  S.  23. 
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der  inländische  Staat  der  nächste,  ja  der  einzige  Betroffene 
sein.  Die  Einwände  gegen  eine  solche  Ausdehnung  der  staat¬ 
lichen  Strafgewalt,  daß  sie  völkerrechtswidrig  sei,  weil 
dadurch  ein  Eingriff  in  die  Souveränität  des  fremden 
Staates  und  die  Gefahr  einer  Kollision  bei  solcher 
Handlungsweise  heraufbeschworen  werde,  sind  schon 
gegen  das  Personalitätsprinzip  erhoben  und  dort  wider¬ 
legt  werden.  Es  wird  ja  im  fremden  Staate  kein  Hoheitsakt 
von  Seiten  des  einheimischen  Staates  vorgenommen, 
und  durch  blose  Erhebung  eines  Strafanspruchs  gegen¬ 
über  seinen  eigenen  Angehörigen  ist  eine  Kollision  noch 
nicht  gegeben,  es  sei  denn,  daß  der  ausländische  Staat 
efn  exclusives  Recht  darauf  hätte,  für  in  seinem  Gebiet 
befindliche  Personen  nur  seine  Gesetze  gelten  zu  lassen, 
wovon  aber  heute  keine  Rede  sein  kann.  Zudem  handelt 
es  sich  hier  um  Fälle,  wo  das  ausländische  Recht 
in  der  Regel  keine  possitiven  Gegennormen  aufstellen, 
sondern  solche  Tatbestände  allenfalls  überhaupt  nicht 
regeln  wird.  Wenn  dies  aber  gelegentlich  geschieht,  so 
handelt  es  sich  dabei  um  so  verschwindende  Ausnahmen, 
daß  man  darauf  ein  Prinzip  nicht  aufbauen  kann.  Bei 
der  Bestrafung  der  Inländer  wegen  strafbarer  Hand¬ 
lungen,  die  sie  im  Auslande  begangen  haben,  spielt 
außerdem  die  Tatsache  mit,  daß  in  den  meisten  Kultur¬ 
staaten  der  Grundsatz  der  Nichtauslieferung  der  Nati¬ 
onalen  allgemein  anerkannt  ist.  Man  hat  dies  allein, 
allerdings  mit  Unrecht,  schon  als  zureichenden  Grund 
für  einen  Strafanspruch  des  Inlandes  gegenüber  Inländern, 
die  sich  im  Auslande  strafbar  gemacht  haben,  angesehen. 

3.  Der  Staat  kann  Strafbarkeit  statuieren,  unter  dem  Ge¬ 
sichtspunkte  von  Zuwiderhandlungen  gegen  verbindliche 
Normen  gegenüber  allen  Personen,  die  inländische  Inte¬ 
ressen  verletzen,  auch  wenn  sie  sich  nicht  im  Inlande 
aufhalten  und  nicht  Inländer  sind.  Dies  leuchtet  ohne 
weiteres  ein,  wenn  man  die  Interessen  rein  territorial 
auffaßt.  Aber  auch  bei  staatlich  ideeller  Auffassung  der 
inländischen  Interessen  muß  man  zu  dem  Ergebnis  ge¬ 
langen,  daß  jeder,  der  zur  inländischen  Interessenwelt 
in  Beziehung  tritt,  und  zwar  gleichgültig,  ob  im  Inland 
oder  Ausland  und  ob  es  sich  um  Ausländer  handelt 
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oder  nicht,  also  auch  der  Ausländer  im  Auslande 
die  Gebote  und  Verbote  zum  Schutze  dieser  Interessen« 
weit  beobachten  muß,  und  daß  er  sich,  wenn  er  dies 
unterläßt,  über  die  deswegen  eintretende  Bestrafung 
durch  das  Inland  nicht  beklagen  darf,  weil  ihn  diese 
eben  mit  Recht  trifft.  Daß  es  sich  in  diesen  Fällen 
ebenfalls  nur  um  eine  Straftätigkeit  des  inländischen 
Staates  handelt,  und  nicht,  wie  man  schon  behauptet 
hat,  um  einen  von  Strafe  verschiedenen  Akt  der  Rache 
oder  der  Selbsthülfe,  bedarf  wohl  keiner  weitern  Aus¬ 
führung.  Man  könnte  nun  aber  wieder  einwenden,  es 
liege  ein  Eingriff  in  die  Souveränität  fremder  Staaten 
vor.  Dieser  Einwand  scheidet  jedenfalls  in  allen  Fällen 
aus,  in  denen  auch  der  ausländische  Staat  eine  Strafe 
androht.  Hier  wird  die  Souveränität  nicht  angegriffen, 
sondern  im  Gegenteil,  durch  eine  Strafsanktion  des 
diesseitigen  Staates  nur  gestärkt  und  unterstützt.  Es 
sind  dies  die  Fälle,  in  denen  die  Staaten  dieselben  Inte¬ 
ressen  schützen,  und  daß  diese  Fälle  in  dem  heutigen 
Zeitalter  des  Verkehrs  sehr  zahlreich,  bei  den  Kultur¬ 
staaten  aber  durchweg  die  Regel  bilden  werden,  ist 
leicht  einzusehen.  Eine  solche  Regelung  des  interna¬ 
tionalen  Strafrechts:  Erhebung  eines  Strafanspruchs  im 
Auslande  unter  Berücksichtigung  der  lex  loci,  d.  h.  soweit 
der  ausländische  Staat  in  seinen  Normen  ebenfalls  Strafe 
festsetzt,  wird  sogar  als  Ideal  betrachtet  und  das  Prinzip 
der  identischen  Norm  zum  regulierenden  Faktor  bei  der 
Bestrafung  der  im  Ausland  begangenen  Straftaten  er¬ 
hoben  *) 

Der  Einwand  der  Völkerrechtswidrigkeit  kann  ferner 
nicht  geltend  gemacht  werden  für  die  Fälle,  in  denen 
das  ausländische  Recht  schweigt,  d.  h.  keine  positive 
Strafe  androht.  Denn  einmal  ist  durch  bloses  Schweigen 
noch  nicht  erwiesen,  daß  der  ausländische  Staat  solche 
Handlungen  nun  als  erlaubt  anerkenne.  Dann  aber  kann 
man  doch  von  einem  Eingriff  nur  reden,  wenn  eine 
Norm,  ein  positives  Interesse  verletzt  ist,  was  aber  nur 
der  Fall  ist  bei  einer  gesetzlichen,  unserer  Rechtsordnung 


1)  Vergl.  Traub  im  Ergebnis  seiner  Abhandlung. 
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direkt  widersprechenden  Fixierung.  Die  Fälle  endlich, 
in  denen  der  Staat  dem  ausdrücklichen,  positiven  Inte¬ 
resse  eines  andern  Staates  zuwider  einen  Strafanspruch 
erhebt,  werden  sehr  selten  sein,  da  ja  im  internationalen 
Strafrecht  nur  die  schwereren  Straftaten,  also  Verbrechen 
und  Vergehen  unter  Strafe  gestellt  werden,  sodaß  sie 
durch  die  Schwere  des  in  ihnen  zum  Ausdruck  kommenden 
antisozialen  Gehalts  nicht  blos  einem  konkreten  Staate, 
sondern  jedem  Staate  also  solchem  gefährlich  sind. 
Wenn  sich  aber  ausnahmsweise  die  Normen  zweier 
Staaten  direkt  widersprechen,  so  liegt  dies  nicht  an  dem 
internationalen  Strafrecht,  das  trotzdem  auf  ganz  richtigen 
Grundsätzen  aufgebaut  sein  kann;  sondern  in  diesem 
Punkte  hört  dann  einfach  die  Aufgabe  des  nationalen 
internationalen  Strafrechts  auf  und  spezifische  Aufgabe 
des  Völkerrechts  ist  es  nunmehr,  hier  helfend  einzu¬ 
greifen,  denn  das  Völkerrecht  ist  ja  lediglich  unter  dem 
Gesichtspunkte  weiter  zu  entwickeln,  einen  modus 
vivendi  der  Staaten  untereinander  zu  finden. 

Der  strafrechtlicheEinwand  schließlich,  der  gemacht 
wurde,  geht  dahin,  daß  Ausländer  im  Ausland  nichtbestraft 
werden  dürfen,  weil  dadurch  die  Freiheitssphäre  der 
Ausländer  zu  sehr  beschränkt  würde.  Dieser  Einwand 
wird  hinfällig  durch  das  Bedenken,  daß  einem  Staate 
die  Wahrnehmung  der  eigenen  inländischen  Interessen 
wichtiger  sein  muß,  als  die  Rücksichtnahme  auf  die 
Freiheitssphäre  der  Ausländer1). 

4.  Endlich  kann  der  Staat  den  Wirkungskreis  seiner  straf¬ 
rechtlichen  Normen  ausdehnen  auf  alle  Personen,  auch 
wenn  sie  sich  im  Auslande  befinden  und  ausländische 
Interessen  verletzen.  So  übertrieben  diese  Forderung 
auf  den  ersten  Anblick  hin  aussieht,  so  entspricht  sie 
doch  den  tatsächlichen  Verhältnissen.  Der  Staat  ist 
allmächtig,  wenigstens  soweit  seine  Souveränität  reicht. 
In  seinem  Gebiet  kann  er  tun  und  lassen,  was  er  will. 

1)  Bismarck  sagte  anläßliclFder  Beratung  der  Strafgesetznovelle 
von  1876  im  Reichstag:  Warum  soll  der  Ausländer  mehr  Freiheit 
haben,  sich  an  einem  Deutschen  zu  versündigen  als  der  Inländer, 
sobald  wir  nur  den  Ausländer  in  den  Bereich  unserer  Gesetzgebung 
bringen  können.“ 
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Wenn  er  nun  Ausländer,  die  im  Auslande  ausländische 
Interessen  verletzt  haben,  im  Inlande  dafür  büßen  läßt, 
wer  kann  ihn  daran  hindern  ?  —  Ob  man  das  noch  als 
strafrechtliche  Tätigkeit  bezeichnen  kann,  ebenso  wie 
die  Frage,  ob  ein  solches  Vorgehen  noch  zweckmäßige 
Wahrnehmung  vernünftiger  Interessen  wäre,  sind  Fragen, 
die  unabhängig  hiervon  und  selbstständig  für  sich  zu 
entscheiden  wären.  Wer  aber  könnte  einen  Staat,  der 
sich  völkerrechtlich  nicht  gebunden  hat,  hindern,  das 
Universalprinzip  seinem  internationalen  Strafrechte  zu¬ 
grundezulegen,  wenn  er  es  für  gut  oder  notwendig 
hält?  Es  ist  sogar  nicht  blos  das  Recht,  sondern  auch 
die  Pflicht  des  Staates,  das  für  das  eigene  Interesse 
als  notwendig  Erkannte  auch  mit  allen  ihm  zu  Gebote 
stehenden  Mitteln  durchzuführen.  Denn  Rücksicht  neh¬ 
men  hieße  in  diesem  Falle  nur:  sich  ins  eigene  Fleisch 
schneiden  und  in  der  Erfüllung  der  ihm  zustehenden 
Aufgaben  völlig  versagen. 

Die  strafrechtliche  Kompetenz-Kompetenz  ist  daher 
dem  Staate  in  jedem  Umfange  zuzubilligen.  Wie  weit 
er  aber  davon  Gebrauch  machen  darf  und  soll,  ist 
lediglich  Frage  zweckmäßiger  Wahrnehmung  berechtigter 
Interessen,  was  besonders  hervorzuheben  ist;  und  als 
berechtigt  sind  alle  Interessen  anzuerkennen,  die  und 
soweit  sie  vernünftig  sind. 

b)  Kompetenz-Kompetenz  des  Staates  in  Bezug 
auf  den  Rechtsgüterkreis. 

Der  Staat  kann  und  darf  aber  nicht  blos  nach  seinem 
Dafürhalten,  das  nicht  mit  Willkür  zu  verwechseln  ist,  Rechts¬ 
verbindlichkeit  festsetzen  für  einen  engeren  oder  weiteren 
Kreis  von  Personen,  je  nachdem  er  es  für  erforderlich  hält; 
sein  Macht-  und  Pflichtbereich  geht  vielmehr  noch  weiter; 
denn  der  Begriff  Kompetenz-Kompetenz  umfaßt  noch  eine 
weitere  Fähigkeit,  entsprechend  dem  Charakter  des  Straf¬ 
gesetzes,  das  nicht  nur  rechtsverbindliche  Normen  aufstellt, 
sondern  auch  die  Rechtsgüter  bezeichnet,  die  dadurch  ge¬ 
schützt  werden  sollen :  kraft  seiner  strafrechtlichen  Kompetenz- 
Kompetenz  kann  der  Staat  ebenfalls  nach  seinem  pflichtgemäßen 
Ermessen,  das  nicht  auf  Willkür  hinauslaufen  darf,  den  Kreis 


59 


der  zu  schützenden  Rechtsgüter  enger  oder  weiter  ziehen, 
ie  nachdem  er  es  für  erforderlich  erachtet. 

A.  Der  Staat  kann  alle  inländischen  Rechtsgüter  für 
schutzwürdig  erklären  und  deren  Verletzung  unter  Strafe 
stellen.  Der  äussere  Rechtsgrund  hierfür  liegt  in  der  Tatsache, 
dass  es  sich  um  Lebensbedingungen  der  inländischen  staat¬ 
lichen  Gesamtheit  handelt  und  dem  Staate  ohne  weiteres  auch 
das  Recht  der  Selbsterhaltung  zusteht.  Innerlich  gerechtfer¬ 
tigt  wird  die  Fähigkeit  der  Strafandrohung  für  die  Verletzun¬ 
gen  von  Rechtsgütern  immer  nur  soweit,  als  es  sich  dabei  um 
zweckentsprechende  Wahrnehmung  objektiv  vernünftiger 
Staatsinteressen  handelt.  Was  aber  ist  unter  inländischen 
„Rechtsgütern“  zu  verstehen?  Worin  liegen  ihre  Schranken? 

Hegler1)  hält  zur  Umschreibung  der  inländischen  Rechts¬ 
güter  vier  Begrenzungsversuche  für  möglich.  Abgesehen  von 
der  Alternative,  zugrundezulegen  entweder  die  Zugehörigkeit 
zum  inländischen  Territorium,  so  dass  die  inländischen  Reohts- 
giiter  so  weit  als  das  inländische  Gebiet  sich  erstrecken,  oder 
statt  dessen  die  Zugehörigkeit  zum  inländischen  Staat,  so  dass 
inländische  Interessen  vorliegen,  soweit  das  Inland  als  Staat 
seine  Wirkungen  ausdehnt  (territoriale-staatliche  Begrenzung), 
kann  man  unter  Rechtsgut  ein  Ding  im  Raume,  eine  körperliche 
Sache  oder  eine  Person  verstehen.  Hierbei  sind  die  bei  ihnen 
als  lokalisiert  gedachten  Eigenschaften  und  Beziehungen  inbe¬ 
griffen.  Oder  man  kann  die  Rechtsgüter  als  ideelle,  wertvolle 
Zustände  oder  Vorgänge  auffassen  (reale-ideelle  Auffassung). 
Durch  Kombination  ergeben  sich  dann  folgende  vier  Möglich¬ 
keiten.  Inländische  Interessen  sind  verletzt: 

1. wenn  im  Inland  räumlich  sich  befindende  körperliche 
Sachen  oder  Personen,  einschliesslich  der  bei  ihnen  als 
lokalisiert  gedachten  Eigenschaften  und  Beziehungen  an¬ 
gegriffen  werden  (territorial-reale  Auffassung); 

2.  wenn  im  Inland  oder  Ausland  räumlich  sich  befindende, 
dem  -inländischen  Staat  (sei  es  diesem  selbst  oder  den 
Inländern)  gehörigen  Sachen  oder  physichen  Personen 
einschliesslich  der  bei  ihnen  wieder  als  lokalisiert  be¬ 
trachteten  Eigenschaften  und  Beziehungen  angegriffen 
und  verletzt  werden  (staatlich-reale  Auffassung); 


1)  A.  a.  0.,  S.  45. 
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3.  wenn  die  als  Interessen  ideell  gedachten  Rechtsgüter 
in  der  Weise  durch  das  inländische  Territorium  begrenzt 
werden,  dass  die  Begehung  des  Deliktes  .im  Inland  als 
Symptom  für  die  Verletzung  eines  inländischen  Rechts¬ 
gutes  aufgefasst  wird  (territorial-ideelle  Auffassung); 
endlich  aber 

4.  wenn  durch  ein  im  Inland  oder  Ausland  begangenes  De¬ 
likt  ein  für  den  inländischen  Staat  unmittelbar  wertvolles 
Interesse  verletzt  wird  (staatlich-ideelle  Auffassung). 

Es  besteht  in  der  Literatur  die  Uebung,  das  Objekt,  das 
durch  die  strafrechtliche  Norm  unter  Schutz  gestellt  werden 
soll,  mit  „Rechtsgut“  zu  bezeichnen.  Wir  möchten  in  Anbe¬ 
tracht  der  eben  angeführten  Möglichkeiten  des  Inhalts  eines 
„Rechtsgutes“  diesen  Ausdruck  fernerhin  lieber  vermeiden 
und  den  unserer  Ansicht  nach  zutreffenderen  des  ,, Interesses“ 
an  seine  Stelle  setzen,  weil  die  Bezeichnung  „Rechtsgut“  zu 
leicht  zu  der  Vorstellung  verleitet,  es  handle  sich  nur  um  kör¬ 
perliche  Sachen  und  Personen,  was  indessen  nicht  zutrifft. 
Hinzu  kommt,  dass  ein  „Rechtsgut“  ein  schon  durch  die 
Rechtsordnung  als  schutzwürdig  erklärtes  Interesse  der  Ge¬ 
samtheit  ist,  wir  hier  aber  de  lege  ferenda  hauptsächlich  von 
Gütern  im  Sinne  von  Interessen  reden,  die  zu  Rechtsgütern  er¬ 
hoben  werden  sollen.  Wenn  wir  also  im  folgenden  von  In¬ 
teressen  reden,  verstehen  wir  darunter  nicht  blos  die  von  der 
Rechtsordnung  schon  unter  Schutz  gestellten  Rechtsgüter,  son¬ 
dern  auch  die  vielleicht  erst  durch  künftige  Gesetze  unter 
Schutz  zu  nehmenden  Staatsinteressen. 

B.  der  Staat  kann,  was  er  in  vielen  Fällen  jetzt  schon  tut, 
seinen  Strafanspruch  erweitern  und  auch  auf  Verletzungen  von 
Interessen  ausländischer  Staaten  ausdehnen,  also  in  Fällen,  in 
denen  ein  Rechtsgut  oder  ein  Zustand  zunächst  von  Wert  ist 
für  einen  ausländischen  Staat  (z.  B.  feindliche  Handlungen  ge¬ 
gen  befreundete  Staaten).  Wenn  auch  die  Bestrafung  von  Ver¬ 
letzungen  ausländischer  Interessen  durch  den  inländischen 
Staat  allgemein  als  zulässig  anerkannt  wurde,  so  bestand  doch 
Streit  nach  zwei  Richtungen  hin.  Es  wurde  behauptet,  nur 
für  Verletzungen  der  den  beiden  Staaten  gemeinsamen  Rechts¬ 
güter,  d.  h.  Interessen,  die  sowohl  dem  eigentlich  und  unmittel¬ 
bar  interessierten  wie  dem  strafenden  Staate  eigentümlich 
sind,  dürfe  gestraft  werden;  dagegen  erklärte  man  die  Straf- 
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befugnis  des  einheimischen  Staates  bei  Verletzungen  der  spe¬ 
ziellen  Interessen  des  ausländischen  Staates  für  unzulässig,  wo¬ 
bei  man  unter  dem  speziellen  Interesse  das  dem  ausländischen 
spezifische,  nur  ihm  und  nicht  auch  dem  strafenden  einhei¬ 
mischen  Staate  eigentümliche  Interesse  verstand.  Eine  weitere 
Ausnahme  forderte  man  beim  Polizeiunrecht.  „Handlungen  ge¬ 
gen  das  Polizeirecht  eines  fremden  Staates  kommen  nur  als 
auf  das  ausländische  Recht  sich  beziehend  in  Betracht“1 2)»  sie 
dürfen  daher  vom  einheimischen  Staate  nicht  unter  Strafe  ge¬ 
stellt  werden.  Die  sachliche  Richtigkeit  einer  solchen  Argu¬ 
mentation  soll  hier  nicht  bestritten  werden;  aber  sie  beweist 
doch  blos,  dass  es  nicht  zweckmässig  ist,  über  ein  vernünftiges 
Ziel  hinauszugehen,  indem  man  ausländische  Interessen 
schlechthin  durch  Strafandrohung  schützt.  Hierdurch  Wird 
aber  die  davon  ganz  unabhängige  frage  nicht  berührt,  ob  der 
einheimische  Staat  überhaupt  Verletzungen  ausländischer  In¬ 
teressen  unter  Strafe  stellen  kann.  Dies  aber  ist  grundsätzlich 
zu  bejahen.  Der  Allmacht  des  Staates  stehen  höchstens  Be¬ 
denken  völkerrechtlicher  Kollisionen  im  Wege.  Diese  werden 
jedoch  ausgeschlossen  dadurch,  dass  dem  im  konkreten  Falle 
in  Frage  kommenden  Staate  keineswegs  in  seine  (Souveräni- 
täts-)Rechte  eingegriffen  wird.  Es  wird  ihm  überhaupt  kein 
Schaden  irgend  welcher  Art  zugefügt;  im  Gegenteil:  nur  seine 
eigenen  Interessen  werden  gefördert.  Es  kann  doch  jedem 
ausländischen  Staatswesen,  welcher  Art  es  sogar  sein  mag, 
nur  sehr  willkommen  sein,  wenn  ihm  auf  diese  Weise  ein  gros¬ 
ser  Teil  seiner  Aufgaben  und  Lasten  abgenommen  wird.  Hier¬ 
von  ist  allerdings  streng  zu  scheiden  die  hier  noch  nicht  zu  er¬ 
örternde  Frage  nach  der  Zweckmässigkeit  einer  solchen  Hand¬ 
lungsweise.  Völkerrechtlich  jedoch  kann  der  Staat  auch  Ver¬ 
letzungen  ausländischer  Interessen  unter  Strafe  stellen.  Tut 
er  es  wirklich,  so  ist  der  Rechtsgrund  seines  Handelns  eben  in 
der  tatsächlichen  Möglichkeit  zu  erblicken.  Die  Frage  nach 
der  Zweckmässigkeit  hingegen  ist  identisch  mit  der  Frage,  wie¬ 
weit  der  Staat  bei  der  Bestrafung  von  Verletzungen  auslän¬ 
discher  Interessen  gehen  soll.  Sie  ist  weiter  unten  noch  zu 
behandeln.1) 

1)  Hegler  a.  a.  O.,  S.  102. 

2)  Unter  der  vierten  Gruppe :  den  von  uns  so  bezeichneten 
völkerrechtlichen  Interessen. 
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Das  vorläufige  Ergebnis  ist  somit:  Der  Staat  kann  kraft 
seiner  Kompetenz-Kompetenz  alles,  was  er  will;  er  kann  und 
darf  nicht  blos  den  Kreis  der  Personen  enger  oder  weiter  zie¬ 
hen,  auf  den  er  die  Rechtsverbindlichkeit  seiner  Strafrechts¬ 
normen  erstrecken  will,  sondern  ihm  steht  es  auch  völlig  frei» 
nicht  blos  seine  eigene  Interessenwelt,  deren  Inhalt  und  Um¬ 
fang  er  allein  zu  bestimmen  hat,  sondern  auch  die  Interessen 
anderer  Staaten  unter  seinen  strafrechtlichen  Schutz  zu  stellen. 

c)  Die  allgemeinen  Grundsätze  des  Völker¬ 
rechts  und  Strafrechts  sind  anzuwenden. 

Für  den  Staat,  der  de  facto  tun  oder  lassen  kann,  was  er 
will,  gibt  es  folgerichtig  kein  Müssen.  Wird  doch  von  vielen 
Schriftstellern  von  einem  Müssen  geredet1),  so  geschieht  dies 
jedoch  nur  in  dem  Sinne  einer  konsequenten  Folgerung  aus 
der  Pflicht  zur  Selbsterhaltung  des  Staates,  in  bestimmter 
Weise  zu  handeln,  nicht  jedoch  in  dem  Sinne,  dass  der  Staat 
von  aussen,  d.  h.  dritten  Staaten  oder  gar  einem  Staaten-Staat 
(der  doch  noch  gar  nicht  existiert)  zu  einem  bestimmten  Han¬ 
deln  gezwungen  werden  könnte.  Dass  es  eine  Rechtspflicht 
mit  dahinterstehender  Exekutionsgewalt,  in  Betracht  käme  al¬ 
lenfalls  nur  eine  solche  des  Völkerrechts,  nicht  gibt,  wird  dabei 
trotzdem  anerkannt.2)  Die  Zuständigkeitsgrenze  der  Strafge¬ 
walt  der  einzeihen  Staaten  wird  diesen  also  nicht  von  aussen 
her  gezogen,  sondern  sie  erscheinen  lediglich  als  utilitarische 
Beschränkungen1,  die  sich  jeder  einzelne  Staat  selbst  auferlegt, 
von  denen  er  daher  aber  auch,  wenn  es  zweckmässig  erscheint, 
sich  in  jedem  beliebigen  Umfange  -wieder  befreien  kann.  Unter 
diesen  Gesichtspunkt  fällt  ohne  Weiteres  auch  die  Beobach¬ 
tung  der  Grundsätze  des  Völkerrechts  und  Strafrechts,  denn 
bei  jeder  gesetzgeberichen  Tätigkeit  des  Staates  bezüglich 
unserer  Materie  ist  nicht  ausschlaggebend,  dass  durch  deren 
Beobachtung  der  ausländische  Staat  oder  die  in  Frage  kom¬ 
menden  Personenkreise  vor  Unbill  und  Schaden  bewahrt  blei¬ 
ben,  —  das  ist  wohl  der  direkte  Zweck  —  sondern  der  dadurch 
zu  erreichende  Endz'weck  entscheidet,  nämlich  von  Scha¬ 
den  und  Nachteil  sich  zu  bewahren,  der  den  Staat  selbst 
träfe,  wenn  er  nicht  so  handelte.  In  diesem  Sinne  kann  man 

1)  So  z.  B.  auch  Hegler  in  seinen  Prinzipien. 

2)  Vergl.  Hegler  S.  57,  Anm.  2,  S.  44  und  147. 
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mit  v.  Bar  den  Satz  aufstellen:  „Jeder  Staat  hat  das  Recht, 
jedes  irgendwie  und  von  irgend  wem  gegen  irgendwen  be¬ 
gangene  Delikt  zu  bestrafen,  aber  nur  unter  der  Voraussetzung, 
dass  er  mit  solcher  Strafkompetenz  weder  gegen  die  Grund¬ 
sätze  des  Völkerrechts,  noch  gegen  die  Grundsätze  des  Straf¬ 
rechts  verstösst.“1)  In  der  Tat  ist  es  unserer  Materie  eigen¬ 
tümlich,  dass  sie  nicht  rein  strafrechtlich  zu  erledigen  ist;  da¬ 
mit  die  aufzustellenden  Grundsätze  praktisch  brauchbar  sind, 
muss  neben  der  Frage:  wie  fährt  der  gesetzgebende  Staat  da¬ 
bei  am  besten,  noch  besonders  geprüft  werden,  ob  man  durch 
die  konkrete  Regelung  nicht  einem  anderen  Staatswesen,  das 
nun  einmal  existiert  und  nicht  zu  ignorieren  ist,  nicht  zu  nahe 
treten  und  dadurch  die  völkerrechtliche  Wohlfahrt  des  gesetz¬ 
gebenden  Staates  in  Frage  gestellt  werde.  So  schwer  es  ist, 
gerade  über  die  letztere  Frage  allgemeine  Grundsätze  aufzu¬ 
stellen,  da  internationale  Konflikte  heute  noch  von  Fall  zu  Fall 
erledigt  zu  werden  pflegen,  so  lässt  sich  doch  das  eine  als  bil¬ 
ligen  und  zweckmässigen  Grundsatz  aufstellen:  Gleiches 
Recht  für  jedes  Staatswesen,  was  auf  die  Forderung  hinaus¬ 
läuft,  dass  kein  Staat  einem  andern  etwas  zumuten  soll  und  in 
diesem  Sinne  auch  darf,  was  er  selbst,  wenn  es  ihm  zugemu¬ 
tet  werden  würde,  tatsächlich  ablehnen  würde.  Dieser  Grund¬ 
satz  mag  gerade  wieder  in  Zweifelsfällen  eine  entscheidende 
Rolle  spielen,  z.  B.  bei  der  Frage,  wie  die  in  staatenlosem  Ge¬ 
biet  begangenen  Straftaten  zu  behandeln  sind.  Wenn  auch  in 
solchen  Gebieten  keiner  der  Staaten  souverän  ist,  so  lässt  es 
sich  doch  denken,  dass  ein  Staat  seine  eigenen  Strafgesetze 
dort  ausschliesslich  in  Geltung  wissen  will-  und  infolgedessen 
einen  Angehörigen  eines  fremden  Staates  etwa  auf  der  Durch¬ 
reise  durch  sein  Territorium  wegen  einer  dort  begangenen 
Handlung  zur  Rechenschaft  zieht,  obwohl  der  Täter  nach  sei¬ 
ner  heimatlichen  Gesetzgebung  nur  eine  geringe  oder  gar  keine 
Straftat  begangen  oder  eine  solche  schon  in  der  Heimat  ver- 
büsst  hat.  Es  leuchtet  sofort  ein,  dass  kein  Staat  in  dieser  Frage 
so  weit  gehen  soll,  schon  deshalb,  weil  er  sich  ein  derartiges 
Vorgehen  eines  anderen  Staates  nicht  gefallen  lassen  könnte. 
Ist  nun  die  Frage  nach  der  Aufstellung  des  Grundsatzes  richtig 
formuliert,  so  ist  damit  allein  schon  die  richtige  Antwort  ge¬ 
geben.  Solche  Bedenken  des  Völkerrechts  gewinnen  an  Be* 


1)  Internationales  Strafrecht  1892,  S.  217, 
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deutung,  namentlich  seitdem  der  V.  E.  den  Strafanspruch  des 
Staates  gegenüber  Ausländern,  die  im  Auslande  eine  strafbare 
Handlung  begangen  haben,  in  außergewöhnlicher  Weise  er¬ 
höht.1) 

Die  Forderung  der  Beobachtung  der  Grundsätze  des  Straf¬ 
rechts  und  des  Völkerrechts  ist  keineswegs  erst  in  neuerer  Zeit 
aufgestellt  worden.  Wenn  sich  aber  trotzdem  in  den  Gesetz¬ 
gebungen  Mängel  zeigten,  so  fehlte  es  an  der  richtigen  Durch¬ 
führung,  indem  man  eine  Regelung  entweder  nur  unter  dem 
strafrechtlichen  Gesichtspunkte  des  Staatswohls,  oder  nur  un¬ 
ter  dem  Gesichtspunkte  des  Zunahetretens  einem  fremden 
Staate  gegenüber  tatsächlich  prüfte  und  ausschlaggebend  sein 
Hess,  während  das  Alleinrichtige  nur  ist  und  sein  kann,  dass 
zuerst  von  dem  egoistischen  Gesichtspunkte  des  Staatswohles 
aus  die  strafrechtliche  Seite  geprüft  wird,  und  dann  aber  auch 
von  demselben  Gesichtspunkte  aus  erwogen  wird,  wie  die 
gleichartige  Zumutung  seitens  eines  anderen  Staates  empfun¬ 
den  werden  würde.  E's  sollen  daher  für  die  Folge  diese  Er¬ 
wägungen  nicht  bloss  theoretisch  als  allgemeine  Grundsätze 
hier  an  die  Spitze  gestellt  werden,  sondern  auch  bei  der  Prü- 
fund  jedes  einzelnen  Gegenstandes  unserer  Materie  tatsäch¬ 
lich  d'urchgeführt  werden.  Im  übrigen  aber  kann  daran  fest¬ 
gehalten  werden: 

Der  Staat  Söll  strafen,  soweit  er  ein  Interesse  daran  hat. 

II.  Das  Staatsinteresse  als  besonderer  leitender 
Gesichtspunkt. 

a)  Allgemeines  über  die  Staatsinteressen. 

Wir  haben  oben  schon  ausgeführt,  dass  es  für  den  Staat 
in  der  Tat  kein  Müssen  gibt,  und  dass  für  ihn  keine  anderen 
Beschränkungen  bestehen,  als  solche  utilitarischer,  auf  Selbst¬ 
erhaltung  gerichteter  Art.  Weiter  oben  nobh  haben  wir  ausge¬ 
führt,  dass  der  Staat  seinem  Wesen  nach  eine  Zweckorgani¬ 
sation  darstellt  zur  Wahrung  aller  Interessen,  die  seinen  An¬ 
gehörigen  oider  den  Verbänden  und  Kreisen  seiner  Angehöri¬ 
gen  solidarisch  sind,  aber  deren  Kräfte  übersteigen.  Daraus 
lässt  sich  der  Inhalt  des  Begriffes  „Staatsinteressen“  ableiten, 
denn  Staatsinteressen  im  weiteren  Sinne  sind  es1,  die  durch  das 


1)  Vergl.  die  Anführung  in  der  Begründung  des  Q.E. 
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Strafrecht  geschützt  werden  sollen.  Dies  gilt  aber  auch  für 
das  internationale  Strafrecht,  das  ja  wie  eingangs  erwähnt,  nur 
ein  Teil  des  nationalen  Strafrechts  eines  konkreten  Staates  ist. 
Diese  Staatsinteressen  im  weiteren  Sinne  möchten  wir  in  vier 
Gruppen  zergliedern: 

1)  Der  Staat  hat  zunächst  ein  Interesse  daran,  dass  der  ein¬ 
zelne  Untertan  in  seiner  Persönlichkeit  geschützt  werde, 
da  er  selbst  ia  von  der  Gesamtheit  der  Einzelpersönlich¬ 
keiten  getragen  wird.  Man  hat  dies  in  der  Literatur  afc 
den  Schutz  der  Individualsphäre  bezeichnet. 

2)  Dem  pflegte  man  von  je  schon  gegenüberzustellen  das  In¬ 
teresse  des  Staates  am  Staate  selbst  als  der  Totalität  der 
ihn  bedingenden  Personen.  Aus  der  Anschauung  der 
Dinge  ergibt  sich  aber,  dass  bei  diesem  unvermittelten 
Uebergang  von  den  Interessen  des  Individuums  zu  denen 
des  Staates  etwas  übersprungen  wird,  nämlich  die  In¬ 
teressen  derdemStaateeingegliedertenPersonenverbände 
niederer  Art,  unabhängig  davon,  ob  diese  Rechtssubjekte 
in  juristischem  Sinne  sind  oder  nicht.  Es  kann  aber  nicht 
bestritten  werden,  dass  auch  solche  Verbände  und  Klas¬ 
sen,  seien  sie  nun  natürlicher  Art,  wie  die  Familie  oder  das 
Geschlecht,  oder  künstlicher  Art,  wie  die  zu  Rechtssub¬ 
jekten  erhobenen  Gesellschaften,  auch  des  staatlichen 
Schutzes  bedürfen.  Wir  möchten  diese  Staatsinteresse« 
mit  Hegler  die  sozialen  Interessen  des  Staates  bezeich¬ 
nen.  (Sie  sind  von  den  Interessen,  die  durch  die  sogen, 
sozialen  Gesetzgebungen  wahrgenommen  werden,  wohl 
zu  unterscheiden,  die  ihrem  Zwecke  nach  des  Wohltätig¬ 
keits-Beigeschmackes  wohl  nie  entbehren  werden,  mit 
dem  Strafrecht  aber  nichts  zu  tun  haben.) 

3)  Hiernach  erst  ist  das  Interesse  des  Staates  an  sich  selbst 
zu  nennen,  als  der  grössten  Zweckorganisation  von  Per¬ 
sonen  im  Staatsverband.  Es  sind  dies  die  Staatsinteressen 
im  engeren  Sinne,  d.  h.  die  Interessen  des  Staates  am  Be¬ 
stehen,  der  Erhaltung  und  Entwicklung  der  Staat  genann¬ 
ten  Zweckorganisation. 

4)  Darüber  hinaus  aber  glauben  wir  noch  eine  vierte  Gruppe 

von  Staatsinteressen  aufstellen  zu  können,  nämlich  die 

Interessen,  die  der  Staat  als  Glied  der  Völkerrechtsge- 
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meinschaft  an  dem  Gedeihen  und  erspriesslichen  Fort¬ 
gang  der  Völkerrechtsgemeinschaft  zu  seinem  eigenen  Vor¬ 
teile  hat.  Daß  diese  Völkerrechtsgemeinschaft  noch  nicht 
staatlich  organisiert  ist,  daß  ihr  namentlich  die  einheitliche 
zentrale  Exekutionsgewalt  fehlt,  tut  der  Tatsache  des  Vor- 
liegens  eines  staatlichen  Interesses  an  dem  Bestehen  der 
Völkerrechtsgemeinschaft  gar  keinen  Eintrag.  So  sehr 
eine  einzelne  Person  an  dem  Bestehen  und  der  Erhaltung 
des  Staates  ein  rein  egoistisches  Interesse  hat,  nicht 
blos  weil  der  Personalverband  schon  ein  Staat  ist,  son¬ 
dern  auch  schon  deshalb,  weil  er  als  Personalverband 
höchster  Ordnung  Interessen  wahrzunehmen  vermag,  die 
die  Einzelpersonen  für  sich  nicht  zu  verfolgen  im  Stande 
sind:  genau  so  hat  entsprechend  der  Staat  ein  Interesse 
an  dem  Bestehen  einer  Gemeinschaft  noch  höherer  Ord¬ 
nung  alts  er  selbst,  da  diese  wieder  Aufgaben  erfüllen 
kann,  die  die  einzelnen  Staaten  für  sich,  sei  es  nun  der 
räumlichen  Beschränkung  ihrer  Gebiete  wegen  oder  aus 
Unzulänglichkeit  ihrer  wirtschaftlichen  oder  militärischen 
Mittel,  einfach  nicht  durchführen  können  (man  denke  nur 
an  die  Handhabung  des  Wechselrechts  im  internationa¬ 
len  Verkehr!).  Es  spiegelt  sich,  wenn  auch  noch  unvoll¬ 
kommen,  in  dem  Verhältnis  des  Staates  zur  Völker¬ 
rechtsgemeinschaft  das  Verhältnis  des  Untertan  zum 
Staate  in  Vergrösserung  wieder.  — 

Hieraus  ergibt  sich,  dass  es  grundsätzlich  gleichgültig  ist,  wo, 
ob  im  In-  oder  Auslande  und  gleichgültig  ist,  von  wem,  d.  h. 
ob  von  In- oder  Ausländern,  ein  Staatsinteresse  verletzt  wird; 
das  Entscheidende  ist,  dass  eben  ein  Staatsinteresse  verletzt 
ist.  Das  stimmt  überein  mit  der  oben  schon  festgestellten 
Tatsache,  dass  der  Staat  die  Kompetenz-Kompetenz  hat  nicht 
nur  in  Bezug  auf  die  räumliche  Erstreckung  des  Geltungsbe¬ 
reiches  seiner  Strafgesetze,  sondern  auch  in  Bezug  auf  den 
Personenkreis,  auf  den  er  die  Geltung  seiner  Strafgesetze  mit 
der  Wirkung  rechtlicher  Gebundenheit  ausdehnen  will.  Die 
staatlich-ideelle  Auffassung  der  Staatsinteressen  erweist  sich 
demnach  als  allein  richtig,  und  sie  ist  daher  zugrundezulegen. 
Die  Frage  einer  Reform  unserer  Materie  soll  nun  im  folgenden 
behandelt  werden  im  Besonderen  und  zwar  an  Hand  der  vier 
aufgestellten  Gruppen  von  Staatsinteressen. 
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b)  Besondere  Behandlung  der  Reformfragen. 

1.  Schutz  des  Untertan  aa)  im  staatlichen  Auslande. 

A.  Schutz  gegen  Handlungen  von  Ausländern. 

Der  Untertan  ist  in  seiner  Lebensbetätigung,  in  seiner  In- 
dividuallsphäre  zu  schützen,  denn  er  ist  ein  Glied  der  staat¬ 
lichen  Gesamtheit.  Diesen  strafrechtlichen  Schutz  (denn  von 
einem  solchen  ist  hier  nur  die  Rede)  zu  gewähren  den  Unter¬ 
tanen,  die  sich  in  der  Heimat  befinden,  ist  die  erste  Aufgabe 
der  Strafgesetze  des  Deutschen  Reichs.  Hierauf  ist  indessen 
hier  nicht  näher  einzugehen.  Ist  aber  der  Untertan  in  seiner 
Individualsphäre  zu  schützen,  so  kann  keine  Rücksicht  darauf 
genommen  werden,  von  wem  die  Verletzung  ausging,  ob  von 
einem  In-  oder  Ausländer.  Anders  handeln  hiesse  einen  Zweck 
setzen,  obwohl  man  weiss,  dass  man  ihn  nicht  erreichen  kann ; 
denn  wie  will  man  Angehörige  des  eigenen  Staates  schützen, 
wenn  nicht  auch  gegen  Angriffe  von  Ausländern!  Bezüglich 
der  im  Inlande  begangenen  Handlungen  ist  dies  von  jeher  an¬ 
erkannte  Praxis  gewesen.  In  keiner  Reformschrift  wird  dies 
angezweifelt  und  bedarf  daher  hier  keiner  weiteren  Ausfüh¬ 
rung.  Wie  aber  verhält  es  sich  mit  dem  Schutze  des  Inländers 
im  Auslande,  ist  er  genügend?  Nach  dem  geltenden  Rechte 
ist  dies  zu  verneinen. 

Schon  die  Motive  von  1876  und'  1889  haben  darauf  hinge¬ 
wiesen,  dass  eine  tiefe  Lücke  unserer  Strafgesetzgebung  darin 
besteht,  dass  Ausländer,  die  Deutsche  im  Auslande  verletzt  ha¬ 
ben,  straflos  bleiben  und  nach  ihrer  Niederlassung  im  deut¬ 
schen  Reich  sogar,  wie  Bismarck  sich  ausdrückte,  unantastbar 
sind.  So  führen  die  Begründungen  zu  dem  Entwurf  von  1876 
unter  anderem  aus:  „Nach  §  4  R.  Str.  G.  B.  ist  wegen  Ver¬ 
brechen  und  Vergehen,  welche  ein  Ausländer  im  Auslande  ge¬ 
gen  Deutsche  verübt  hat,  wenn  er  im  Inlande  betroffen  wird, 
jede  Verfolgung  ausgeschlossen,  sodass  z.  B.  der  Ausländer, 
der  im  Auslande  eine  reichsangehörige  Person  beraubte,  mor¬ 
dete,  notzüchtigte,  entführte,  im  Inland  nicht  bestraft  werden 
darf.  Es  ist  eine  Anzahl  von  Fällen  konstatiert,  in  denen  Aus¬ 
länder,  welche  im  Auslande  gegen  Deutche  delinquiert  haben, 

,  im  Inlande  betroffen  wurden,  ohne  dass  es  nach  der  gegenwär¬ 
tigen  Lage  der  Gesetzgebung  möglich  gewesen  wäre,  straf¬ 
rechtlich  gegen  sie  einzuschreiten.  Einzelne  Fälle  betrafen 
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Misshandlungen,  die  von  Ausländern,  welche  ihren  Wohnsitz 
nach  Deutchland  verlegt  hatten,  bei  einem  Aufenthalt  im  Aus¬ 
land  gegen  Deutsche  verübt  waren.  Das  die  Strafgewalt  des 
deutschen  Reichs  beschränkende  Prinzip,  nach  welchem  das 
Reich  die  Unverletzlichkeit  seiner  Angehörigen  gegen  das  von 
Ausländern  im  Auslande  verübte  Delikt  nicht  selbst  schützen 
soll  und  seinem  verletzten  Recht  nicht  selbst  die  nötige  Ge¬ 
nugtuung  verschaffen  darf,  entspricht  nicht  der  Macht  und  der 
Pflicht  des  deutschen  Reichs.“1) 

Auch  der  V.  E.  von  1889  spricht  hiervon  und  weist  darauf 
hin,  dass  diese  Lücke  unserer  Strafgesetzgebung  auch  nicht 
durch  die  Möglichkeit  einer  Bestrafung  durch  das  Ausland  aus- 
gefüllt  werden  könnte.2)  Selbst  ein  Bismarck  hat  der  Sache 
das  Wort  geredet,  der  doch  von  der  Anschauung  der  Dinge, 
wie  sie  sind,  ausgehend  mit  intuitiver  Sicherheit  das 
richtige  zu  treffen  pflegte.  Er  sagte  1875  im  Reichstag:  „Ist 
es  nun  nicht  für  die  Sicherheit,  mit  der  der  Deutsche  im  Aus¬ 
lande  sich  bewegt,  doch  von  Nutzen,  dass,  im  Fall  ein  Ver¬ 
brechen  an  ihm  verübt  wird,  doch  wenigstens  der  ruhige  Auf¬ 
enthalt  in  Deutschland  nicht  gestattet  sei?  Die  Mörder  wür¬ 
den  sich  unter  dem  Schutze  der  deutschen  Gesetze  ruhig  bei 
uns  aufhalten  können,  ja  sie  würden  den  hinterbliebenen  An¬ 
gehörigen  von  Opfern  ihrer  Verbrechen  harmlos  oder  mit  Hohn 
die  Erzählung  davon  machen  können.  Sie  würden  für  uns  un¬ 
antastbar  sei.“3) 

Zu  betonen  ist,  dass,  hat  der  Staat  ein  Interesse  daran, 
seinen  Untertanen  als  Glied  der  staatlichen  Gesamtheit  zu 
schützen,  was  ja  unbestritten  ist,  es  ausserdem  nicht  mehr  von 
Belang  ist,  wo  sich  das  verletzte  Individuum  gerade  aufhält. 
Das  Staatsinteresse  kann  also  verletzt  werden,  wo  und  von 
wem  auch  immer  das  fragliche  Individuum  geschädigt 
werden  kann,  also  auch  im  Auslände  von  Ausländern.  Daran 
ist  dem  heute  geltenden  Recht  gegenüber  festzuhalten.  Davon 
geht  auch  der  Vorentwurf  aus.4) 

1)  Verh.  des  deutsch.  Reichstags  1875/76,  Bd.  3  S.  161/162. 

2)  Verh.  des  Reichstags  7.  Legislaturperiode,  4.  Session  1888/89, 
Bd.  3  S.  1456/57. 

3)  Verh.  des  deutsch.  Reichstags  1875/76.  Sitzung  vom  16.  12.  75i 
Bd.  1  S.  623  ff. 

4)  §  4  Ziff.  1  betr.  Inländer,  Ziff.  2  betr.  Ausländer. 
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Die  gesamte  Literatur  begrüsst  es,  dass  durch  die  Ermög¬ 
lichung  der  Bestrafung  des  Täters  der  Inländer  im  Auslande 
geschützt  wird.1)  Uebereinstimmend  damit  ist  auch  der  G.  E. 
(§  4  Ziff.  4)  soweit  es  sich  um  Inländer  überhaupt  und(Ziff.  2) 
um  In-  und  Ausländer  im  staatenlosen  Gebiet  als  Täter  han¬ 
delt;  dagegen  nicht,  wenn  der  Täter  im  staatlichen  Auslande 
eine  strafbare  Handlung  begeht.  Strafrechtlich  lässt  sich  je¬ 
doch  gegen  eine  Bestrafung  der  Ausländer,  die  Deutsche  im 
Auslande  den  deutschen  Gesetzen  zuwider  schädigen  und  da¬ 
durch  deutsche  Staatsinteressen  verletzen,  nichts  einwenden, 
denn  es  besteht  kein  Rechtsgrund,  diese  besser  oder  schlechter 
zu  stellen,  als  es  bei  Begehung  im  Inlande  auch  geschehen 
würde:  in  dem  einen  wie  dem  anderen  Falle  sind  deutsche  In¬ 
teressen  in  gleicher  Weise  verletzt.  Dagegen  lassen  sich  wohl 
Bedenken  völkerrechtlicher  Art  erheben  und  sind  in  der  Be¬ 
gründung  des  G.  E.  tatsächlich  angeführt  worden2).  Um  der 
Lösung  der  Frage  näherzutreten,  möchten  wir  hier  nicht  die 
abstrakte  Frage  nach  einem  Eingriff  in  die  Souveränität  frem¬ 
der  Staaten  stellen,  sondern  möchten  die  mehr  auf  das  Kon¬ 
krete  und  die  tatsächlichen  Verhältnisse  gerichtete  Frage  er¬ 
wägen:  wie  weit  würden  wir  gehen,  wenn  uns  ein  anderer 
Staat  zumuten  würde,  dass  einer  unserer  Landsleute,  der  hier 
in  seiner  Heimat  einen  Angehörigen  des  fraglichen  fremden 
Staates  verletzt  hat,  auf  der  Durchreise  durch  jenen  Staat  ab¬ 
gefasst  und  bestraft  würde.  Gesetzt  nun  den  Fall,  es  ist  ein 
den  beiden  Staaten  gemeinsames  Interesse  verletzt  und  auch 
die  Höhe  der  angedrohten  Strafe  die  gleiche,  wer  könnte  dann 
von  einem  Eingriff  in  die  Souveränität  reden?  Unter  im  We¬ 
sentlichen  gleichen  Bedingungen,  auch  bezüglich  der  Strafver¬ 
folgung  und  des  Strafvollzuges  hat  doch  jeder  Staat  nur  ein  In¬ 
teresse  daran,  dass  der  Täter  überhaupt  bestraft  wird,  nicht 
mehr  aber  daran,  dass  er  gerade  von  einem  bestimmten  Staate 
gestraft  wird.  Wenn  auch  zugegeben  werden  muss,  dass  die 
Einrichtungen  zweier  Staaten  nie  genau  die  gleichen  sind  und, 
selbst  wenn  sie  dies  wären,  nie  in  derselben  Weise  funktionie¬ 
ren,  so  ist  doch  der  gewünschte  Erfolg,  sofern  er  nur  in  ver¬ 
nünftigen  Grenzen  bleibt  und  die  Handhabung  seiner  Herbei¬ 
führung  vernünftig  ist,  vollauf  erreicht,  wenn  beide  Staaten 

1)  Vergl.  oben  die  angeführte  Literatur  zum  V.  E. 

2)  Vergl.  oben. 
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nach  denselben  Prinzipien  denselben  Zweck  verfolgen. 
Das  Bedenken  einer  Völkerrechtswidrigkeit  infolge  Eingriffs 
in  die  fremde  Souveränität  aber  könnte  u.  E.  nur  erhöben  wer¬ 
den,  wenn  Gegensätze  derart  vorhanden  sind,  dass,  um  bei 
dem  oben  erwähnten  Fall  zu  bleiben,  der  Deutsche  auf  der 
Durchreise  durch  das  Gebiet  des  Staates,  dessen  Angehörigen 
er  verletzt  hat,  strenger  bestraft  Wird,  als  die  deutsche  Gesetz¬ 
gebung  es  vorgesehen  hat.  Hiergegen  muss  sich  allerdings 
das  Empfinden  jedes  Deutschen-  auflehnen,  der,  obsohon  er  in 
seiner  Heimat  nach  den  heimatlichen  Gesetzen  gelebt  hat,  ge¬ 
wärtigen  muss,  dass  er  beim  Betreten  eines  ausländischen 
Staatemgebietes,  von  dessen  bestehenden  Strafgesetzen  er 
keine  Ahnung  hatte  und,  wie  man  wohl  allgemein  zugeben 
wird,  zu  haben  brauchte,  abgefasst  und  bestraft  wird,  selbst 
dann,  wenn  er  für  eine  etwaige  Straftat  den  deutschen  Ge¬ 
setzen  gemäss  schon  gebüsst  hat.  Mit  Recht  wird  der  Deutsche 
geltend  machen:  cives  Germanus  sum  mit  dem  Bewusstsein, 
dass  es  Aufgabe  seines  Heimatsstaates  ist,  ihn  hier  nicht  im 
Stiche  zu  lassen.  In  der  Tat  darf  der  Inlandstaat  ein  solches 
Einschreiten  fremder  Staaten  seinen  Untertanen  gegenüber 
niemals  zulassen,  andernfalls  bedeutete  dies  faktisch  den  Aus¬ 
ländern  im  Inlande  einen  grösseren  Rechtsschutz  gewähren 
als  den  eigenen  Angehörigen  im  Ausland,  weil  diese  dort 
strenger  behandelt  werden  als  jene  hier  im  Inland.  Wenn  auch 
der  Staat  die  Lebensbetätigung,  die  Individualsphäre  des  Aus¬ 
länders  aus  Gründen  der  öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit, 
die  sich  ja  ihrem  begrifflichen  Inhalt  nach  nicht  blos  auf  Inlän¬ 
der  erstrecken,  im  Inlande  nicht  weniger  schützt,  als  die  seiner 
eigenen  Angehörigen,  so  ist  andererseits  kein  Grund  abzu¬ 
sehen,  weshalb  er  sie  einem  höheren  Schutze  unterstellen  soll 
dann,  wenn  dies  auf  Kosten  seiner  Angehörigen  geschieht,  wie 
dies  ja  immer  der  Fall  ist,  wenn  er  zulässt,  dass  ein  Angehö¬ 
riger  von  dem  Auslande  strenger  bestraft  wird,  als  er  selbst 
es  tun  würde.  So  wenig  nun  also  der  Inlandstaat  sich  dies  ge¬ 
fallen  lassen  kann,  so  wenig  darf  er  aber  auch  ausländischen 
Staaten  zumuten  wollen,  dass  sie  sich  von  Seiten  unseres 
Staates  gefallen  zu  lassen  hätten,  wrenn  er  seine  nationalen 
Strafgesetze  auf  alle  Ausländer,  die  im  Auslande,  das  heisst 
in  ihrer  eigenen  Heimat  einen  Deutschen  den  deutschen  Ge¬ 
setzen  zuwider  verletzen.  Hiermit  möchten  wir  jedoch  nicht, 


71 


wie  dies  der  Q.  E.  tut,  von  dem  Schutz  der  Deutschen  im 
staatlichen  Auslande  Ausländern  gegenüber  schlechthin  wieder 
absehen;  das  hiesse  u.  E.  von  einem  Extrem  in  das  andere 
fallen,  und  dadurch,  dass  die  deutschen  Strafgesetze  überhaupt 
nicht  auf  Ausländer  im  Auslande  erstreckt  werden,  bliebe  es 
dann  ja,  wie  die  Begründung  des  G.  E.  zugibt,  beim  alten.  Da 
wir  auf  dem  oben  schon  erwähnten  Standpunkt  stehen,  dass 
der  heutige  Schutz  des  Deutschen  im  Auslande  zu  gering  ist, 
namentlich  gegenüber  den  Angriffen  durch  Ausländer,  so  möch¬ 
ten  wir  grundsätzlich  dabei  bleiben,  dass  gegenüber  solchen 
Ausländern  die  Möglichkeit  einer  Bestrafung  erwünscht,  d.  h. 
de  lege  ferenda  erforderlich  erscheint,  allerdings  mit  der  Ein¬ 
schränkung,  soweit  dies  nicht  dem  Völkerrecht  zuwiderläuft. 
iVon  einer  Völkerrechtswidrigkeit  kann  aber,  wie  oben  schon 
gezeigt,  dann  jedenfalls  nicht  die  Rede  sein,  wenn  das  auslän¬ 
dische  Gesetz  eine  mindestens  ebenso  hohe  oder  eine  noch 
höhere  Strafe  androht,  als  es  das  deutsche  Gesetz  tut.  Ist  das 
ausländische  Gesetz  aber  milder,  so  könnte  allenfalls  in  der  in¬ 
folgedessen  strengeren  Bestrafung  von  seiten  unseres  Staates, 
ja  schon  in  der  dadurch  ermöglichten  Verfolgung  eine  Völker¬ 
rechtswidrigkeit  erblickt  werden  in  dem  Sinne,  als  sich  der 
fremde  Staat  ein  solches  Vorgehen  nicht  gefallen  zu  lassen 
braucht  und  eine  Völkerrechtswidrigkeit  in  dem  Masse,  als  das 
deutsche  Gesetz  strenger  ist  als  das  fragliche  ausländische.1) 
Dies  ist  der  einzige  Fall  der  Möglichkeit  einer  Völkerrechts¬ 
widrigkeit,  wenn  man  die  Sache  vom  reinen  egoistischen 
Standpunkt  aus  betrachtet.  Ihm  wird  durch  Berücksichtigung 
des  Vorhandenseins  einer  lex  loci  Rechnung  getragen.2)  Zu 

1)  Hier  soll  nur  das  Vorhandensein  einer  Völkerrechtswidrigkeit 
dargetan  werden;  über  die  Anwendung  des  ausländischen  Gesetzes 
vergl.  unten  unter  c. 

2)  Vergl.  Traub:  Er  verlangt  ebenfalls  grundsätzlich  Berück¬ 
sichtigung  der  lex  loci.  Obwohl  er  von  ganz  anderen  Gesichts¬ 
punkten  ausgeht,  anhand  der  Frage  der  Auslieferung,  kommt  er 
doch  zu  demselben  Ergebnis,  das  er  als  Prinzip  der  identischen 
Norm,  wie  wir  glauben,  zutreffend  bezeichnet. 

Das  Prinzip  ist  angenommen  von  Österreich.  Str.  G.  B.  §  39 
u.  40  und  dem  Schweizer  Entwurf  Art.  8  Nr.  2.  Die  schweizerische 
Zuständigkeit  ist  eben  nur  subsidiär,  doch  sie  tritt  nur  ein,  wenn 
Auslieferung  seitens  der  Schweiz  nicht  erfolgt  oder  der  Schuldige 
der  Schweiz  ausgeliefert  ist.  Bestrafung  jedoch  nur,  wenn  auch 
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demselben  Ergebnis  scheint  aber  die  Strafrechtskommission 
nicht  gekommen  zu  sein. 

Mag  man  auch  gegen  eine  solche  Regelung  einwenden, 
dass  bei  Begehung  von  Delikten  gegen  die  Individualsphäre 
eines  Untertans  im  staatlichen  Auslande  das  unmittelbar  ver¬ 
letzte  Interesse  das  des  betreffenden  ausländischen  Staates  des 
Begehungsortes  sei  und  nicht  das  das  inländischen  Staates  — 
auf  welchen  Gedanken  nach  Hegler *)  die  Regelung  des  gelten¬ 
den  Rechts  beruht  —  so  kann  man  demgegenüber  nur  das  von 
ihm 2)  angeführte  Zitat  Bindings  unterstreichen:  „Der  Schutz 
des  Deutschen  im  Auslande  liegt  Deutschland  näher,  als  jedem 
anderen  Staat.“  In  der  Tat  ist  es  ja  der  ausgesprochene 
Zweck  eines  jeden  Staates,  seine  Untertanen  zu  schützen, 
und  nur  soweit  er  unter  diesem  Gesichtspunkt  d.  h.  bei  der  Er¬ 
füllung  dieser  Aufgabe  auch  auf  Angehörige  anderer  Staaten 
eine  Reflexwirtkung  ausübt,  kommt  der  Schutz  auch  ihnen  zu¬ 
gute.  Es  ist  aber  eines  gutorganisierten  Staatswesens  unwür¬ 
dig,  seine  Untertanen  auf  solche  Reflexe  fremder  Staatsinstitu¬ 
tionen  anweisen  zu  wollen,  ja  nicht  blos  unwürdig,  sondern  der 
Staat,  der  so  handelt,  erfüllt  in  diesem  Punkte  seine  Aufgaben 
gegenüber  seinen  Untertanen  eben  nicht  in  der  richtigen  Weise. 

In  dem  soeben  erwähnten  Falle  ist  schon  aus  völkerrecht¬ 
lichen  Gründen  das  Vorhandensein  einer  lex  soci  zur  Voraus¬ 
setzung  der  Strafbarkeit  gemacht  worden.  Daher  braucht 


Auslieferung  stattfinden  könnte  nach  schweizerischen  Gesetzen  und, 
wenn  die  Tat  im  Auslande  nicht  strafbar  ist,  nur  auf  Begehren  des 
Bundesrats.  Richtigeren  Prinzipien  (nach  v.  Bar)  folgt  der  österr. 
V.  E.  §  83 — 87,  worin  Bestrafung  von  Ausländern  nur  erfolgt,  wenn 
die  Auslieferung  an  sich  zwar  zulässig,  aber  unausführbar  ist,  also 
ebenfalls  subsidiär  und  zugunsten  des  Delinquenten  selbst.  Keine 
Rücksicht  aber  wird  darauf  genommen,  ob  der  Verletzte  In-  oder 
Ausländer  ist.  Das  mildere  ausländische  Gesetz  jedoch  wird  an¬ 
gewandt. 

Da  wir  in  dieser  Abhandlung  nicht  von  der  Seite  der  Ausliefe¬ 
rung  her  unsere  Materie  betrachten,  möchten  wir  das  Prinzip  der 
identischen  Norm  in  dem  Sinne  zugrundelegen,  daß  bei  der  Bestrafung, 
und  nicht  bei  der  Auslieferung,  das  ausländische  Recht  des  Be¬ 
gehungsstaates  berücksichtigt  wird  soweit  es  milder  ist,  als  das 
inländische  Gesetz. 

1)  A.  a.  O.  S.  71. 

2)  S.  73. 
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diese  Forderung  nicht  erst  mehr  aus  strafrechtlichen  Gründen 
erhoben  zu  werden.  Dass  eine  Bestrafung  unter  solchen  Um¬ 
ständen  nunmehr  auch  strafrechtlich  ohne  weiteres  unbedenk¬ 
lich  ist,  wird  man  wohl  allgemein  zugeben  müssen.1)  Denn  es 
hegt  ja  ebensogut  eine  Verletzung  von  Staatsinteressen  vor, 
wie  wenn  die  Handlung  'bei  uns  im  Inlande  vorgenommen 
wäre. 

In  Frage  kommt  nun  aber  noch  ein  zweiter  allerdings 
seltenerer  Fall:  der  Täter  hat  eine  strafbare  Handlung  be¬ 
gangen  in  einem  Staate,  der  nicht  blos  von  unserer  Seite 
aus  betrachtet  Ausland  ist,  sondern  dem  auch  der  Täter 
fremd  ist.  Daran  schliesst  sich  die  Frage:  Gilt  das  Erfordernis 
der  lex  loci  auch  für  diesen  Fall  in  gleicher  Weise? 

Da  man  unter  lex  loci  das  Gesetz  des  Begehungsstaates 
versteht,  so  wird  man  leicht  geneigt  sein,  diese  Frage  ohne 
weiteres  zu  bejahen  mit  der  Begründung,  dass  hier  gegen¬ 
über  dem  ersten  Falle  überhaupt  kein  Unterschied  bestehe. 
Dies  erscheint  uns  indessen  nicht  richtig.  Es  liegt  tatsächlich 
ein  bemerkenswerter  Unterschied  vor  gegenüber  dem  ersten 
Falle.  Dieser  besteht  darin,  dass  nun  als  weiteres  Moment 
zu  beachten  ist,  dass  zwischen  dem  Täter  und  seiner  Heimat 
bestehende  Band  der  Staatszugehörigkeit :  die  Personenhoheit 
des  Heimatstaates  über  den  Untertan  auch  im  Auslande.  Aus 
ihr  entspringt  für  den  Untertan  die  Verpflichtung,  auch  im 
Auslande  nach  den  heimatlichen  Gesetzen  zu  leben,  auf  der 
anderen  Seite  aber,  was  hier  von  Bedeutung  ist,  auch  das 
Recht,  auf  Schutz  von  Seiten  seines  Heimatstaates.  Wenn 
in  einem  solchen  Falle  jemand  in  einem  ihm  und  uns  fremden 
Staate  gegen  einen  Deutschen  eine  Handlung  begangen  hat, 
die  nach  den  Gesetzen  des  Deutschen  Reiches  als  Verbrechen 
oder  Vergehen  anzusehen  ist,  die  aber  nach  seinen  heimat¬ 
lichen  Gesetzen  straffrei  bleiben  muss,  dieser  trotzdem  von 
unserm  Staate  bestraft  wird,  so  möchten  wir  darin  mindestens 
ebensogut  einen  Eingriff  in  die  (Personen-)Hoheit  seines 
Heimatstaates  erblicken,  wie  die  Nichtbeachtung  einer  lex  loci 
einen  Eingriff  in  die  Gebietshoheit  des  Begehungsstaates  dar¬ 
stellen  würde,  durch  die  in  gleicher  Weise  wie  dort  die 
Gefahr  völkerrechtlicher  Verwicklungen  heraufbeschworen 

1)  Vergleiche  hierzu  die  oben  angeführte  Literatur.  Sie  steht  auf 
dem  gleichen  Standpunkt. 
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werden  kann.  Diese  Möglichkeit  einer  Verletzung  der  Per¬ 
sonenhoheit  eines  fremden  Staates  ist  aber  für  uns  überall 
gegeben,  wo  der  Täter  Nichtangehöriger  des  Begehungsstaates 
ist  und,  was  nicht  erst  betont  zu  werden  braucht,  der  Be- 
-gehungsstaat  nicht  für  ihn  Inland  ist.  Ist  der  Täter  Ange¬ 
höriger  des  Begehungsstaates,  so  wird  ja  mit  der  Gebietshoheit 
die  Personenhoheit  respektiert  dadurch,  dass  Bestrafung  unsrer¬ 
seits  nur  erfolgen  kann,  wenn  auch  der  Begehungsstaat  die 
Handlung  unter  Strafe  gestellt  hat.  Dies  trifft  aber  nicht  zu 
in  dem  besonderen  Falle,  wo  der  im  Auslande  handelnde 
Täter  nicht  nur  für  uns,  sondern  zugleich  auch  für  den  Be¬ 
gehungsstaat  Ausländer  ist.  Dieser  Fall  aber  verdient  besondere 
Beachtung  deshalb,  weil  bei  einer  Bestrafung  nach  unseren 
Gesetzen  bei  gleichzeitiger  Strafbarkeit  nach  der  lex  loci 
trotzdem  eine  Völkerrechtswidrigkeit  nicht  dem  Begehungs¬ 
staate,  sondern  dem  Heimatstaate  des  Täters  gegenüber, 
wie  auch  eine  Unbilligkeit  vorliegen  kann.  Dann  nämlich, 
wenn  dem  Täter  von  seinem  Heimatstaate  aus  die  Tat  erlaubt 
war.  Eine  Bestrafung  des  Ausländers  in  diesem  Falle  seitens 
des  Begehungsstaates  müsste  sich  der  Heimatstaat  gefallen 
lassen,  denn  die  volle  Souveränität  des  Begehungsstaates 
geht  in  seinem  eigenen  Lande  der  Personenhoheit  des  fremden 
Staates  vor.  Woher  aber  wollten  wir  in  diesem  Falle  die 
Berechtigung  zu  einer  Bestrafung  nehmen?  Eine  solch  Hesse 
sich  denken  auf  Grund  eines  völkerrechtlichen  Vertrags 
zwischen  dem  inländischen  Staate  und  dem  Heimatstaate  des 
Täters.  Abgesehen  von  diesem  Falle,  der  jedenfalls  heute 
noch  nicht  zutrifft,  kann  man  nur  dadurch  einer  Völkerrechts¬ 
widrigkeit  entgehen,  dass,  wie  bei  Ausländern,  die  in  ihrer 
Heimat  dortweilende  Deutsche  verletzen,  die  lex  loci  aus 
völkerrechtlichen  Gründen  zum  Strafbarkeitserfordernis  ge¬ 
macht  wird,  so  hier,  wo  der  Täter  in  einem  für  ihn  fremden 
Lande  eine  strafbare  Handlung  begeht,  das  Erfordernis  der 
Strafbarkeit  nach  der  lex  civitatis,  des  staatlichen  Personen¬ 
verbandes,  dem  der  Täter  staatsrechtlich  zugehört,  aufgestellt 
wird.  Ist  der  Täter  Heimatloser,  so  kommt  nur  noch  die 
lex  loci  in  Frage,  die  zum  mindestens  aus  Billigkeitsgründen 
als  Voraussetzung  der  Strafverfolgung  beizubehalten  ist.  Hat 
also  ein  Ausländer  gegen  einen  Deutschen  eine  Handlung 
begangen  in  einem  Staate,  der  für  uns  und  ihn  Ausland  ist, 
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so  ist  als  Voraussetzung  seiner  Strafbarkeit  zu  verlangen : 
1.  Die  Handlung  muss  nach  den  Gesetzen  des  Deutschen 
Reiches  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  gegen  einen  Deutschen 
darstellen,  2.  der  Heimatstaat  des  Täters  muss  ebenfalls  die 
Tat  mit  Strafe  bedroht  haben,  und  3.  die  Handlung  muss 
durch  die  Gesetze  des  Begehungsstaates  mit  Strafe  bedroht  sein. 

Auch  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Billigkeit  kann  man 
zu  dem  Erfordernis  der  lex  civitatis  gelangen,  wenn  man 
sich  die  Fälle  vor  Augen  führt,  wo  ein  Täter  direkt  aus 
seiner  Heimat  kommt  und  nun  in  einem  für  ihn  und  uns 
fremden  Staate  eine  Straftat  begeht,  wegen  deren  er  aber 
nach  den  Gesetzen  seiner  Heimat  nicht  bestraft  werden  könnte. 

Ob  eine  gesetzliche  Regelung  dieses  Sonderfalles  er¬ 
wünscht  ist,  erscheint  uns  indessen  fraglich.  Da  dieser  Fall 
in  der  Literatur  nirgends  erwähnt  ist,  scheint  in  der  Tat  ein 
Bedürfnis  nach  gesetzlicher  Regelung  nicht  vorzuliegen,  obwohl 
er  anderseits  zum  mindesten  eben  so  häufig  zu  sein  scheint, 
wie  die  Fälle  einer  in  staatenlosen  Gebieten  begangenen 
strafbaren  Handlung,  die  doch  sicherlich  in  einem  künftigen 
Gesetze  eine  ausdrückliche  Regelung  erfahren  wird.1)2) 

B.  Schutz  gegen  Angriffe  der  Inländer. 

In  der  Regel  hat  der  Deutsche  im  Auslande  mehr  mit 
Ausländern  zu  tun  als  mit  Deutschen,  daher  ist  auch  die 
Wahrscheinlichkeit,  dass  er  von  Ausländern  verletzt  werde, 
grösser  als  die  von  Deutschen  verletzt  zu  werden.  Indessen 
ist  die  Wichtigkeit  der  letzteren  Möglichkeit  nicht  so  gering, 
dass  auf  eine  gesetzliche  Regelung  verzichtet  werden  könnte. 
Im  heutigen  Rechte  [\st  sie  sogar  allein  geregelt,  während 
die  andere  Möglichkeit  (einer  Verletzung  von  Deutschen  im 
Auslande  durch  Ausländer)  bisher  in  keiner  Reform  unseres 
Strafgesetzbuches  Berücksichtigung  gefunden  hat.  Die  Erklä¬ 
rung  dieser  Tatsache  liegt  in  der  hier  nicht  zu  erörternden 
historischen  Entwicklung. 

1)  Uber  die  Möglichkeit  der  Verletzung  Deutscher  im  staaten¬ 
losen  Auslande  vergl.  unten. 

2)  Wir  möchten  aber  nicht  unterlassen,  darauf  hinzuweisen, 
dass  diese  Erwägungen  im  Auslieferungs verkehr  schon  Platz  greifen, 
dadurch,  dass  ein  Angehöriger  dritter  Staaten  regelmässig  nicht  ohne 
Benachrichtigung  des  Heimatstaates  ausgeliefert  wird. 
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Bei  der  Bestrafung  der  Inländer  nun  handelt  es  sich 
immer  nur  um  rein  interne  Angelegenheiten,  nämlich  zwischen 
Staat  und  Angehörigen.  Sie  ist  jetzt  des  nähern  zu  betrachten 
und  zu  prüfen:  Ist  sie  in  zufriedenstellender  Weise  geregelt?1) 

Es  handelt  sich  hier  um  eine  Frage,  die  anlässlich  früherer 
Gesetzgebungen  schon  viel  erörtert  wurde. 

So  hatten  die  Entwürfe  von  1876  vorgeschlagen,  das 
Erfordernis  der  lex  loci  zur  Bestrafung  Deutscher,  die  im 
Auslande  eine  strafbare  Handlung  begangen  haben,  fallen  zu 
lassen.  Veranlassung  dazu  war,  dass  man  Deutsche,  die  in 
staatenlosem  Gebiet  delinquiert  hatten,  bestrafen  wollte,  dies 
aber  nicht  konnte,  wenn  Strafbarkeit  nach  der  lex  loci  er¬ 
forderlich  war.  Diese  Bestimmung  war  aber  schon  damals 
eine  der  Ursachen  dafür,  dass  der  Entwurf  abgelehnt  wurde. 
Man  widmete  ausserdem  diesen  Fragen  zu  wenig  Zeit,  denn 
Bismarck  erklärte,  dass  er  eine  Ablehnung  des  Entwurfs  nur 
als  das  Ergebnis  des  Mangels  an  Zeit  und  der  Überhastung 
in  der  Bearbeitung  betrachte.2)  Aber  auch  der  V.  E.  von 
1889  wollte  das  Erfordernis  der  Strafbarkeit  nach  der  lex 
loci  fallen  lassen,  wiederum  zu  dem  Zweck,  um  dadurch  die 
Bestrafung  der  von  Deutschen  in  staatenlosem  Gebiet  be¬ 
gangenen  Straftaten  zu  ermöglichen. 

Auch  in  den  verschiedenen  Gesetzgebungen  hat  diese 
Frage  ihre  eigene  Entwicklung  durchgemacht.  Wir  glauben 
aber  sagen  zu  können,  dass  die  augenblicklich  geltende  Rege¬ 
lung  auf  einem  Punkte  der  Entwicklung  angelangt  ist,  von 
dem  man  sagen  kann,  dass  er  den  tatsächlichen  Verhältnissen 
hinreichend  Rechnung  trägt,  und  als  genügend  bezeichnet 
werden  darf.  Auf  einem  anderen  Standpunkt,  und  darum  von 
vielen  Seiten  wie  wir  glauben  mit  Recht  angefochten,  steht 
der  V.  E.,  der  den  Deutschen  im  Auslande  zumutet,  dass 
er  eine  am  fraglichen  Ort  straffreie  Tat  unterlasse,  wenn  sie 
durch  die  heimatliche  Gesetzgebuug  unter  Strafe  gestellt  ist.3) 

1)  Vergl.  §  4,  Ziff.  3,  Str.  G.  B. 

2)  Verhandl.  des  deutschen  Reichstags  1875/6  Bd.  1  S.  397,  623. 

3)  Ein  Beispiel  für  die  darin  liegende  Härte,  um  nicht  zu  sagen 
Ungerechtigkeit:  Nach  chilenischem  Recht  kann  jemand  der  mit  einer 
Chilenin  verheiratet  ist,  und  diese  beim  Ehebruch  in  flagranti  über¬ 
rascht,  beide  Ehebrecher  töten.  Hat  dies  nun  ein  Deutscher  getan  und 
wird  er  vielleicht  nur  zufällig  auf  deutschem  Gebiet  einmal  betroffen, 
so  könnte  er  hingerichtet  werden.  (Schräder  S.  68.) 
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Es  mag  ja  dem  Anstands-  oder  moralischen  Ehrgefühl  oder 
wie  man  das  auch  bezeichnen  will,  entsprechen,  wenn  der 
Deutsche  so  handelt,  d.  h.  als  Deutscher  etwas  unterlässt, 
weil  er  es  in  der  Heimat  auch  unterlassen  müsste,  obwohl 
andere  das  ungestört  und  ohne  Folgen  tun  könnten.  Wir 
möchten  aber  meinen,  dass  dem  Deutschen  auf  keinen  Fall 
die  rechtliche  Möglichkeit  genommen  werden  darf,  dann,  wenn 
es  sich  vielleicht  um  seine  geschäftliche  Existenz  handelt, 
dem  Treiben  seiner  Konkurrenten  dadurch  zu  begegnen,  dass 
auch  er  so  weit  geht,  als  diesen  gesetzlich  erlaubt  ist.  Wollte 
eine  heimatliche  Gesetzgebung  ihn  daran  hindern,  wie  es 
der  V.  E.  tut,  so  würde  man  um  rein  theoretischer  und  zu¬ 
dem  noch  unvollkommener  Erwägungen  willen  den  Deutschen 
im  Auslande  ihre  Staatsangehörigkeit  zum  Hemmschuh,  zur 
unbilligen  Erschwerung  ihres  Fortkommens  machen.  Ausserdem 
könnte  jeder  Deutsche  solche  Bestimmungen  illusorisch  machen, 
wenn  er  sich  dadurch  veranlasst  sieht,  ihretwillen  die  deutsche 
Staatszugehörigkeit  aufzugeben,  um  so  einer  eventuellen  Be¬ 
strafung  zu  entgehen  im  Falle  des  Betretens  deutschen 
Gebietes.  Wer  aber  könnte  ihm  das  übel  nehmen?  Es  wäre 
das  eine  staatsrechtlich  wohl  sehr  unerwünschte  Folge,  die 
gelegentlich  auch  volkswirtschaftlich  von  Bedeutung  sein 
könnte.  Der  Rechtfertigungsversuch  einer  Ausserachtlassung 
der  lex  loci  bei  Verbrechen  und  Vergehen  der  Deutschen  im 
Auslande  in  der  Begründung  des  V.  E.1)  ist  u.  E.  als  voll¬ 
ständig  misslungen  zu  betrachten.  Eine  verhängnisvolle  Rolle 
scheint  hier  die  Frage  der  Bestrafung  von  Verbrechen  der 
Deutschen,  begangen  in  staatenlosem  Gebiet  zu  spielen.  Wir 
möchten  gerade  diese  Frage  vorläufig  bei  Seite  legen,  da 
sie  in  der  Tat  geeignet  ist,  das  Prinzip  für  eine  Bestrafung 
der  Deutschen  wegen  im  Auslande  schlechthin  begangener 
Handlungen  zu  verdunkeln.  Die  praktisch  wichtigere  Regel, 
dass  Straftaten  im  staatlichen  Aulande  begangen  werden, 
soll  daher  vorweg  und  selbständig  erledigt  werden.  Die 
Frage  lautet  demnach:  ist  es  empfehlenswert,  das  Erfordernis 
der  Strafbarkeit  nach  der  lex  loci  fallen  zu  lassen? 

Man  könnte  davon  ausgehen  und  sagen:  die  meisten 
schweren  Verbrechen  sind  ohnehin  schon  in  den  zivilisierten 
Staaten  in  gleicher  Weise  unter  Strafe  gestellt;  wenn  dies 

1)  Vergl.  oben. 
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aber  einzelne  Staaten  nicht  tun,  zo  stellen  sie  die  verschwin¬ 
dende  Ausnahme  dar,  nach  denen  man  eine  Regel  nicht 
aufstellen  kann.  Die  im  Vordersatz  enthaltene  Tatsache  soll 
hier  keineswegs  bestritten  werden.  Da  aber  nicht  alle 
Staaten  in  gleicher  Weise  mit  ihrer  Rechtsordnung  sich  be¬ 
teiligen,  so  können  bei  Ausserachtlassung  der  Strafbarkeit 
nach  der  lex  loci  Ungerechtigkeiten  schlechterdings  selbst 
aus  diesem  Gesichtspunkte  heraus  nicht  ausbleiben.1)  Unge¬ 
rechtigkeiten  sind  aber  immer,  selbst  wenn  sie  zum  Zwecke 
der  öffentlichen  Ordnung  begangen  werden,  zu  verwerfen. 
Dass  überhaupt  jemals  alle  Staaten  alle  schweren  Verbrechen, 
wenn  auch  nur  im  Wesentlichen,  in  gleicher  Weise  bestrafen, 
möchten  wir  für  ausgeschlossen  erachten.  Es  Hesse  sich  dann 
allerdings  ein  höchst  einfaches  internationales  Strafrechts¬ 
system  (auf  nationaler  Grundlage)  aufstellen.  Dies  würde  aber 
zu  den  tatsächlichen  Verhältnissen  schlecht  passen.  Die  durch 
das  internationale  Strafrecht  zu  schützenden  Bedürfnisse  sind 
doch  immer  nur  die  des  jeweiligen  konkreten  Staatswesens. 
Sie  werden  daher,  wie  dieses  selbst,  gelegentlich  sogar  in 
wichtigen  Punkten  von  denen  anderer  Staatswesen  verschieden 
sein.  Allein  die  physikalischen  Eigenschaften  eines  Landes 
z.  B.  können  für  die  in  ihrem  Gebiete  sich  aufhaltenden  Per¬ 
sonen  eine  Lebensweise  bedingen,  die  von  der  im  Deutschen 
Reiche  üblichen  naturnotwendig  abweicht.  Man  denke  z.  B. 
an  die  Bedeutung  des  Klimas  und  der  geographischen  Lage 
eines  Landes  für  die  Geschlechtsreife  und  die  dadurch  ge¬ 
legentlich  notwendige  Erhöhung  des  geschlechtlichen  Schutzes, 
die  in  anderen  Ländern  anderer  Lage  und  anderer  klimatischer 
Verhältnisse  eine  ungerechte,  weil  unnötige  und  zwecklose 
Einschränkung  der  Untertanen  sein  kann.  Derartige,  eine 
veränderte  Lebenshaltung  erfordernde  Eigenschaften  eines 
Landes  können  aber  noch  auf  vielen  anderen  Wegen  bedingt 
werden,  z.  B.  als  Folge  der  Geschichte,  der  Kultur,  der  wirt¬ 
schaftlichen  Verhältnisse  u.  s.  w.  Eine  kasuistische  Regelung 
in  unserer  Gesetzgebung  aber  ist  nicht  blos  unnötig,  sondern 
auch  unvernünftig,  wenn  nicht  undenkbar.  In  allen  solchen 
gelegentlich  recht  zahlreichen  Fällen  würde  eine  Ausseracht¬ 
lassung  der  Strafbarkeit  nach  der  lex  loci  den' von  unsern 


1)  Vergl.  das  oben  zitierte  Beispiel  des  Ehebruchs  in  Chile. 
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Verhältnissen  verschiedenen  Lebensbedingungen  des  einzelnen 
Landes  nicht  Rechnung  getragen,  an  die  der  Täter  sich  doch 
gewöhnt  hat  und  zweifellos  auch  gewöhnen  durfte,  ja  musste ; 
denn  ihm,  dem  Angehörigen  unseres  Staates  würde  es  zum 
Nachteile  gereichen,  wenn  er  gerade  solche  Handlungen  nicht 
begehen  soll,  die  dem  Aufenthaltslande  typisch  sind,  weil 
sie  den  Ausdruck  der  für  dieses  Land  typischen  Verhältnisse 
sind,  die  darum  auch  das  Inland  an  Ausländern  nicht  ver¬ 
hindern  darf,  ohne  dadurch  den  dortigen  Zustand  anzutasten 
und  denkbarer  Weise  einen  völkerrechtlich  unzulässigen  Eingriff 
in  die*  Souveränität  zu  begehen. 

Dagegen  kann  man  aber  einen,  auf  den  ersten  Anschein 
hin  sogar  recht  plausiblen  Einwand  machen:  Zugegeben,  dass 
die  von  unsern  Verhältnissen  verschiedenen  eines  konkreten 
Staates  eine  verschiedene  Lebenshaltung  bedingen,  und  dass 
dem  auch  in  der  Gesetzgebung  Rechnung  getragen  werden 
sollte,  so  Hesse  dies  doch  die  Tatsache  bestehen,  dass  z.  EL 
ein  noch  nicht  14jähriges  Mädchen,  das  in  Deutschland  ge¬ 
boren  wurde  und  bisher  da  gelebt  hat,  nun  im  Auslande  trotz: 
aller  dort  verschiedener  Verhältnisse,  des  geschlechtlichen 
Schutzes  doch  ebenso  bedürftig  ist,  wie  wenn  es  noch  in 
Deutschland  wäre,  und  diesen  Schutz  zu  gewähren,  sei  Auf¬ 
gabe  unseres  Staates.  In  der  Tat  ist  es  ein  wesentlicher  Un¬ 
terschied,  ob  das  Mädchen,  um  bei  diesem  Beispiel  zu  bleiben, 
in  die  Verhältnisse  hineingewachsen  ist  oder  ob  es  plötzlich 
sozusagen  dahin  verpflanzt  wird.  In  Anbetracht  dessen 
wurde  sogar  in  der  Literatur  verlangt1),  auch  in  der  gesetz¬ 
lichen  Regelung  derartige  Unterschiede  zu  berücksichtigen. 
Wir  möchten  indessen  anderer  Meinung  sein.  Begibt  sich  je¬ 
mand  ausserhalb  des  Landes,  so  muss  er,  ganz  allgemein  ge¬ 
sprochen,  damit  rechnen,  dass  die  Verhältnisse,  die  er  antref¬ 
fen  wird,  andere,  möglicherweise  sogar  schlechtere  sind  als 
die  bisherigen.  Um  seinetwillen  die  schlechteren  auslän¬ 
dischen  Verhältnisse  ändern  zu  wollen,  kann  aber  nicht  Auf¬ 
gabe  unseres  Staates  sein,  sondern  der  Staat  hat  ihm  ge¬ 
genüber  nur  die  Verpflichtung,  die  ihm  gewohnten  Verhält¬ 
nisse  innerhalb  seines  Territoriums  zu  ordnen  und  zu  sichern. 
Insoweit  hat  jeder  Angehörige  die  Möglichkeit  vollen  recht- 


1)  Vergl.  hierzu  die  oben  schon  besprochene  Literatur. 
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liehen  Schlitzes  unter  ganz  bestimmten  Verhältnissen.  Die¬ 
sen  Schutz  in  gleichem  Umfange  auch  im  Auslande  zu  ge¬ 
währen,  fällt  nicht  nur  ausserhalb  des  Rahmens  der  Aufgaben 
eines  jeden  Staates,  sondern,  selbst  wenn  ein  Staat  dies  als 
seine  Aufgabe  betrachten  wollte,  so  würde  ihre  Erfüllung 
an  der  tatsächlichen  Lage  der  Dinge  scheitern;  denn  die  Ver¬ 
hältnisse  in  den  Gebieten  anderer  Staaten  könnten  nicht  mo¬ 
difiziert  werden,  ohne  zugleich  den  dortigen  Ausländern  und 
damit  dem  souveränen  Staate  zu  nahe  zu  treten.  Die  Hand¬ 
lungen  der  Inländer  selbst  aber  werden,  das  wird  man  zu¬ 
geben  müssen,  neben  denen  der  Ausländer  im  Auslande  nur 
eine  sekundäre  Rolle  spielen.  Wenn  also  der  vollkommene 
Schutz  der  Inländer  im  Sinne  der  heimatlichen  Gesetze  im 
Auslande  doch  nicht  erreicht  werden  kann,  weil  man  die 
Ausländer  nicht  einfach  in  den  für  ganz  andere  Verhältnisse 
zugeschnittenen  Rahmen  unserer  Gesetze  spannen  kann,  wozu 
dann  die  Beschränkung  der  dort  lebenden  Inländer,  die  doch  im 
Verhältnis  zum  Erfolg  so  unverhältnismässig  gross  sein 
müsste!  Will  sich  der  Untertan  im  Auslande  aufhalten,  so 
mag  er  das  immerhin  tun.  Aber  wer  sich  ins  Ausland  begibt» 
muss  damit  rechnen,  dass  er  ungünstigere  Verhältnisse  an-4 
trifft  und  ein  zurückgebliebener  Staat  mit  seiner  Rechtsord¬ 
nung  geringeren  Schutz  gewährt.  Dieses  Risiko  muss  er  auch 
tragen,  wenn  diese  Möglichkeit  für  ihn  zur  Tatsache  wird.  Er 
selbst  hat  sich  dann  geschädigt,  denn  er  hätte  alles  verhin¬ 
dern  können,  wenn  er  sich  nicht  in  diese  Lage  begeben  hätte. 
Davor  wird  ihn  keine  noch  so  scharfe  Strafbestimmung 
schützen  können. 

Die  Voraussetzung  der  Strafbarkeit  am  Begehungsorte 
haben  wir  oben  schon  für  Straftaten  der  Ausländer  im  Aus¬ 
lande  gegen  Deutsche  befürwortet.  Warum  soll  man  nicht 
dieses  Prinzip  der  fremden  identischen  Norm  auch  für  die 
eigenen  Untertanen  gelten  lassen?  Jeder  Untertan  hat  doch 
ein  Recht  darauf,  dass  er  im  Ausland  nicht  in  das  nämliche 
Schema  gespannt  werde,  das  für  die  inländischen  Verhältnisse 
aufgestellt  und  da  wohl  auch  richtig  ist,  sondern  dass  viel¬ 
mehr  den  davon  verschiedenen  ausländischen  Verhältnissen, 
in  denen  er  lebt  und  leben  muss,  weil  sie  nicht  geändert  wer-, 
den  können,  Rechnung  getragen  wird.  Dies  kann  aber  u.  E. 
am  besten  dadurch  geschehen,  dass  bei  der  Regelung  dieser 
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Frage  auch  für  Inländer,  die  im  Auslande  gegen  Deutsche 
eine  strafbare  Handlung  begehen,  das  Prinzip  der  fremden 
identischen  Norm  zugrundegelegt  wird,  sodass  Strafbarkeit 
nur  gegeben  ist,  wenn  die  lex  loci  Strafe  angedroht  hat.1 2) 

bb)  Schutz  des  Untertan  in  staatenlosen  Ge¬ 
bieten. 

A.  Schutz  Deutschen  gegenüber. 

Endlich  ist  noch  die  Frage  der  Bestrafung  von  Straf¬ 
taten  gegen  Deutsche,  begangen  im  staatenlosen  Auslande,  zu 
behandeln.  Die  Bestrafung,  soweit  sie  zunächst  Deutsche  als 
Täter  betrifft,  ist  u.  E.  schon  nach  §  4  Ziff.  3  unseres  heutigen 
Str.G.B.  ermöglicht,  da  eine  vernünftige  Anwendung  dieses 
Paragraphen  nur  zu  dem  Ergebnis  kommen  kann,  dass  in 
staatenlosen  Gebieten  nicht  erst  auf  das  Vorhandensein  einer 
lex  loci  abgehoben  werden  darf  und  dies  als  stillschweigend 
gesetztes  Recht  hierin  schon  enthalten  ist,  sodass  nur  die 
einheimischen  Strafgesetze,  und  zwar  ohne  weiteres  Platz 
greifen/)  Ausserdem  tritt  hinzu  §  77  des  Konsulargerichts¬ 
barkeitgesetzes,  wodurch  die  Strafbarkeit  solcher  Verbrechen 
vor  allen  deutschen  Gerichten  ausdrücklich  ermöglicht  wurde, 
obwohl  von  einem  Vorhandensein  einer  lex  loci  nicht  die 
Rede  sein  konnte.  Da  man  sich  aber  in  der  Literatur  hierüber 
nicht  einigen  konnte,  so  möchten  wir  insoweit  dem  V.  E.  bei¬ 
pflichten  und  eine  die  Frage  autoritativ  entscheidende  Vor¬ 
schrift  für  die  Zulässigkeit  einer  strafrechtlichen  Verfolgung 
dieser  Fälle  'befürworten;  dies  soweit  der  Schutz  der  Deut¬ 
schen  in  staatenlosen  Gebieten  Deutschen  gegenüber  in  Frage 
kommt. 

B.  Schutz  gegen  Angriffe  von  Ausländern. 

Ist  es  nun  aber  nicht  auch  empfehlenswert,  die  Strafbar¬ 
keit  der  Ausländer  und  damit  den  Schutz  der  Deutschen  auf 
Handlungen  in  staatenlosen  Gebieten  wenigstens  ebenfalls 
soweit  Deutsche  durch  sie  betroffen  werden,  entsprechend 

1)  Ebenso  der  G.  E.  und  die  Strafrechtskommission.  Vgl.  oben. 

2)  Es  handelt  sich  hier  nicht  um  eine  unzulässige  Rechtsanalogie, 
sondern  um  eine  auch  im  Strafrecht  grundsätzlich  zulässige  Gesetzes¬ 
analogie:  davon  ausgehend,  daß  im  §4,  Ziff.  3,  Str.  G.  B.  stillschwei¬ 
gend  das  Recht  gesetzt  ist,  bei  in  staatenlosen  Gebieten  begangenen 
Handlungen  bedarf  es  keiner  lex  loci. 
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auszudehnen?  Bedenken  völkerrechtlicher  Art,  wie  die  bei 
der  Bestrafung  von  Ausländern  im  staatlichen  Auslande  er¬ 
hobenen,  scheiden  jedenfalls  von  vornherein  aus;  denn  die 
Gebietsherrschaft,  soweit  eine  solche  hier  in  Betracht  kom¬ 
men  könnte,  steht  ja  keinem  Staate  so  ausschliesslich  zu,  dass 
sie  seiner  Souveränität  gleichkommt.  Es  trägt  sich  also  nur 
noch,  ob  ein  solches  Vorgehen  strafrechtlich  nicht  unbillig: 
und  ungerecht  wäre,  und  ob  schliesslich  nicht  vielleicht  völ¬ 
kerrechtliche  Bedenken  anderer  Art  erhoben  werden  könn¬ 
ten.  Für  entscheidend  möchten  wir  hier  wiederum  halten  den 
obersten  Zweck,  der  die  Richtlinien  des  Handelns  angibt: 
Der  Schutz  der  Deutschen  gegenüber  Ausländern  im  staaten¬ 
losen  Auslande.  Dass  die  Aufgabe  unseres  Staates  in  der  Tat 
so  weit  reicht,  kann  wohl  nicht  in  Abrede  gestellt  werden; 
denn  es  ist  schon  anerkannte  Aufgabe  des  Deutschen  Rei¬ 
ches,  die  Untertanen  im  staatlichen  Auslande  zu  schützen, 
wo  doch  der  betreffende  Auslandsstaat  in  erster  Linie  be¬ 
rufen  ist,  für  Ordnung  und  Sicherheit  in  seinem  Territorium 
zu  sorgen  und  die  Schutzgesetze,  die  der  dortige  souveräne 
Staat  zu  diesem  Zwecke  erlässt,  ihre  Reflexe  auch  zugunsten 
der  dort  weilenden  Deutschen  ausüben  werden.  Wenn  ausser¬ 
dem  noch  das  Deutsche  Reich  zugunsten  seiner  Angehörigen 
Schutzbestimmungen  erlässt,  wie  viel  mehr  muss  es  dann 
Aufgabe  unseres  Staates  sein,  seine  Untertanen  zu  schützen 
in  Gebieten,  in  denen  keine  souveräne  Staatsgewalt  für  Ruhe 
und  Ordnung  Sorge  trägt!  Der  Schutz  des  Deutschen  im 
staatenlosen  Ausland  liegt  nicht  blos  Deutschland  am  näch¬ 
sten,  wie  dies  im  staatlichen  Ausland  der  Fall  ist,  sondern  er 
obliegt  ihm  ausschliesslich;  nicht  etwa  in  dem  Sinne,  als  ob 
nun  andere  Staaten  daran  gehindert  werden  sollten,  durch 
ihre  Normen  z.  B.  im  Sinne  des  Univeralprinzips,  ebenfalls  die 
Verbrechen  und1  Vergehen  an  Deutschen  in  staatenlosen  Ge¬ 
bieten  mit  Strafe  zu  bedrohen,  wohl  aber  in  dem  anderen 
Sinne,  dass  rechtlich  betrachtet  es  die  spezielle  und  Deutsch¬ 
land  eigentümliche  Aufgabe  ist,  die  Deutschen!  auch  in  staa¬ 
tenlosen  Gebieten  zu  schützen.  Wie  indessen  schon  im  staat¬ 
lichen  Auslande  der  Zweck  des  Schutzes  der  Deutschen  nur 
erreicht  werden  kann,  wenn  auch  die  Bestrafung  der  von  Aus¬ 
ländern  an  ihnen  verübten  Verbrechen  ermöglicht  wird,  so 
gilt  das  gleiche  auch  hier  im  staatenlosen  Auslände.  Da  ein 
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Eingriff  in  die  Souveränität  hinsichtlich  der  Gebietshoheit 
fremder  Staaten  hierbei  nicht  in  Betracht  fällt,  so  frägt  es 
sich  also  nur  noch,  ob  ein  solches  (Vorgehen  nicht  von  an¬ 
deren  Gesichtspunkten  aus  sich  als  ein  völkerrechtswidriger 
Uebergriff  darstellt.  Wir  denken  dabei  vor  allem  an  die  Per¬ 
sonenhoheit,  die  neben  der  Gebietshoheit  Wesenheitsmerkr 
mal  des  Souveränitätsbegriffes  ist.1)  Ein  Ausfluss  der  Per¬ 
sonenhoheit  des  Staates  ist  es,  dass  seine  Angehörigen  im 
staatenlosen  Gebiete  seine  Gesetze  zu  beobachten  haben. 
Wenn  dies  aber  geschehen  ist  und  nun  irgend  ein  vielleicht 
zurückgebliebener  Staat  einen  Untertan  unseres  Staates  we¬ 
gen  einer  Handlung,  die  irgendwo  im  staatenlosen  Gebiete 
begangen  wurde,  zur  Rechenschaft  ziehen  will,  muss,  ja  kann 
sich  unser  Staat  dies  gefallen  lassen?  Ist  es  nicht  vielmehr 
sein  gutes  Recht,  ja  sogar  seine  Pflicht,  hier  zum  Schutze 
seines  Untertanen  einzuschreiten?  Wir  möchten  diese  Frage 
doch  bejahen.  Es  sind  dies  ja  gerade  die  Fälle,  in  denen  das 
Staatszugehörigkeitsverhältnis  gegenüber  dritten  Staaten 
akut  werden  kann.  Dass  solche  Fälle  natürlich  selten  sein 
werden,  liegt  auf  der  Hand1,  da  ja  schon  die  im  staatenlosen 
Ausland  verübten  Verbrechen  die  Ausnahme  bilden.  Obwohl 
also  in  staatenlosen  Gebieten  kein  Staat  souverän  ist,  so  lässt 
sich  trotzdem  denken,  dass  dennoch  ein  theoretischer  Eingriff 
in  die  Souveränität,  sagen  wir  des  Staates  A  vorliegt,  wenn 
eine  Handlung  eines  Ausländers,  der  Angehöriger  des  Staa¬ 
tes  A  ist,  bei  Begehung  in  staatenlosem  Gebiete  von  einem 
dritten  Staate  B  gesetzlich  mit  Strafe  bedroht  wird,  obwohl 
er  nach  seinen  heimatlichen  Gesetzen  nicht  bestraft  werden 
kann.  Dies  ist  allerdings  nur  ein  theoretischer  Eingriff.  Aber 
auch  er  als  solcher  ist  schon  ungerechtfertigt,  weil  er  auf  der 
falschen  Voraussetzung  des  Staates  B  beruht,  dass  er  aus¬ 
schliesslich  kompetent  sei  bei  der  Bestrafung  von  Handlungen 
im  staatenlosen  Gebiete.  Diese  Voraussetzung  aber  ist  des¬ 
halb  unrichtig,  weil  der  Staat  A  kraft  der  ihm  zustehenden 
Personenhoheit  über  seinen  Untertan  seine  Gesetze  nicht  blos 


1)  Diese  Frage  mußte  oben  schon  zwecks  Feststellung  einer 
Völkerrechtswidrigkeit  bei  der  Bestrafung  von  Ausländern  ange¬ 
schnitten  werden,  die  allerdings  in  einem  Staate  delinquiert  haben, 
der  aber  für  sie  und  den  strafenden  Staat  Ausland  war.  Vergl.  oben. 
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positiv,  d.  h.  wenn  der  Angehörige  eine  von  ihm  verfolgbare 
Straftat  begangen  hat,  angewendet  wissen  will  und  darf,  son¬ 
dern  auch  in  der  negativen  Bedeutung,  dass  jede  Strafan¬ 
drohung  seitens  dritter  Staaten  in  den  Fällen,  wo  er  selbst 
nicht  straft,  seinen  Angehörigen  nicht  schaden  darf.  Dieser 
bios  theoretische,  d.  h.  blos  in  der  Gesetzgebung  des  dritten 
Staates  (B)  schlummernde  Eingriff  in  die  Personenhoheit  des 
Staates  A  wird  aber  zu  einem  faktischen,  sobald  ein  Untertan 
des  Staates  A  von  Seiten  eines  anderen  Staates  (B),  wenn 
auch  nur  durch  Verfolgungshandlung  behelligt  wird,  sei  dies 
im  staatenlosen  Gebiet  selbst  oder  im  Territorium  des  ver¬ 
folgenden  Staates  (B).  Vom  völkerrechtlichen  Standpunkte 
aus  möchten  wir  daher  in  der  Tat  dem  Staate  A  nicht  zu¬ 
muten,  dass  er  sich  eine  solche  Behandlungsweise  seiner  Un¬ 
tertanen  gefallen  lasse.  Die  notwendige  Folgerung  daraus  ist 
aber,  dass  auch  wir,  wie  überhaupt  jeder  Staat,  sich  ein  sol¬ 
ches  Vorgehen  nicht  gefallen  zu  lassen  braucht,  dass  dann 
aber,  was  hier  das  praktische  Ergebnis  ist,  um  einen  modus 
vivendi  der  Staaten  zu  finden,  auf  die  lex  civitatis,  d.  h.  auf 
das  Vorhandensein  eines  Strafgesetzes  in  dem  staatlichen 
Personenverbande,  dem  der  Täter  staatsrechtlich  zugehört, 
abgehoben  und  dieses  zur  Voraussetzungs  einer  Strafbarkeit 
gemacht  werden  muss.1)  Dabei  bleibt  natürlich  die  alte  Vor¬ 
aussetzung,  dass  die  Handlung  nach  dem  Grundsätze  nulla 
poena  sine  lege  poenali  nach  den  deutschen  Gesetzen  als  Ver¬ 
brechen  oder  Vergehen  strafbar,  und  gegen  Deutsche  gerich¬ 
tet  sein  muss,  bestehen, 

Eine  letzte  logische  Folgerung,  die  praktisch  aber  eben¬ 
falls  nur  von  geringer  Bedeutung  und  gesetzlich  nicht  gerade 
dringlich  zu  ziehen  ist,  liegt  darin,  dass  entsprechend  wie 
heute  schon  u.  E.  da  deutsche  Recht  Platz  greift  an  Stelle 
der  lex  loci  bei  Straftaten  Deutscher  in  staatenlosen  Gebie¬ 
ten,  so  auch  hier  wiederum  das  deutsche  Recht  Platz  greift, 
wenn  bei  in  staatenlosen  Gebieten  begangenen  Straftaten  der 
Täter  Heimatloser,  d.  h.  Angehöriger  keiner  Nation  ist,  und 
daher  auch  keine  lex  civitatis  berücksichtigt  werden  kann. 


1)  Vergl.  auch  oben,  wo  für  den  Fall  des  Ausländers,  der  in 
einem  ihm  fremden  Staate  einen  Deutschen  verletzt  hat,  die  nämliche 
Folgerung  gezogen  ist. 
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cc)  Das  anzuwendende  Recht. 

Ist  in  allen  Fällen  nur  nach  deutschen  Strafgesetzen  zu 
strafen,  oder  ist  wenigstens  in  den  Fällen,  in  denen  das 
deutsche  Gesetz  das  Vorhandensein  eines  ausländischen  Ge¬ 
setzes  berücksichtigt,  in  gleicher  Weise  dieses  ausländische 
Gesetz  anstelle  des  deutschen  Rechts  anzuwenden,  soweit  es 
milder  ist  für  den  Täter  ?  Das  geltende  Recht  bestimmt  das 
letztere  nur  für  den  Fall  des  Neübiirgers.1)  Der  V.  E.  indessen 
berücksichtigt  nicht  einmal  das  Vorhandensein  eines  auslän¬ 
dischen  Gesetzes  (lex  loci)  überhaupt,  infolgedessen  zieht  er 
auch  keine  Anwendung  des  ausländischen  Gesetzes  anstelle 
des  deutschen  in  Betracht.  Dagegen  empfiehlt  der  G.  E.2)  aus 
Billigkeitsgründen  für  Verbrechen  und  Vergehen  der  Deut¬ 
schen  im  Auslande  nicht  blos  das  Vorhandensein  einer  lex 
loci  zum  Strafbarkeitserfordernis  zu  machen,  sondern  auch 
gleichzeitig  das  ausländische  Recht  anzuwenden,  soweit  es 
dem  Täter  günstiger  ist.  Die  Frage  nach  der  Anwendung  des 
ausländischen  Strafgesetzes  anstelle  des  deutschen  möchten 
wir  aber  nicht  gleich  allgemein  beantworten,  sondern  zu¬ 
nächst  auf  die  Verletzung  Deutscher  im  Auslande  beschrän¬ 
ken.3)  Und  zwar  möchten  wir  davon  ausgehen,  dass  es  die 
Aufgabe  des  Staates  ist,  deutsche  Untertanen  im  Auslande  zu 
schützen  durch  Erlass  von  nationalen  Strafgesetzen,  national 
nicht  in  Bezug  auf  die  Adresse,  an  die  sie  gerichtet  sind,  son¬ 
dern  in  Bezug  auf  ihren  Ursprung.  Ihr  Zweck  kann  also  so¬ 
wohl  von  In-  wie  von  Ausländern  durch  Nichtbefolgung  und 
Zuwiderhandlung  vereitelt  werden.  Wir  sind  dabei  sowohl 
im  Falle  der  Verletzung  der  diesbezüglichen  Strafgesetze 
durch  Ausländer,  wie  im  Falle  der  Verletzung  durch  Inländer 
für  das  Abhängigmachen  der  Bestrafung  von  dem  Vorhanden¬ 
sein  eines  ausländischen  Strafgesetzes  eingetreten.  Im  erste- 
ren  Falle  aus  Gründen  des  Völkerrechts,  im  letzteren  aber 
aus  strafrechtlichen  Billigkeitsgründen.  In  beiden  Fällen  be¬ 
deutet  das  Vorhandensein  des  in  Frage  kommenden  auslän¬ 
dischen  Strafgesetzes  den  Ausdruck  dafür,  dass  auch  der  be¬ 
ll  §  4  Abs.  3,  Str.  ü.  B. 

2)  Im  Falle  des  §  4  Ziff.  4  vergl.  oben. 

3)  Da  bei  Verletzung  von  Ausländern  andere  Gesichtspunkte 
Platz  greifen.  Vergl.  unten. 
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treffende  ausländische  Staat  ein  Interesse  an  der  Nichtbegehung, 
der  von  uns  strafbaren  Handlung  erblickt,  de  facto  also  den 
Schutz  Deutscher  bezweckt,  soweit  Deutsche  durch  solche 
Handlungen  betroffen  sein  können.  Diesen  Schutz  sucht  er  aller¬ 
dings  nach  seinen  Wertanschauungen  über  das  dazu  erforder¬ 
liche  Mass  an  Strafe  zu  erreichen.  Wenn  aber  zwei  Staaten 
in  gleicher  Weise  gemeinsame  Interessen  verfolgen,  so  kann 
die  Richtung  ihrer  beiderseitigen  Tätigkeit  nur  konvergent 
sein,  da  sie  auf  dasselbe  Ziel  zustreben.  Jede  diesbezügliche 
Tätigkeit  des  einen  Staates  ist  daher  auch  im  Interesse  des 
anderen  erfolgt.  Dies  gilt  aber  gleichwohl  nur  soweit,  als 
der  Zweck  des  anderen  Staates  durch  Bestrafung  noch  nicht 
erreicht  ist.  Ist  jedoch  die  Bestrafung  von  seiner  Seite  schon 
erfolgt,  so  ist  jede  weitere  Bestrafung  von  Seiten  eines  dritten 
Staates,  der  dieselbe  Handlung  unter  Strafe  gestellt  hat,  des 
Guten  zu  viel  und  wird  sich  daher  als  ein  unzulässiger  Ein¬ 
griff  in  die  Gebiets-  oder  Personenhoheit  des  ersten  Staates 
darstellen.  Denn  auch  auf  das  Völkerrecht  lässt  sich  der  Satz 
anwenden:  beneficia  non  octrountur.  Da  die  Höhe  der  Straf¬ 
androhung  Wertungsfrage  eines  jeden  einzelnen  Staates  ist, 
wird  sich  die  Berücksichtigung  dieser  Tatsache  nicht  umge¬ 
hen  lassen,  solange  die  einzelnen  Staaten  als  solche  bestehen. 
Der  zwingende  Grund,  der  zu  diesem  Ergebnis  führt,  liegt 
darin,  dass  es  eine  absolut  und  objektiv  richtige  Schätzung 
bezüglich  der  Mittel  zur  Erreichung  eines  Zweckes  nicht  gibt 
und  bei  dem  notwendigerweise  immer  etwas  verschiedenen 
Standpunkte  der  wertenden  Staaten  nicht  geben  kann.  Aus 
eben  diesen  Gründen  können  wir  auch  nicht  der  Ansicht  von 
Bars  Ibeitreten,1)  der  jedem  Staate  die  Präsumtion  zuspricht* 
die  Bedeutung  der  strafbaren  Handlung  nach  seinen  Verhält¬ 
nissen  richtig  abzuschätzen,  wenigstens  nicht  in  dem  Sinne, 
wie  er  es  tut,  dass  er  damit  immer  das  Recht  des  Begehungs¬ 
staates  für  anzuwendend  erklärt.  Es  ist  gewiss  richtig,  dass 
der  Begehungsstaat  die  fraglichen  Handlungen  für  sich  am 
besten  einschätzt,  weil  er  sie  zunächst  und  ausschlaggebend 
unter  seinen  Gesichtspunkten  prüft;  dem  gegenüber  darf  man 
aber  nicht  vergessen,  dass  auch  der  konkurrierende  Inlands¬ 
staat  die  Praesumtion  der  Richtigkeit  einer  Schätzung  nach 
seinen  Verhältnissen  und  Gesichtspunkten  in  Bezug  auf  die- 


1)  Gesetz  und  Schuld  S.  177. 
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selbe  Tat  für  sich  hat.  Das  läuft  aber  immer  wieder  auf  den 
Beweis  der  Tatsache  hinaus,  dass  es  keine  absolut  und  objek¬ 
tiv  richtige  Schätzung  gibt  und  geben  kann.  Es  kann  aller¬ 
dings  sehr  wohl  Fälle  geben,  in  denen  die  Schätzung  seitens 
eines  bestimmten  Staates  die  allein  massgebende  ist  und  sein 
soll,  nämlich  in  den  Fällen  eines  ausschliesslichen  Interesses, 
x.  B.  der  Staatsinteressen  im  engeren  Sinne,  das,  wenn  es 
aus  Gründen  des  Völkerrechts  bei  verbürgter  Gegenseitigkeit 
von  anderen  Staaten  geschützt  wird,  nur  soweit  zu  schützen 
ist,  als  der  Interessent  es  selbst  für  wünschenswert  hält.  Das 
gleiche  gilt  auch  namentlich  in  den  Fällen  der  von  uns  aufge¬ 
stellten  vierten  Gruppe  von  Interessenten.1)  Soweit  der  straf¬ 
rechtliche  Schutz  der  Deutschen  im  Auslande  bezweckt  wird, 
halten  wir  eine  Anwendung  der  milderen  Bestimmung  eines 
ausländischen  Gesetzes  aus  Gründen  des  Völkerrechts  für 
nötig  in  allen  Fällen,  wo  das  Vorhandensein  eines  ausländi¬ 
schen  Gesetzes  zur  Voraussetzung  der  Strafbarkeit  gemacht 
ist  und  der  Täter  im  staatlichen  Auslande  oder 
als  Angehöriger  eines  dritten  Staates  eine 
nach  den  Gesetzen  des  Deutschen  Reiches  als  Ver¬ 
brechen  oder  Vergehen  anzusehende  Handlung  gegen 
Deutsche  begangen  hat,  d.  h.  also  in  dem  Falle,  wo  der  Tä¬ 
ter  im  staatlichen  Auslande,  sei  es  als  Angehöriger  dieses 
Staates  oder  eines  dritten  Staates  oder  als  Heimatloser  die 
strafbare  Handlung  begangen  hat,  sowie,  wenn  der  Täter  in 
staatenlosen  Gebieten  eine  fragliche  Handlung  begangen  hat 
und  Angehö  riger  eines  dritten  (nicht  deutschen)  Staates  ist. 
Nicht  in  Betracht  kommen  dagegen  unter  diesen  Gesichts¬ 
punkten  einer  Völkerrechtswidrigkeit  die  Fälle,  wo 
Deutsche  in  staatlichen,  oder  Deutsche  und  Heimatlose  in 
staatenlosen  Gebieten  eine  solche  Handlung  begangen  haben, 
so  dass  der  Staat  die  Tat  ohne  weiteres  nach  den  eigenen  Ge¬ 
setzen  bewerten  kann;  denn  eine  Gefahr  völkerrechtlicher  Kon¬ 
flikte  ist  hiernicht  zu  befürchten  und  danach  eine  Anwendung  des 
deutschen  Gesetzes  selbst  wenn  es  härter  ist  (als  das  des  Be- 
:gehungsstaates,  denn  das  kommt  nur  in  Betracht),  nicht  zu 
beanstanden.  Wir  halten  daher  in  diesem  Falle  die  Strafbarkeit 
nach  den  Gesetzen  des  Deutschen  Reiches  zur  Verfolgung 
für  erforderlich  und  genügend  und  glauben  dadurch  mit  der 
Strafrechtskommission  den  goldenen  Mittelweg  eingeschlagen 


1)  Vergl.  unten  S.  94  ff. 


88 


zu  haben  zwischen  dem  Vorschlag  des  V.  E.,  der  von  der 
Berücksichtigung  der  lex  loci  überhaupt  abgeht  und  dem  des 
G.  E.,  der  bei  Strafbarkeit  nach  der  lex  loci  das  dem  Täter 
mildere  Gesetz  des  Begehungsstaates  angewendet  wissen  will* 
Diese  Regelung  ist  noch  zu  würdigen  unter  dem  straf¬ 
rechtlichen  Gesichtspunkte.  Es  wird  nämlich  der  Inländer 
durch  sie,  wie  schon  die  Begründung  des  G.  E.  anführt, 
schlechter  gestellt,  als  die  mit  ihm  im  Auslande  lebenden 
Mitmenschen,  insofern,  als  sie  bei  Vorhandensein  einer  lex  loci 
nach  dem  einheimischen  deutschen  Gesetze  bestraft  werden 
können,  selbst  wenn  das  Gesetz  des  Begehungsstaates  milder 
ist.  Was  daher  die  in  der  Begründung  des  G.  E.  angeführten 
Billigkeitsrücksichten  anbelangt,  so  möchten  wir  meinen,  dass 
sie  schon  hinreichend  Platz  greifen,  wenn  die  Straffreiheit 
am  Begehungsorte  berücksichtigt  wird.  Ist  aber  selbst  am 
Urte  der  Tat  die  Handlung  schon  mit  Strafe  bedroht,  wozu 
dann  noch  das  mildere  fremde  Gesetz  anwenden?  Dies  wäre 
erst  dann  wünschenswert,  wenn*;  weitere  possitive  Gründe 
dafür  sprächen.  Man  wird  aber  doch  nicht  sagen  können, 
weil  die  andern  mit  ihnen  lebenden  Ausländer  leichter  Ver¬ 
brechen  begehen  dürfen,  so  liege  eine  unbillige  Erschwerung 
den  eigenen  Untertanen  gegenüber  vor,  weil  ihnen  dies  nicht 
auch  so  leicht  gemacht  wird.  Der  Zweck,  den  beide  Staaten 
durch  das  in-  und  ausländische  Strafgesetz  verfolgen,  ist  doch 
gerade  die  Verhinderung  dieser  strafbaren  Handlung.  Den. 
Einwand  einer  Unbilligkeit  können  wir  daher  nicht  gelten 
lassen.  Man  könnte  im  Gegenteil  als  positiven  Grund  für  die 
Nichtanwendung  des  milderen  ausländischen  Gesetzes  anführen, 
dass  der  Inländer  auch  im  Auslande  dem  Personenverbande 
seines  Heimatstaates  angehört  und  die  sozialen  Eigenschaften 
des  Täters  daher  grundsätzlich  zu  beurteilen  sind  nach  den 
Eigenschaften,  die  ein  Angehöriger  dieses  Personenkreises 
haben  soll.  Es  ist  dies  dasselbe  staatsrechtliche  Personen¬ 
verhältnis,  das  ausnahmsweise  hier  im  Aus  lande  bei  der 
Verletzung  eines  Inländers  akut  wird,  wie  das,  wonach  der 
Täter  regelmässig  beurteilt  wird,  wenn  er  im  In  lande  einen 
Mitbürger  verletzt.  Da  nun  der  Untertan,  der  im  Auslande 
eine  strafbare  Handlung  begangen  hat,  jederzeit  wieder  nach 
Deutschland  zurückkehren  kann,  so  muss  das  Niveau 
seiner  verbrecherischen  Energie  in  Grenzen  gehalten  wer- 
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den,  die  das  in  seiner  Heimat  erlaubte  Mass  nicht  über¬ 
schreitet.1) 

2.  Schutz  der  sozialen  Interessen. 

Die  sozialen  Interessen  des  Staates  sind  zu  schützen 
d.  h.  die  Interessen  des  Staates  an  den  Verhältnissen  der 
Gesellschaft.2)  Wir  möchten  diese  am  ehesten  negativ  ab¬ 
grenzen:  alle  öffentlichen  Interessen  des  Staates,  soweit  sie 
nicht  staatsrechtlicher  oder  völkerrechtlicher  Natur  sind  und 
nicht  dem  Einzelbürger  als  solchem  primär  zugutekommen 
sollen,  sondern  erst  sekundär  als  dem  Mitglied  eines  mehr 
oder  minder  grossen  Kreises  von  Untertanen,  die  also  in 
erster  Linie  das  Wohl  des  Volkes,  des  Publikums  oder  be¬ 
stimmter  Klassen  im  Auge  haben.  Ihrer  Natur  nach  werden 
Handlungen,  die  gegen  sie  gerichtet  sind,  verhältnismässig 
viel  seltener  im  Auslande  vorgenommen  werden,  als  Hand¬ 
lungen  gegen  die  Individualsphäre  der  Bürger,  da  sich  ja  die 
Klassen  und  Kreise  von  Untertanen  nie  als  solche  ins  Ausland 
begeben  können.  Wenn  man  hingegen  auf  dem  Standpunkt 
steht,  dass  eine  Handlung  auch  da  begangen  ist,  wo  der 
Erfolg  eintritt,  so  möchte  man  andererseits  prima  faciel  wieder 
meinen,  ein  Verbrechen  gegen  solche  im  Inlande  befindlichen 
Kreise  sei  immer  als  im  Inlande  geschehen  zu  betrachten. 
Dem  ist  aber  keineswegs  so  (es  sei  denn,  dass  man  die  in¬ 
ländischen  Interessen  fälschlicherweise  streng  räumlich  ab¬ 
grenzt,  wovon  wir  aber  Abstand  genommen  haben).  Es  kann 
z.  B.  eine  Privaturkunde,  die  zum  Beweise  inländischer 
•  Rechtsverhältnisse  erheblich  ist,  im  Auslande  vernichtet 
werden.  In  den  meisten  Fällen  werden  ia  bestimmte  einzelne 
Personen  mitbetroffen  und  dadurch  schon  unter  dem  Gesichts¬ 
punkte  einer  Verletzung  der  Individualsphäre  eingeschritten 
werden  können.  Immerhin  wird  dies  in  weniger  zahlreichen 
Fällen  nicht  zutreffen  z.  B.  die  vernichtete  Urkunde  war  ein 
Testament,  das  eine  Stiftung  enthielt,  deren  Empfänger  erst 
durch  Ausschreibung  und  Bewerbung  hätten  festgestellt 
werden  müssen.  Das  Wesentliche  der  Interessen  dieser  zweiten 
Gruppe  ist  demnach,  dass  bei  ihrer  Verletzung  einmal  nicht 
immer  die  Verletzung  einer  konkreten  Einzelperson  in  idealer 

1)  Diese  Idee  scheint  auch  dem  V.  E.  in  seiner  Begründung  vor¬ 
geschwebt  zu  haben.  Vgl.  oben. 

2)  Vergl.  Hegler  S.  158. 
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Konkurrenz  vorzuliegen  braucht,  und  dass  ferner  nicht  immer 
eine  direkte  Schädigung  vorliegen  muss,  sondern  eine  blose 
Gefährdung  schon  als  hinreichend  strafwürdig  erscheint,  weil 
das  gefährdete  Interesse  ein  öffentliches  ist  und  der  Schwer¬ 
punkt  darin  erblickt  wird,  dass  in  solchen  Fällen  gleich 
mehrere,  ganze  Kreise  oder  Klassen  dadurch  bedroht  sind. 
Hierher  gehören  die  sogen,  gemeingefährlichen  Verbrechen. 

Der  wfeitaus  überwiegende  Teil  der  hier  einschlägigen 
Verbrechen  ist  im  geltenden  Rechte  geregelt  durch  die  Be¬ 
stimmung,  dass  Handlungen  von  Deutschen  im  Auslande  be¬ 
straft  werden,  die  nach  deutschen  Gesetzen  als  Verbrechen 
oder  Vergehen  anzusehen  sind.  Sie  werden  somit  gleichzeitig 
mit  den  Verletzungen  von  Interessen  der  ersten  Gruppe  ge¬ 
regelt.  Ob  eine  solche  vollständige  Gleichstellung,  die  doch 
durch  die  gemeinsame  Regelung  bedingt  ist,  empfehlenswert 
ist,  möchten  wir  bezweifeln.  Das  Wesentliche  der  Verletzun¬ 
gen  von  sozialen  Interessen  ist  doch,  dass  dabei  primär  gegen 
ein  spezifisch  öffentliches  Interesse  verstossen  wird,  nament¬ 
lich  dann,  wenn  kein  Individuum  eigentlich  verletzt,  sondern 
nur  die  Gefährdung  eines  grösseren  Kreises  von  Personen  her¬ 
beigeführt  wurde.  Dieses  öffentliche  Interesse  wird  aber  schon 
der  eigentümlichen  Verhältnisse  wegen  nationalen  Charakter 
tragen.  Werden  nun  die  Strafgesetze  des  Auslandes  zum 
Strafbarkeitserfordernis  erhoben,  wie  dies  ja  für  Verbrechen 
und  Vergehen  im  Auslände  geschehen  ist  und  auch  wieder  ge¬ 
schehen  soll  (d.  1.  f.),  so  werden  gerade  unsere  sozialen  In¬ 
teressen  oft  ungenügend  geschützt,  da  in  den  fraglichen  Fäl¬ 
len  auch  das  ausländische  Recht  national  gefärbt  sein  wird. 
Daher  möchten  wir  für  die  Verletzung  sozialer  Interessen  das 
Moment  des  'öffentlichen  und  daher  spezifisch  nationalen  In¬ 
teresses  berücksichtigen  dadurch,  dass,  wie  schon  nach  gel¬ 
tendem  Recht  z.  B.  §  43  Abs.  3  mit  §  47  des  Gesetzes  über  das 
Auswanderungswesen  und  das  Gesetz  vom  4.  12.  76  betreffend 
die  Schonzeit  für  den  Fang  der  Robben  die  Ermöglichung  der 
Bestrafung  geben,  unabhängig  davon,  ob  ein  ausländisches 
Strafgesetz  die  Handlung  unter  Strafe  stellt  oder  nicht.  Von 
dieser  einzigen  Modifikation  abgesehen,  gelten  für  die  zweite 
Gruppe  von  Interessen  mutatis  mutandis  die  nämlichen  Erwä¬ 
gungen  wie  die  bei  der  gegen  die  Individualsphäre  gerichteten 
Verletzungen  der  ersten  Gruppe  angestellten. 
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Hiergegen  wird  man  vielleicht  geneigt  sein,  Bedenken 
völkerrechtlicher  Art  geltend  zu  machen  bezüglich  der  da¬ 
durch  betroffenen  Ausländer;  während  man  dem  Inländer  ge¬ 
genüber  wohl  keine  Unbilligkeit  darin  erblicken  kann,  wenn 
dieser  sich  auch  im  Auslande  von  störenden  Einwirkungen  ge¬ 
gen  die  seinem  Heimatlande  eingegliederten  Kreise  und  Ge¬ 
sellschaften  enthalten  muss.  Das  Bewusstsein,  dass  er  soviel 
noch  seiner  Heimat  schuldet,  wird  ohnehin  jeder  Untertan  mit 
sich  tragen.  Ausserdem  wird  aber  dasselbe  auch  von  den  Aus¬ 
ländern  verlangt.  Auch  gegen  diese  ist  eine  diesbezügliche 
strafrechtliche  Bindung  gerechtfertigt  und  daher  zulässig.  Dies 
ist  am  besten  zu  prüfen  an  Hand  der  Frage,  wie  sich  das  In¬ 
land  gegenüber  einem  solchen  Vorgehen  von  Seiten  des  Aus¬ 
landes  verhalten  würde.  Steht  man  auf  dem  Standpunkt,  dass 
die  Souveränität  fremder  Staaten  zu  respektieren  ist,  die  doch 
in  erster  Linie  zuständig  ist,  ihre  inländischen  Verhältnisse 
namentlich  auch  in  gesellschaftlicher  Hinsicht  zu  ordnen  und 
zu  sichern,  welcher  Grundsatz  ja  von  jeher  auf  Ausländer  im 
Inland  angewandt  wu  rde,  dann  darf  man  mit  dem  Respekt  nicht  an 
den  Grenzen  seines  Territoriums  schon  Halt  machen.  Die  heu¬ 
tigen  Verhältnisse  haben  es  nun  einmal  mit  sich  gebracht,  dass 
die  Protuberanzen  der  Souveränität  des  Staates  über  seine 
Grenzen  hinausreichen  in  Gestalt  von  öffentlichen  Interessen, 
die,  obschon  sie  ihren  Sitz  im  Inland  haben,  bei  der  VielgestäL 
tung  unseres  heutigen  Lebens  insoweit  auch  im  Auslände  ver¬ 
letzt  werden  können.1)  Wenn  sich  der  Staat  hiergegen  zu 
schützen  sucht,  kann  ihm  das  ein  anderer  übelnehmen?  Dies 
könnte  doch  erst  von  dem  Augenblick  an  geschehen,  wo  sein 
positives  Interesse  verletzt,  d.  h.  gegen  seine  ausdrückliche 
Norm  verstossen  werden  würde.  Ein  bloses  Schweigen  be¬ 
deutet  hier  aber  noch  nicht  Interessengegensatz,  sondern  nur, 
dass  der  eine  Staat  ein  nationales  Interesse  an  der  Nichtbe¬ 
gehung  einer  Handlung  hat,  wo  ein  anderer  kein  Interesse  hat, 
weil  er  es  nicht  als  seine  Aufgabe  betrachtet,  Interessen  an¬ 
derer  Staaten  auf  eigene  Kosten  wahrzunehmen.  Es  greifen 
hier  ähnliche  Erwägungen  Platz,  wie  bei  den  Interessen  der 
dritten  Gruppe  (vergl.  unten).  Wenn  wir  aber  fremden  Staa¬ 
ten  erlauben  müssen,  aus  obigen  Gründen  strafend  einzu¬ 
schreiten,  selbst  wo  ein  konkretes  Strafgesetz  unsererseits 


1)  z.  B.  bei  Gefährdung  eines  Eisenbahntransports. 
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fehlt,  wir  also  kein  ausdrückliches  Interesse  an  der  Bestrafung 
haben,  (denn  diese  Tatsache  allein  kann  doch  nicht  genügen, 
dem  anderen  Staate  die  Geltendmachung  seines  wirklich  vor¬ 
handenen  Interesses  zu  bestreiten),  so  muss  dies  alles  auch  zu 
unseren  Gunsten  gelten.  Das  bedeutet  aber:  Selbst  wenn  der 
ausländische  Staat  das  diesseitige  soziale  Interesse  nicht  durch 
Strafgesetze  schützt,  darf  trotzdem  unser  Staat  sein  positives 
Interesse  schützen  durch  Bestrafung  des  ausländischen  Täters. 

3.  Schutz  der  Staatsinteressen  im  engeren 

Sinne. 

Die  Staatsinteressen  im  engeren  Sinne  sind  zu  schützen, 
d.  h.  die  staatsrechtlichen  Interessen,  die  der  Staat  daran  hat, 
dass  seine  Organisation  als  Staat  erhalten  bleibt  und  richtig 
funktioniert.  Die  Tatsachen  ergeben,  dass  auch  hier  wie  im 
privaten  Leben,  jeder  sich  selbst  der  Nächste  ist.  Es  wird  da¬ 
her  vernünftigerweise  keinem  Staate  als  Aufgabe  erscheinen, 
andere  Staaten  um  ihrer  selbst  willen  auf  seine  Kosten  zu  er¬ 
halten,  noch  auch  nur  durch  seine  Gesetze  zu  schützen.  Jeder 
Staat  hat  die  Pflicht,  im  Sinne  der  Aufgabe,  und  dritten  Staa¬ 
ten  gegenüber  das  Recht,  zunächst  für  sich  selbst  zu  sorgen. 
Dieses  Recht  für  sich  selbst  zu  sorgen  bedeutet  aber, "dass  er 
Handlungen,  die  gegen  ihn  als  Staat  gerichtet  sind,  nach  eige¬ 
nem  Ermessen  bestrafen  darf  und  soll,  und  nicht  behelligt  wer¬ 
den  darf,  selbst  wenn  ein  in  Frage  kommendes  ausländisches 
Recht  (des  Begehungsstaates  oder  des  Heimatstaates  des  Tä¬ 
ters)  die  Handlung  nicht  mit  Strafe  bedroht.  Ist  die  Handlung 
von  einem  dieser  Staaten  nicht  mit  Strafe  bedroht,  so  ist  dies 
eben  lediglich  der  Ausdruck  dafür,  dass  seine  Sphäre  nicht 
durch  die  Handlung  berührt  wird  und  sie  ihm  daher  gleich¬ 
gültig  sein  kann.  Es  liegt  aber  auch  die  Anerkennung  des 
Grundsatzes  darin:  Ist  ein  dritter  Staat  verletzt,  so  mag  er 
sich  selbst  helfen,  da  dies  nicht  meine  Aufgabe  ist  und  sein 
kann,  sofern  ich  nicht  durch  völkerrechtlichen  Vertrag  aus¬ 
drücklich  die  Erfüllung  dieser  Aufgabe  übernommen  habe.  Dies 
ist  vom  staats-  und  strafrechtlichen  Gesichtspunkte  aus  die 
allein  richtige  Argumentation.  Indessen  genügt  sie  für  sich 
nicht  zu  einer  vollkommenen  und  brauchbaren  Regelung.  Sie 
kann  durch  das  Völkerrecht  Einschränkungen  erleiden,  ja  im 
Interesse  beiderseitiger  Untertanen  kann  eine  solche  Ein- 
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Schränkung  sogar  geboten  ercheinen.  Es  kann  nämlich  Vor¬ 
kommen,  (und  ist  vorgekommen,  z.  B.  bei  der  Abtretung  El- 
sass-Lothringens  an  das  Deutsche  Reich),  dass  zwei  Staaten 
in  der  Ansicht,  dass  ein  Individuum  seinem  Staatsverbande 
zugehöre,  gleichzeitig  denselben  Bürger  zur  Ableistung  des 
Heeresdienstes  einberufen.  Noch  brennender  wird  die  Frage 
im  Falle  des  Kriegsausbruchs,  wenn  der  eine  Staat  den  beider¬ 
seitig  in  Anspruch  genommenen  Bürger  aushebt  und  der  an¬ 
dere  Staat  dadurch  in  die  Lage  gesetzt  wird,  auf  Grund  sei¬ 
ner  Gesetze  den  Betroffenen  wegen  Entziehung  der  Wehr¬ 
pflicht  zu  strafen.  Wenn  auch  Gebietsabtretungen  nicht  gerade 
häufig  sind  und  ausserdem  hierbei  eine  ausdrückliche  Verstän¬ 
digung  der  Staatsangehörigkeitsfrage  die  Regel  ist,  durch  die 
jeder  Zweifel  ausgeschlossen  wird,  so  gilt  unsere  Betrachtung 
hauptsächlich  den  sujets  mixtes,  den  Bürgern  gegenüber,  die, 
sei  es  im  Anschluss  an  eine  Uebersiedelung  oder  infolge  An¬ 
stellung  die  Zugehörigkeit  zu  einem  Staate  erworben  haben, 
ohne  ihre  alte  Staatszugehörigkeit  aufgegeben  zu  haben.  Für 
solche  Fälle  ist  eine  internationale  Regelung  zweifellos  drin¬ 
gend  erwünscht.  Es  würde  sich  daher  empfehlen,  in  dem  na¬ 
tionalen  Strafgesetz  die  Möglichkeit  einer  Berücksichtigung 
solcher  Verträge  durch  einen  Vorbehalt  offen  zu  lassen.  Von 
derartigen  Gesichtspunkten  aber  abgesehen,  ist  lediglich  von 
der  staatlichen  Notwendigkeit  auszugehen  und  daher  auch  bei 
Begehung  im  Auslande  Verletzungen  von  Staatsinteressen  im 
engeren  Sinne  zu  strafen,  unabhängig  davon,  ob,  was  ja  nur 
äusserst  selten  Vorkommen  dürfte,  die  Handlungen  auch  von 
den  betreffenden  ausländischen  Staaten  unter  Strafe  gestellt 
sind.1) 

4.  Schutz  der  völkerrechtlichen  Interessen. 

Die  Interessen,  die  der  Staat  als  Glied  der  Völkerrechts¬ 
gemeinschaft  hat,  sind  zu  schützen.  Es  sind  dies  nicht  die  In¬ 
teressen,  die  der  Staat  mit  einem  oder  mehreren  bestimmten 
Staaten  gemein  hat ,  sondern  Interessen,  die  jeder 
Staat  der  Völkerrechtsgemeinschaft  als  Staat  ver¬ 
nünftigerweise  haben  wird;  mithin  Interessen,  die 

1)  Vergl.  hierzu  Hegler  S.  71  u.  64  ff.,  der  eine  Ausdehnung  der 
Strafbarkeit  mindestens  auf  alle  wichtigeren  Fälle  wünscht. 
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den  Staaten  solidarisch  sind ,  aber  mangels  einer 
über  ihnen  stehenden  Zentralgewalt  von  jedem  Ein¬ 
zelstaat,  soweit  es  seinen  Kräften  angemessen  erscheint, 
wahrgenommen  werden  müssen;  aber  nicht  auf  Grund  eines 
ethischen  Postulats:  weil  dies  der  Würde  eines  Kulturstaates 
entspreche,  wenn  er  das  Prinzip  der  Gerechtigkeit  auf  der 
ganzen  Welt  verkünde  und  ausbreite,  sondern  aus  dem  reinen 
Realprinzip  in  seiner  letzten  Konsequenz:  weil  sich  der  Staat 
durch  Wahrnehmumg  dieser  Interessen  wenn  auch  indirekt,  so 
doch  objektiv  am  meisten  nützt.  Von  diesem  Grundgedanken 
ausgehend  erscheinen  sowohl  Einw&nde  völkerrechtlicher  wie 
auch  strafrechtlicher  Art  gegen  die  Weltverbrechen  als  von 
vornherein  illusorisch. 

Hierher  gehört  ausserdem,1)  was  ganz  besonders  zu  be¬ 
tonen  ist,  die  Frage  des  Schutzes  der  Ausländer  im  Aüslande 
gegen  Angriffe  von  Seiten  unserer  Untertanen.  Diese  Frage 
ist  im  geltenden  Recht  geregelt  in  §  4  Ziff.  3  Str.G.B.,  in  dem 
Verbrechen  und  Vergehen  Deutscher  bestraft  werden  und  kein 
Unterschied  gemacht  ist,  ob  durch  die  Straftat  ein  In-  oder 
Ausländer  verletzt  ist.  Dabei  wurde  die  lex  loci  zur  Voraus¬ 
setzung  der  Strafbarkeit  gemacht,  die  indessen  der  V.  E.  fallen 
liess,  während  der  G.  E.  diese  Voraussetzung  nicht  nur  bei¬ 
behielt,  sondern  noch  darüber  hinaus  das  ausländische  Gesetz 
zur  Anwendung  bringt,  wenn  es  dem  Täter  günstiger  ist.  Die 
StrafrechtskommissioH  endlich  steht  bezüglich  dieser  Frage 
wieder  auf  dem  Standpunkt  des  heute  geltenden  Rechts. 

Eine  solche  verschiedene  Regelung  scheint  uns  der  tastende 
Versuch  nach  dem  Richtigen  zu  sein,  ohne  das  Bewusstsein 
der  systematischen  Grundgedanken,  die  dabei  zugrundezu¬ 
legen  sind. 

Wir  möchten  es  für  richtig  halten,  davon  auszugehen, 
dass,  wie  der  V.  E.  vielleicht  richtig  meint,  aber  nicht  ganz 
richtig  ausdrückt,  der  Staat  ein  völkerrechtliches  Interesse 
daran  hat,  den  Ausländer  gegen  Uebergriffe  seiner  eigenen 
Untertanen  in  Schutz  zu  nehmen.  Dies  scheint  demV.  E.  vor¬ 
geschwebt  zu  haben,  wenn  er  meint,  dass  sich  die  Kulturstaa¬ 
ten  als  solidarisch  haftbar  ansehen  für  die  Aulrechterhaltung 

1)  Neben  dem  Falle  der  feindlichen  Handlungen  gegen  be¬ 
freundete  Staaten. 
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und  Ausbreitung  der  Rechtsordnung  auf  der  ganzen  Welt. 
Als  ethische  Forderung  ist  dieser  Satz  jedoch  abzulehnen  (wie- 
dies  schon  bei  der  Ansicht  von  Mohis  oben  geschehen  ist). 
Was  aber  den  Trägern  dieser  Ansicht  die  innerliche  Ueber- 
zeugung  ihrer  Richtigkeit  gab ,  ist  die  Tatsache* 
dass  es  wirklich  Aufgabe  des  Staates  ist ,  auch  die 
Ausländer  zu  schützen.  Allein  der  Grund  hierzu  ist 
ein  positiv  realer,  hervorgehend  aus  der  Tatsache 
der  Coexistenz  von  Staaten,  die  es  mit  sich  bringt,  dass^ 
nicht  blos  unser  Staat,  sondern  jeder  Staat  als  solcher  ein 
Interesse  daran  hat,  dass  seine  Untertanen  vor  Uebergriffen 
von  Seiten  der  Angehörigen  dritter  Staaten  im  Auslande  ge¬ 
schützt  werden.  Dies  geschieht  aber  am  zweckmässigsten 
dann,  wenn  jeder  Staat  seine  Untertanen  durch  Erlass  natio¬ 
naler  Strafgesetze  von  solchen  Uebergriffen  abzuhalten  sucht. 
Die  Wirkung  einer  solchen  Bestimmung  äussert  sich  allerdings 
zunächst  und  direkt  zugunsten  der  Ausländer,  die  dadurch 
geschützt  werden,  aber  in  letzter  Linie  kommt  sie  doch  un- 
serm  Staate  selbst  zugute.  Er  hat  dadurch  den  Vorteil,  dass 
seine  völkerrechtlichen  Beziehungen  zu  den  andern  Staaten 
auf  den  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  besten  modus  vi¬ 
vendi  reduziert  sind;  ganz  abgesehen  von  der  stillwirkenden 
Kraft  der  Zweckmässigkeit  eines  solchen  Vorgehens  auch  auf 
die  anderen  Staaten,  die  infolgedessen  entsprechend  auch  un¬ 
sere  Untertanen  vor  Uebergriffen  ihrer  Untertanen  schützen 
werden.  Unter  diesem  Gesichtspunkte  halten  wir  die  Bestra¬ 
fung  der  eigenen  Untertanen  auch  wenn  sie  Ausländer  verletzt 
haben,  für  gerechtfertigt.  Dieses  Ergebnis  ist  denn  auch  durch 
die  Gesetzgebung  schon  lange  anerkannt. 

Von  dem  Standpunkte  der  obigen  Erwägungen  aus  ist 
nun  aber  noch  ganz  besonders  die  Frage  zu  prüfen,  ob  das 
Vorhandensein  eines  ausländischen  Gesetzes  zur  Voraus¬ 
setzung  der  Strafbarkeit  gemacht  werden  soll  und  ob  vielleicht 
darüber  hinaus  das  dem  Täter  mildere  ausländische  Gesetz  an¬ 
zuwenden  ist.  Entscheidend  für  diese  Fragen  ist  die  oben 
festgestellte  Tatsache,  dass  der  Grund  des  Schutzes  der  Aus¬ 
länder  ein  völkerrechtlicher  ist:  Wenn  unser  Staat  den  Aus¬ 
länder  schützt  und  den  eigenen  Untertanen  bestraft,  nur  um 
des  in  Frage  kommenden  anderen  Staates  willen,  so  ist  dabei 
der  Grundsatz  anzuwenden :  beneficia  non  octrountur.  Damit 


96 


ist  denn  auch  schon  das  ganze  Ergebnis  gewonnen:  Die  Auf¬ 
gabe  unseres  Staates  geht  in  diesem  Falle  dahin,  seinen  Un¬ 
tertan  nur  soweit  zu  strafen  und1  damit  den  Ausländer  nur  so¬ 
weit  zu  schützen,  als  der  fragliche  ausländische  Staat  selbst 
den  letzteren  für  schutzwürdig  hält.  Mit  anderen  Worten:  das 
Vorhandensein  eines  ausländischen  Gesetzes  ist  zum  Straf- 
barkeitserfordernis  zu  machen  und  das  ausländische  Gesetz 
anzuwenden,  wenn  es  milder  ist.  (Wenn  es  strenger  ist,  geht 
natürlich  das  eigene  Interesse  unseres  Staates  daran,  dass  sei¬ 
nen  Untertanen  nicht  mehr  Uebel  zugefügt  wird,  als  er  seihst 
für  nötig  hält,  vor.) 

Als  ausländisches  Gesetz  wird  in  den  meisten  Fällen  in 
Betracht  kommen  das  Gesetz  des  Begehungsstaates,  dann 
nämlich1,  wenn  der  Betroffene  in  seiner  Heimat  verletzt  wurde. 
Wenn  jedoch  der  Betroffene  in  einem  ihm  fremden  Lande  ver¬ 
letzt  wurde,  so  kommt  sowohl  das  Gesetz  des  Begehungs¬ 
staates  wie  das  des  Heimatsstaates  des  Betroffenen  in  Frage, 
da  eine  Bestrafung  des  deutschen  Täters  von  Seiten  unseres 
Staates  sowohl  im  Interesse  des  einen  wie  des  anderen  Staa¬ 
tes  liegt.  Sind  in  diesem  Falle  beide  ausländische  Gesetze 
milder  als  das  deutsche  Gesetz,  so  ist  das  dem  Täter  ungün¬ 
stigere  ausländische  Gesetz  zur  Anwendung  zu  bringen,  denn 
nur  dadurch  Wird  auch  dem  bei  diesem  letzteren  Gesetze  in 
Frage  kommenden  Staate  gegenüber  die  völkerrechtliche  Auf¬ 
gabe  voll  erfüllt. 

Um  die  letzte  Lücke  des  Systems  zu  füllen,  soll  noch  zum 
Schluss  der  Fall  einer  Verletzung  der  Heimatlosen  erwähnt 
werden.  Da  sie  keinem  Staate  angehören,  hat  auch  kein 
Staat  ausserhalb  seines  Territoriums  ein  Interesse  an  ihrem 
Schutz.  Deswegen  hat  aber  auch  weiterhin  unser  Staat  kein 
Interesse  daran,  ihn  um  eines  anderen  Staates  willen,  d.  h.  aus 
völkerrechtlichen  Gründen,  in  Schutz  zu  nehmen.  Dieser  Fall 
liegt  daher  streng  genommen  ausserhalb  des  Rahmens  der 
vierten  Gruppe  von  Staatsinteressen  aus  Gründen  des  Völker¬ 
rechts. 

Da,  wo  keine  Ursache,  auch  keine  Wirkung  ist,  bleibt 
nach  der  vorstehenden  Ausführung  der  Heimatlose  unge¬ 
schützt.  Dies  widerspricht  allerdings  sowohl  dem  geltenden 
Recht,  wie  den  Bestimmungen  der  Reformarbeiten.  Wenn 
sie  dort  unter  dem  Ausdruck  „Ausländer“  geschützt  werden 
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wie  die  Angehörigen  von  Staaten,  so  geschieht  dies  tatsächlich 
aber  ohne  jeden  besonderen  Grund,  es  sei  denn  den  einer 
ethischen  Forderung,  den  abzulehnen  wir  aber  nicht  umhin 
können.  Man  könnte  allerdings  als  Grund  anführen:  Jeder 
Staat  hat  doch  ein  Interesse  an  der  Ordnung  und  Sicherheit 
des  Weltverkehrs  und  Weltlebens.  Die  Richtigkeit  dieses 
Satzes  können  wir  aber  nur  zugeben,  wenn  hinzugefügt  wird: 
soweit  er  selbst  bezüglich  seines  Gebietes  oder  soweit  seine 
Untertanen  dadurch  betroffen  werden  können,  in  Frage 
kommt.  Ausserhalb  dieses  Rahmens  können  wir  tatsächlich 
kein  positives,  nicht  blos  auf  Einbildung  oider  einer  ethischen 
Forderung  beruhendes  Interesse  erkennen.  Daher  ist  nach 
unserer,  wie  wir  glauben  richtigen  Folgerung,  der  heimatlose 
Ausländer  nicht  gegen  Uebergriffe  von  Seiten  der  Inländer 
zu  schützen.  Dies  kommt  ja  praktisch  nur  in  dem  Falle  in 
Frage,  wenn  die  Handlung  zugleich  im  staatenlosen  Gebiet 
begangen  wird.  Denn  im  staatlichen  Auslande  würde  die 
Handlung  Bestrafung  finden  unter  dem  völkerrechtlichen  Ge¬ 
sichtspunkte  eines  Schutzes  der  Bewohner  des  Begehungs¬ 
ortes  zugunsten  des  Begehungsstaates.  Es  bleibt  also  tat¬ 
sächlich  nur  der  Fall  übrig:  Wenn  der  Heimatlose  im  staa¬ 
tenlosen  Gebiete  verletzt  wurde,  ist  nicht  zu  strafen,  denn  es 
liegt  kein  staatliches  Interesse  vor.  Ein  solcher  Zustand  ist 
durchaus  nicht  ungerecht;  er  könnte  für  den  Heimatlosen  Ver¬ 
anlassung  dafür  sein,  sich  in  einem  staatlichen  Gebiete  auf¬ 
zuhalten,  wo  ihm  wenigstens  im  Wege  der  Reflexwirkung  ein 
gewisser  Schutz  der  dortigen  Rechtsordnung  zuteil  wird; 
oder  aber  (man  könnte  ihm  ja  den  Aufenthalt  daselbst  ver¬ 
sagen)  einen  Grund  dafür  abgeben,  sich  einem  bestimmten 
Staate  anzuschliessen,  wo  er  dann  als  vollwertiger  Mitbürger 
alle  Wohltaten  der  Rechtsordnung  und  eines  Staates  im  Wege 
Rechtens  teilhaftig  wird. 
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Anhang 


Da  verschiedene  moderne  gesetzgeberiche  Werke  mit 
unserer  Materie  Berührungspunkte  aufweisen,  möchten  wir 
hier  wenigstens  die  beiden  wichtigsten  zum  Vergleich  heran¬ 
ziehen  und  der  Einfachheit  halber,  um  wiederholte  Inhalts¬ 
angaben  während  der  Ausführung  zu  vermeiden,  anhangs¬ 
weise  wiedergeben. 

I.  Vorentwurf  zu  einem  österreichischen  Strafgesetzbuch 
vom  September  1909. 

Im  zweiten  Abschnitt  des  fünften  Hauptstücks  über  das 
Geltungsgebiet  des  Strafgesetzes  finden  sich  in  den  §§  8h— 88 
die  Vorschriften  über  das  örtliche  Geltungsgebiet: 

Im  In  lande  begangene  s t  ra f  b a r  e  H a n  d lu n ge n. 

§  81.  Den  Bestimmungen  des  Gesetzes  unterliegt,  wer  im 
Inlande  eine  strafbare  Handlung  begeht. 

Eine  strafbare  Handlung  ist  im  Inland  begangen,  wenn  der 
Täter  im  Inland  gehandelt  hat  oder  der  Erfolg  im  Inland  ein¬ 
getreten  ist  oder  nach  dem  Vorsatze  des  Täters  im  Inland 
eintreten  sollte. 

Strafbare  Handlungen,  die  auf  hoher  See  an  Bord  eines 
Schiffes  aus  einem  inländischen  Heimatshafen  begangen  wer¬ 
den,  sind  im  Inland  begangen. 

Eine  strafbare  Handlung,  die  an  Bord  eines  ausländisehen 
Handelsschiffes  in  einem  österreichischen  Hafen  begangen 
wurde,  wird  nur  dann  im  Inlande  verfolgt,  wenn  sie  die  Ruhe 
des  Hafens  gefährdete  oder  gegen  einen  Inländer  gerichtet 
war  oder  wenn  die  Behörde  des  ausländischen  Staates  darum 
ansucht. 

Strafbare  Handlungen  an  Bord  inländischer 

Handelsschiffe  in  ausländischen  Häfen. 

§  82.  Eine  strafbare  Handlung,  die  an  Bord  eines  inlän¬ 
dischen  Handelsschiffes  in  einem  ausländischen  Hafen  bcgan- 
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■gen  wurde,  wird  im  Inlande  verfolgt,  wenn  sie  im  Staate  des 
Begehungsortes  nicht  verfolgt  wurde. 

Strafbare  Handlungen  der  Inländer  im  Ausland! 

§  83.  Den  Bestimmungen  des  Gesetzes  unterliegt  der  In¬ 
länder,  der  sich  im  Auslande  eines  der  im  siebenten  bis  zehn¬ 
ten  Hauptstück  angeführten  Verbrechen  oder  Vergehen1),  der 
versuchten  Anstiftung,  öffentlichen  Aufforderung  oder  Anbie¬ 
tung  zum  Hochverrat,  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  ge¬ 
gen  die  ihm  obliegenden  Pflichten  eines  öffentlchen  Amtes 
oder  gegen  die  Sicherheit  des  Urkundenverkehrs  oder  Geld¬ 
verkehrs,  des  Frauenhandels,  der  Behandlung  eines  Menschen 
als  Sklaven  oder  eines  der  im  35.  Hauptstück  angeführten  Ver¬ 
brechen1)  schuldig  macht. 

§  84.  Der  Inländer,  der  sich  im  Ausland  einer  anderen 
strafbaren  Handlung  schuldig  macht,  unterliegt  den  Bestim¬ 
mungen  des  Gesetzes,  wenn  er  auch  nach  dem  Rechte  des 
Tatortes  strafbar  ist  oder  wenn  er  die  Tat  gegen  einen  In¬ 
länder  begangen  hat.  Hat  der  Täter  die  Tat  auf  staatenlosem 
Gebiete  begangen,  so  wird  er  verfolgt,  wenn  der  Justiz¬ 
minister  es  anordnet. 

§  85.  Diese  Bestimmungen  gelten  auch  für  den  Ausländer, 
der  zur  Zeit  der  Tat  Inländer  war. 

Strafbare  Handlungen  der  Ausländer  im  Aus¬ 
lande. 

§  86.  Den  Bestimmungen  des  Gesetzes  unterliegt  der  Aus¬ 
länder,  der  sich  im  Auslande  schuldig  macht  : 

des  Hochverrats,  der  versuchten  Anstiftung,  öffentlichen 
Aufforderung  oder  Anbietung  zum  Hochverrate,  des  Verrats 
im  Kriege,  der  Begünstigung  eines  feindlichen  Spions  oder 
Kundschafters,  der  Verletzung  militärischer  Geheimnisse  oder 
der  Ausspähung  in  Kriegszeiten,  eines  Verbrechens  oder  Ver¬ 
gehens  gegen  die  Sicherheit  des  inländischen  Urkundenver¬ 
kehrs  oder  Geldverkehrs  oder  des  Frauenhandels; 

1)  Es  sind  dies:  Strafbare  Handlungen  gegen  den  Bestand  und 
die  Sicherheit  des  Staates,  Beteiligung  an  militärischen  Verbrechen 
und  unbefugte  Werbung,  endlich  Majestätsbeleidigung  und  Beleidigung 
von  Mitgliedern  des  kaiserlichen  Hauses. 
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des  Verbrechens  des  Staats  Verrats,  der  Gefährdung  des 
Friedens,  ferner  der  Verletzung  militärischer  Geheimnisse 
^oder  der  Ausspähung  im  Frieden,  es  sei  denn,  dass  der  Täter 
Angehöriger  eines  fremden  Staates  ist  und  die  Tat  auf  dem 
Gebiet  eines  fremden  Staates  zugunsten  seines  Heimatsstaates 
begangen  hat; 

eines  anarchistischen  Verbrechens  oder  Vergehens,  eines 
Verbrechens  oder  Vergehens  gegen  die  Sicherhiet  des  auslän¬ 
dischen  Urkundenverkehrs  oder  Geldverkehrs  oder  eines  der 
im  35.  Hauptstück  angeführten  Verbrechen  x),  wenn  der  Täter 
nicht  ausgeliefert  wird; 

einer  strafbaren  Handlung,  deren  Verfolgung  im  Inlande 
durch  Gesetz  oder  Vertrag  besonders  angeordnet  ist. 

Die  Bestimmungen  gelten  nicht  für  Inländer,  die  zur  Zeit 
der  Tat  Ausländer  waren. 

§  87.  Begeht  ein  Ausländer  im  Auslande  ein  im  §  86  nicht 
angeführtes  Verbrechen,  wegen  dessen  die  Auslieferung  zu¬ 
lässig  wäre,  so  kann  der  Justizminister  die  Verfolgung  anord¬ 
nen,  wenn  die  Auslieferung  ausführbar  und  die  Strafbarkeit 
oder  die  Verfolgung  des  Täters  nach  dem  Rechte  des  Tatortes 
nicht  ausgeschlossen  ist. 

Der  Täter  wird  sodann  nach  den  Bestimmungen  des  in¬ 
ländischen  Strafgesetzes  beurteilt.  Ist  das  Recht  des  Tatortes 
dem  Täter  günstiger,  so  sind  die  Bestimmungen  und  Einrich¬ 
tungen  des  inländischen  Rechtes  anzuwenden,  die  nicht  ungün¬ 
stiger  sind,  als  die  des  ausländischen  Rechtes  und  diesem  am 
nächsten  kommen. 

Die  Bestimmungen  gelten  auch  für  den  Inländer,  der  zur 
Zeit  der  Tat  Ausländer  war. 

Anrechnung  einer  im  Auslande  verbüssten 

Strafe. 

§  88.  Wird  jemand  im  Inland  einer  strafbaren  Handlung 
schuldig  erkannt,  wegen  der  er  im  Auslande  eine  Strafe  er¬ 
litten  hat,  so  ist  diese  Strafe  auf  die  neu  zu  verhängende  an¬ 
gemessen  anzurechnen.  Besteht  keine  ähnliche  Strafe  im  In¬ 
land,  so  hat  das  Gericht  zu  bestimmen,  in  welcher  Art  und 
Dauer  sie  auf  die  inländische  Strafe  anzurechnen  sei. 


1)  Betrifft  strafbare  Handlungen  in  Bezug  auf  die  Seeschiffahrt. 
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Würde  das  Gericht  voraussichtlich  keine  strengere  Strafe 
verhängen  als  die  im  Ausland  bereits  vollzogene,  und  kommt 
auch  die  Verhängung  von  Straffolgen  und  Sicherungsmitteln 
nicht  in  Betracht,  so  kann  die  öffentliche  Anklage  die  Verfol¬ 
gung  unterlassen. 

Eine  Strafe,  die  ein  ausländisches  Gericht  verhängt  hat, 
darf  im  Inland  nicht  vollzogen  werden.  — 

Hierzu  tritt  die  Regelung  der  Auslieferung  in  §  89  als 
dritter  Abschnitt : 

§  89.  Inländer  werden  nicht  ausgeliefert.  Ungarische 
“Staatsbürger  und  Angehörige  der  Länder  Bosnien  und  Her¬ 
zegowina  werden  nur  an  ihr  Heimatland  ausgeliefert. 

Die  Verpflichtung,  Angehörige  fremder  Staaten  auszulie¬ 
fern,  wird  durch  Staatsverträge  festgestellt.  Wird  die  Aus¬ 
lieferung  von  einem  ausländischen  Staate  nur  wegen  bestimm¬ 
ter  Handlungen  gewährt,  so  darf  nur  wegen  dieser  Handlun¬ 
gen  verfolgt  werden. 

II.  Vorentwurf  zu  einem  schweizerischen  Strafgesetzbuch 
(April  1908). 

Geregelt  ist  unsere  Materie  im  allgemeinen  Teil  1.  Ab¬ 
schnitt:  Der  Bereich  des  Strafgesetzes. 

Art.  6:  Verbrechen  im  In  lande. 

Nach  schweizerischem  Gesetze  ist  strafbar,  wer  in  der 
Schweiz  ein  Verbrechen  begeht.  Die  Strafe,  die  der  Täter  im 
Auslande  wegen  des  Verbrechens  erlitten  hat,  wird  ihm  an¬ 
gerechnet. 

Ist  ein  Ausländer  wegen  eines  Verbrechens,  das  er  in  der 
Schweiz  begangen  hat,  auf  Ersuchen  des  schweizerischen 
Bundesrats  im  Auslande  verfolgt  und  verurteilt  worden,  und 
ist  die  Strafe  vollzogen,  so  wird  er  wegen  dieses  Verbrechens 
in  der  Schweiz  nicht  mehr  bestraft. 

Art.  7:  Verbrechen  im  Auslande  gegen  die 
Eidgenossenschaft. 

Nach  schweizerischem  Gesetze  ist  strafbar,  wer  im  Aus- 
dande  Hochverrat  (Art.  193)  oder  diplomatischen  Landesver¬ 
rat  (Art.  195)  begeht,  sowie  der  Schweizer  und  der  in  der 
Schweiz  wohnhafte  Ausländer,  der  im  Auslande  einen  An- 
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griff  auf  de  Unabhängigkeit  der  Eidgenossenschaft  (Art.  194) 
unternimmt  oder  militärischen  Landesverrat  (Art.  196)  begeht. 

Die  Strafe,  die  der  Täter  im  Auslande  wegen  des  Ver¬ 
brechens  erlitten  hat,  wird  ihm  angerechnet. 

Art.  8:  1.  Verbrechen  von  Schweizern  im 
A  u  s  1  a  n  d  e. 

Der  Schweizer,  der  im  Auslande  ein  Verbrechen  begeht, 
für  das  nach  schweizerischem  Rechte  die  Auslieferung  bewil¬ 
ligt  werden  könnte,  ist  nach  schweizerischem  Gesetze  straf¬ 
bar,  wenn  er  in  der  Schweiz  betreten  wird,  oder  wenn  er  der 
Eidgenossenschaft  ausgeliefert  wird. 

Ist  die  Tat  im  Ausländ  nicht  strafbar,  so  wird  der  Täter 
nur  auf  Begehren  des  Bundesanwalts  in  der  Schweiz  bestraft. 

Ausserdem  kann  ein  Schweizer,  der  im  Ausland  wegen 
eines  Verbrechens  zu  Zuchthaus  oder  zu  einer  ebenso  schwe¬ 
ren  Strafe  verurteilt  worden  ist,  auf  Begehren  des  Bundesan¬ 
walts  für  mindestens  2  und  höchstens  10  Jahre  in  der  bürger¬ 
lichen  Ehrenfähigkeit  eingestellt  werden. 

2.  Verbrechen  von  Ausländern  im  Auslände 
an  Schweizern. 

Der  Ausländer,  der  im  Auslande  gegen  einen  Schweizer 
ein  Verbrechen  begeht,  für  das  nach  schweizerischem  Recht 
die  Auslieferung  bewilligt  werden  könnte,  ist  nach  schweize¬ 
rischem  Gesetze  strafbar,  wenn  er  in  der  Schweiz  betreten 
und  nicht  an  das  Ausland  ausgeliefert  wird,  oder  wenn  er  der 
Eidgenossenschaft  wegen  dieses  Verbrechens  ausgeliefert 
wird. 

Ist  die  Tat  im  Ausland  nicht  strafbar,  so  wird  der  Täter 
nur  auf  Begehren  des  Bundesanw^alts  in  der  Schweiz  bestraft. 

3.  Bestimmte  Verbrechen  von  Ausländern 
im  Ausland. 

Der  Ausländer,  der  sich  im  Ausland  des  Mädchenhandels 
(Art.  134),  der  Gefährdung  von  verbrecherischem  Gebrauch 
von  Sprengstoffen  und  Sprengbomben  (Art.  146),  oder  der 
Fälschung  von  Geld,  Banknoten,  Emissionspapieren  (Art.  166) 
schuldig  macht,  ist  nach  schweizerischem  Gesetze  strafbar, 
wenn  er  in  der  Schweiz  betreten  und  nicht  ausgeliefert  wird. 
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4.  Der  Täter  wird  in  der  Schweiz  nicht  mehr¬ 
bestraft: 

wenn  ihm  ein  Gericht  des  Auslandes  wegen  des  Verbrechens 
endgültig  freigesprochen  hat,  wenn  die  Strafe,  zu  der  ihn  das 
Gericht  des  Auslandes  verurteilt  hat,  vollzogen,  verjährt  oder 
erlassen  ist. 

Ist  die  Strafe,  zu  der  ihn  ein  Gericht  des  Auslandes  ve- 
urteilt  hat,  teilweise  vollzogen,  so  rechnet  ihm  der  schweize¬ 
rische  Richter  diese  Strafe  an. 

Art.  9:  Ort  der  Begehung. 

Der  Täter  begeht  das  Verbrechen  da,  wo  er  es  ausführt 
oder  auszuführen  versucht,  und  da,  wo  der  Erfolg  des  Ver¬ 
brechens  eingetreten  ist  oder  nach  seiner  Absicht  eintreten 
sollte.  — 

Bezüglich  der  Uebertretungen  wird  im  allgemeinen  Teil 
der  Uebertretungen  bestimmt: 

Art.  236 :  Uebertretungen  im  Auslande. 

Wer  eine  Uebertretung  im  Auslande  begeht,  ist  in  der 
Schweiz  nicht  strafbar. 
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Lebenslauf. 


Ich,  Friedrich  Wilhelm  Schwarz,  bin  geboren  am 
16.  August  1892  als  Sohn  des  Revisionsbeamten  Melchior 
Anton  Schwarz  in  Mannheim.  Nach  Besuch  einer  Vor¬ 
bereitungsschule  trat  ich  im  Herbst  1902  in  die  Sexta  des 
Großh.  Realgymnasiums  zu  Mannheim  ein,  das  ich  im  Herbst 
1911  mit  dem  Zeugnis  der  Reife  verließ.  Hierauf  ließ  ich 
mich  an  der  Universität  in  Heidelberg  als  Studierender  der 
Rechtswissenschaft  immatrikulieren.  Nach  beendetem  Studium 
endlich  ließ  ich  mich  im  Herbst  1915  zwecks  Ablegung  der 
Doktorprüfung  exmatrikulieren,  die  am  1 1.  November  gleichen 
Jahres  erfolgte. 


